IEDLUNG UND WIRTSCHAFT 


ZEITSCHRIFT FÜR DAS GESAMTE SIEDLUNGS-UND WOHNUNGSWESEN 
MITTEILUNGSBLATT DES REICHSVERBANDES 
DER WOHNUNGSFÜRSORGEGESELLSCHAFTEN 
HERAUSGEBER: JUSTUS VON GRUNER ı WILHELM SCHLEMM / FERDINAND NEUMANN 


E R EN SCHRIFTLEITUNG: 
BERLIN-CHARL.2, HARDENBERGSTR. 13 BERLIN W 8, KRONENSTRASSE 72 


15. JAHRGANG ‚ BERLIN JUNI 1933 , HEFT 6 


Gleichſchaltung der provinziellen Heimſtätten 


Die Gleichſchaltung der provinziellen Heimſtätten — Treuhandſtellen für das Wohnungs⸗ 
und Kleinſiedlungsweſen — wird auf dem durch das geltende Geſellſchaftsrecht und die Satzung 
vorgeſehenen Wege erfolgen und nach wenigen Wochen durchgeführt ſein. Die erſte Maßnahme 
beſteht in der Neubildung der Aufſichtsräte. Den neugebildeten Aufſichtsräten wird es vor⸗ 
behalten bleiben, die organiſatoriſchen Veränderungen vorzunehmen, die ſie nach der politiſchen 
und wirtſchaftlichen Lage für notwendig erachten. Insbeſondere wird im Hinblick auf die Be⸗ 
ſtimmung der Aufgaben der Heimſtätten und ihre Abgrenzung gegenüber der öffentlichen Ver⸗ 
waltung und anderen gemeinnützigen Organiſationen eine Ergänzung und Abänderung der 
Geſellſchaftsverträge erfolgen. Die Richtlinien für die Gleichſchaltung der provinziellen Heim⸗ 
ſtätten ſind in dem Erlaß des Herrn Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit — im Einvernehmen 
mit dem Herrn Finanzminiſter — vom 9. Juni 1933 ſeſtgelegt. Der Erlaß leinſchl. Anlage) hat 
folgenden Wortlaut: 


Der Preußiſche Winiſter 


für Wirtſchaft und Arbeit. Berlin WI, den 9. Juni 1933. 
Z.⸗Nr. Z A II. 1100/26. 5. II. L. Leipziger Straße 2. 
Sofort! 


Betrifft: Aenderung des Geſellſchaftsvertrages der 
Heimſtätten (prov. Treuhandſtellen für Wohnungs- 
und Kleinſiedlungsweſen). 


Auf Grund der hier inzwiſchen geführten Verhandlungen erſuche ich unter Aufhebung des 
Erlaſſes vom 31. Mai ds. Is. — ZA. II. 1100/26. 5. L. — im Einvernehmen mit dem Herrn Preu— 
ßiſchen Finanzminiſter, nunmehr die unter dem 28. April 1933 — ZA. II. 1100/24. 4. L. — an⸗ 
geordnete Aenderung des Geſellſchaftsvertrages der dortigen Heimſtätteln) ſowie die danach erforder— 
liche Neubildung des Auſſichtsrats in die Wege zu leiten. Anter die als Vertreter des Staates zu 
entſendenden Aufſichtsratsmitglieder iſt an erſter Stelle der Beauftragte des Preußiſchen Staats⸗ 
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miniſteriums, geſchäftsführender Vorſtand des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, 
Herr Willy Gutzmer in Berlin W 8, Kronenſtraße 72, aufzunehmen. Wegen der Einholung 
meiner und des Herrn Finanzminiſters vorherigen Zuſtimmung zu dieſen Ernennungen verweiſe ich 
auf meinen Runderlaß vom 3. April 1933 — ZA. II. 1100/1. 4. L. —. Eine Abſchrift des demgemäß 
zu erſtattenden Berichtes iſt gleichzeitig auch dem vorbenannten Beauftragten des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums vorzulegen. 

Im übrigen ſind hinſichtlich der Beſetzung der Aufſichtsratsſtellen die in einem Abdruck bei- 
liegenden, für die Gleichſchaltung der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen und der Reviſions⸗ 
verbände aufgeſtellten Richtlinien vom 8. Mai 1933 ſinngemäß in Anwendung zu bringen. 

Zur Herbeiführung einer reibungsloſen Betätigung der Heimſtätten (prov. Treuhandſtellen 
für Wohnungs⸗ und Kleinſiedlungsweſen), im beſonderen auch der baldigen Erledigung der Ab⸗ 
ſchlußarbeiten für das abgelaufene Geſchäftsjahr erſuche ich, für möglichſt beſchleunigte Durchführung 
der getroffenen Anordnungen beſorgt zu ſein und mir über das Geſchehene bis zum 5. Juli ds. Is. 
zu berichten. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


Der Kommiſſar des Reichs: 


In Vertretung: 
gez.: Dr. Clauſſen. 


Anlage: 


Richtlinien für die Gleichſchaltung der Gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmen und der Reviſionsverbände. 


Im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Miniſte rium erſuche ich die angeſchloſſenen baugenoſſenſchaft⸗ 
lichen Reviſionsverbände, der Ausführung des Beſchluſſes des Geſamtvorſtandes des Hauptverbandes Deut— 
ſcher Baugenoſſenſchaften und -Geſellſchaften e. V. vom 24. 4. 1933 folgende Richtlinien zugrunde zu legen: 


1. Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen (Baugenoſſenſchaften, -geſellſchaften, Vereine) find die 
Träger einer auf ſoziale Ziele abgeſtellten Wohnungs- und Siedlungspolitik. Sie ſind gleichzeitig Organe der 
Wirtſchaft, die nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu arbeiten und zu wirtſchaften haben und mittelbar Or⸗ 
gane der öffentlichen Wohnungs- und Siedlungspolitik, deren ſich die Regierungen des Reichs und der Länder 
zur Behebung der Wohnungsnot, Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe der minderbemittelten Volksgenoſſen 
und zur Erreichung ihrer ſonſtigen wohnungs- und ſiedlungspolitiſchen Ziele bedienen. Hieraus ergibt ſich die 
Notwendigkeit, daß 


einerſeits die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen unter ſachkundiger und erfahrener Leitung ſtehen 
und daß andererſeits die Verwaltungsorgane ſowohl der Reviſionsverbände wie der einzelnen gemein⸗ 
nützigen Wohnungsunternehmen in ihrer Mehrheit mit Perſönlichkeiten beſetzt ſind, die auf dem Boden 
der nationalen Regierung ſtehen. 


2. Damit die durch die nationale Revolution ausgelöſten geiſtigen und nationalen Kräfte zum Durch— 
bruch gelangen können, iſt nach dem Beiſpiel des Hauptverbandes durch freiwilligen Rücktritt gewählter oder 
freiwillige Zurückziehung benannter oder beſtellter Mitglieder der Verwaltungsorgane (Vorſtand, Aufſichts⸗ 
rat, Verwaltungsrat, Ausſchuß, Beirat, Vertreterverſammlung) der Weg für eine Neubeſetzung freizumachen. 
Hierbei iſt jedoch darauf zu achten, daß die Geſchäfts führung als ſolche nach wie vor geſichert ſein muß. 
Demgemäß iſt wie folgt zu verfahren: 


a) Die verantwortliche Leitung der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen und der Verbände darf nur in 
den Händen von Perſönlichkeiten mit wirtſchaftlicher Erfahrung und mit Kenntniſſen auf dem Arbeits⸗ 
gebiete der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen liegen. Das Ziel muß ſein, die Leitung der Woh⸗ 
nungsunternehmen und Verbände nicht zu verſchlechtern, ſondern unter Hochhaltung des alten Grund⸗ 
ſatzes der gemeinnützigen Bauvereinsbewegung: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ zu verbeſſern. Dieſes 
Ziel muß unter möglichſter Ausſchaltung derjenigen Perſönlichkeiten erreicht werden, die nicht auf dem 
Boden der nationalen Regierung ſtehen. Demgemäß Dielen den Verwaltungsorganen keine ſtaats- oder 
wirtſchaftsfeindlich eingeſtellten Perſonen angehören. Als ſolche gelten Angehörige der kommuniſtiſchen 
Partei (KPD, RG, Sozialiſtiſche Arbeiterpartei). Staats- und wirtſchaftsfeindlich können auch Ange⸗ 
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hörige der SPD und der freien Gewerkſchaften ſein, die ſich ſchon bisher durch Wühlarbeit oder durch 

aggreſſive Agitation betätigt haben, bei denen der Verdacht der Anzuverläſſigkeit ihrer nationalen Ein⸗ 

ſtellung beſteht, die ihre Stellung als Verwaltungsmitglieder dazu mißbraucht haben, eine einſeitige 

Parteiherrſchaft aufzurichten, oder bei denen ähnliche Bedenken gegen ihre ſtaatliche oder wirtſchaftliche 

Einſtellung beſtehen. Unter keinen Amſtänden dürfen Perſönlichkeiten in den Verwaltungsorganen ver⸗ 

bleiben, die ihre Stellung zur Erlangung perſön licher Vorteile für ſich oder andere mißbraucht haben, 

auf die ſie nach Geſetz oder Satzung keinen Anſpruch hatten. 

Soweit die Verwaltungsorgane eines Wohnungsunternehmens nicht aus Perſönlichkeiten beſtehen, die 

den zu a) erwähnten Anforderungen entſprechen, ſind unverzüglich Generalverſammlungen zwecks Neu⸗ 

beſtellung der Verwaltungsorgane einzuberufen. Bis zur Generalverſammlung bleiben diejenigen Per⸗ 

ſönlichkeiten, die nach Geſetz und Satzung im Amte bleiben müſſen, um eine geordnete 5 

aufrecht zu erhalten, vorläufig im Amt. Alle übrigen legen ihre Aemter ſofort nieder. In der General⸗ 

verſammlung legen auch die vorläufig im Amte verbleibenden Mitglieder der Verwaltungsorgane ihr 

Amt nieder, ſo daß eine völlige Neubeſetzung der Organe vorgenommen werden kann. 

c) Die Neubeſetzung der Verwaltungsorgane ſoll unter Beachtung von 0 13 Gem. Vo. mit möglichſter Be⸗ 
ſchleunigung vorgenommen und nicht unnötig verzögert werden. Bewährte Vorſtands⸗ oder Aufſichtsrats⸗ 

mitglieder, gegen die im Sinne dieſer Richtlinien Bedenken nicht zu erheben ſind, ſollen möglichſt für 
ihre Aemter erhalten bleiben. 
Soweit die Beſetzung von Verwaltungsorganen, insbeſondere bei den Mitgliedsverbänden durch 
die Zuſammenſetzung der Organe der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen bedingt iſt, ſollen die Neu⸗ 
wahlen möglichſt erſt nach Neubeſetzung der Verwaltungsorgane der gemeinnützigen Wohnungsunterneh⸗ 
men ſelbſt vorgenommen werden. Die Glei ng, iſt alſo auf der Baſis der ee fortſchrei⸗ 
tend zur Spitze durchzuführen. Demgemäß ſollen, ſoweit nicht die Möglichkeit der Gleichſchaltung bereits 
jetzt gewährleiſtet iſt, Verbandstage der Reviſions verbände bis auf weiteres nicht abgehalten werden. 

e) Im Intereſſe einer Vereinfachung der Verwaltung der Verbände und der gemeinnützigen Wohnungsunter⸗ 
nehmen ſowie der Koſtenerſparnis iſt darauf hinzuwirken, daß die Zahl der Mitglieder der Organe 
möglichſt gering gehalten wird. Soweit dazu die Aenderung von Satzungen notwendig iſt, ſind die Be⸗ 
ſchlüſſe bei der nächſt möglichen Gelegenheit zu faſſen. Ueberflüſſige Organe ſind zu beſeitigen. 

1) Zwecks Durchführung des Führerprinzips iſt von ſämtlichen Wohnungsunternehmen demgemäß die 
Muſterſatzung des Hauptverbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften und e e anzunehmen, wonach 
der Vorſtand (die Geſchäftsführung) der Unternehmen nicht von der Generalverſammlung (Geſellſchafter⸗ 
verſammlung), ſondern vom Aufſichtsrat des Wohnungsunternehmens geſtellt wird (vgl. 58 20, 22 u. 31). 


3. Zur Ausführung des Beſchluſſes des Geſamtvorſtandes des Hauptverbandes und der vorſtehend dar— 
geſtellten Richtlinien hat zunächſt folgendes zu geſchehen: 
a) Die Verbände teilen mir bis zum 20. d. Mts. mit, daß fie die von ihnen benannten Mitglieder des Ver: 
waltungsrats und des Verbandstages des Hauptverbandes zurückziehen. 


b) Die Verbände übermitteln ihren Mitgliedern unverzüglich die vorſtehenden Richtlinien mit der Auffor⸗ 
derung zur Durchführung vorſtehender Richtlinien und Mitteilung bis zum 15. Juni 1933 an ihren Revi⸗ 
fionsverband, daß die Umgeſtaltung der Verwaltungsorgane im Sinne dieſer Richtlinien eingeleitet iſt, 
und des Termins, an dem die Umgeſtaltung endgültig durchgeführt ſein wird. Die noch im Amte be⸗ 
findlichen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen haben eine 
Erklärung nach beifolgendem er abzugeben, die von dem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
unter Beifügung eines Verzeichniſſes der Vorjtands- und Aufſichtsratsmitglieder ſeinem Reviſionsver⸗ 
band bis zum 15. Juni 1933 einzureichen iſt. Mitglieder der SPD. oder frühere Angehörige dieſer 
Partei haben dieſe Tatſache anzugeben. 

Ebenſo iſt nach erfolgter Neuwahl hinſichtlich der neu gewählten Mitglieder der Verwaltungsorgane 
zu verfahren. 

c) Die Reviſionsverbände und die ihnen von mir beigegebenen Vertrauensleute prüfen die abgegebene Er⸗ 
klärung daraufhin, ob die Richtlinien beachtet ſind und teilen mir bis zum 1. Juli mit, welche angeſchloſ⸗ 
ſenen Wohnungsunternehmen den Richtlinien entſprochen und welche ihnen noch nicht entſprochen haben. 

d) Sollte bis zum 1. Juni die Umgeſtaltung bei einzelnen Wohnungsunternehmen noch nicht einge⸗ 
leitet ſein, jo iſt vom Reviſionsverbande unverzüglich bei mir die Einſetzung eines beſonderen Beauf⸗ 
tragten zur Wahrung der laufenden Geſchäftsfüh rung zu beantragen. 

e) Beſtehen Zweifel an der Einſtellung eines Mitgliedes eines Verwaltungsorganes hinſichtlich feiner ſtaat⸗ 
lichen oder wirtſchaftlichen Einſtellung, ſo ſind Reviſionsverband und Vertrauensmann verpflichtet, die 
erforderlichen Erkundigungen einzuziehen. 

f) Die Verbandsreviſoren haben bei allen Reviſionen die genaue Durchführung der Richtlinien ſtrengſtens 
nachzuprüfen und ſind mir perſönlich hierfür verantwortlich. 

8) Die Reviſionsverbände ſind verpflichtet, über die Durchführung etwa notwendig werdender Aenderungen 
der Satzung der angeſchloſſenen Wohnungsunternehmen zu wachen und mir zu berichten. 

h) Di eſchloſſenen Reviſionsverbände berichten mir bis zum 1. Juni, in welcher Weiſe ſie hinſichtlich 

E W dem Beſchluſſe des Geſamtvorſtandes des Hauptverbandes und den Richtlinien 
entſprochen haben. Erklärungen der Mitglieder der Verbandsorgane nach Anlage zu b) find dem Ber 
richte beizufügen. 5 2 222 

i) Soweit von einzelnen Ländern Stgatskommiſſare für die angeſchloſſenen Reviſionsverbände oder die ge⸗ 
meinnützigen Reviſionsverbände beſtellt ſind, wird die Gleichſchaltung von mir im Einvernehmen mit den 
Staatskommiſfaren durchgeführt werden. 


Berlin, den 8. Mai 1933. 


b 


— 
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Die bevölkerungspolitiſche Lage von Pommern 


im Laufe der letzten hundert Jahre 
Von Dr. W. Witt, Greifswald. 


Bei den veränderten Wirtſchafts- und Lebens⸗ 
bedingungen im Deutſchland der Nachkriegszeit 
hat man mehr als zuvor Fragen bevölkerungs⸗ 
politiſcher Art Aufmerkſamkeit geſchenkt; Fragen 
nach dem Verhältnis des vorhandenen Nahrungs- 
ſpielraumes zur gegenwärtigen und zukünftigen 
Bevölkerungsmenge, nach dem natürlichen Wachs⸗ 
tum der Bevölkerung und ſeiner Veränderung, 
nach dem Rückgang des Geburtenüberſchuſſes oder 
der Abwanderung vom Lande in die Städte ſind, 


hunderts iſt natürlich auf wenigen Seiten nicht 
möglich. Nur die wichtigſten Punkte, die viel: 
leicht allgemeineres Intereſſe beanſpruchen dür- 
fen, ſollen daher im folgenden kurz geſtreift 
werden. 

Daß Pommern zu den am dünnſten bevölkerten 
Gebieten des Deutſchen Reiches gehört, iſt be— 
kannt; einer durchſchnittlichen Bevölkerungs- 
dichte von 134 Einwohnern je qkm im Deutſchen 
Reich nach der letzten Volkszählung im Jahre 
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Abb. I. Die Bevölkerungsdichte in Pommern 1925 


meiſt für das ganze Deutſche Reich oder doch für 
größere Teile desſelben, in umfangreichen Wer- 
ken oder kleinen Aufſätzen erörtert worden. Für 
kleinere Gebiete liegen genauere Unterſuchungen 
verhältnismäßig wenig vor. Es mag das zu— 
ſammenhängen mit der Schwierigkeit in der Be- 
ſchaffung des erforderlichen Zahlenmaterials, das, 
ſoweit es überhaupt vorhanden iſt, von den 
ſtatiſtiſchen Aemtern meiſt nur zu einem kleinen 
Teil veröffentlicht werden kann, ſo daß bei Son⸗ 
derunterſuchungen faſt immer langwierige hand» 
ſchriftliche Auszüge aus unveröffentlichtem ſtatiſti⸗ 
ſchen Material nötig werden. 

Für die Provinz Pommern ein Bild zu 
entwerfen nicht nur von ihrer gegenwärtigen be= 
völkerungspolitiſchen Lage, ſondern auch von 
deren Entwicklung im Laufe des letzten Jahr— 


1925 ſteht in der Provinz Pommern nur eine 
ſolche von 62 Einwohnern je qkm gegenüber. Auch 
bei dieſer Zahl iſt noch zu bedenken, daß ſie in⸗ 
folge der Einrechnung der Einwohnerzahlen der 
kleineren und größeren Städte weſentlich höher 
ausfällt, als die Bevölkerungsdichte in den weit⸗ 
aus größten Teilen von Pommern wirklich iſt. 
Berechnet man die Dichte für die einzelnen Ge⸗ 
meinden (vgl. Abb. 1), jo ergibt ſich, daß in wei- 
ten Gegenden wie in der Ueckermünder 
Heide, Teilen der Inſeln UAſedom und Wol- 
lin, des Gebietes nördlich Gollnow oder 
Teilen des hinterpommerſchen Höhenrückens die 
Dichte unter 25 bleibt, daß die größten Flächen 
der Provinz der Dichteſtufe 25—50 angehören und 
nur verhältnismäßig kleine Räume wie die 
Küſtenzone nördlich einer Linie Köslin — 
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Schlawe mit einer Dichte von 50—75 oder 
kleine iſolierte Flächen wie die der Badeorte, 
der Induſtriegemeinden in der Ueckermünder 
Heide oder der meiſten Städte ſich über die ge= 
nannten Zahlen erheben. 

Die Gründe für dieſe ungleiche Verteilung der 
Bevölkerung im einzelnen aufzuzeigen, iſt hier 
nicht möglich. Nur ſo viel mag geſagt werden, 
daß nicht nur die ausgedehnten Forſten, uns 
günſtige Boden- und Klimaverhältniſſe, ſondern 
vor allem der jtarfe Anteil des in früheren Jahr⸗ 
hunderten durch das Bauernlegen erheblich ge⸗ 
wachſenen Großgrundbeſitzes an der landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Fläche die Dichte außerordent⸗ 
lich heruntergedrückt; beträgt fie doch im Durch⸗ 
ſchnitt für die Gutsbezirke nur 22,1 (1925) Ein⸗ 
wohner je akm gegenüber einer mittleren Dichte 


verdoppelt. Seit dieſer Zeit hat ſich das Ans 
wachſen weſentlich verlangſamt; betrug die durch⸗ 
ſchnittliche jährliche Zunahme auf 1000 der mitt- 
leren Bevölkerung in den Jahren 1816/55 noch 
16,4, ſo ſank dieſe Zahl in der folgenden Zeit 
(1855/1900) auf 5,3. Im Jahre 1880 war die 
Dichte auf 51,1 geſtiegen; in dem Jahrzehnt von 
18801890 trat ſogar ein geringer Rückgang ein, 
dem dann bis 1925 wieder ein Anſtieg folgte, der 
aber weſentlich langſamer war als für das Deut⸗ 
ſche Reich: 1871 betrug die Bevölkerungsdichte 
für Pommern 47,5, für das Reich 75,9; 1900 
waren die entſprechenden Zahlen bereits 50,5 
bzw. 91,3, im Jahre 1925: 62,1 bzw. 134,1. Dem⸗ 
gemäß erlitt auch der Anteil Pommerns an der 
Reichsbevölkerung eine Verſchiebung. 

Gleichzeitig änderte ſich das Verhältnis der 
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von etwa 60 in den Landgemeinden. Spürt man 
in Fällen ſtärkerer Bevölkerungsanhäufung im 
einzelnen den Gründen nach, ſo kann man faſt 
jedesmal feſtſtellen, daß ſie in Verhältniſſen lie⸗ 
gen, die dem ſonſt überwiegend landwirtſchaft⸗ 
lichen Charakter der Provinz nicht entſprechen 
(Standorte von Induſtrie, ſtärkerer Anteil ge⸗ 
werblicher Bevölkerung, Fremdenverkehr u. ä.). 

Es iſt intereſſant, ſich die Aenderung der Be⸗ 
völkerungsdichte in Pommern während des letz⸗ 
ten Jahrhunderts zu vergegenwärtigen und ſie 
mit der jeweiligen Bevölkerungsdichte im Deut⸗ 
ſchen Reich zu vergleichen, da dadurch zugleich der 
Anteil Pommerns an der Reichsbevölkerung und 
ſeine bevölkerungspolitiſche Bedeutung für Deutſch⸗ 
land gekennzeichnet wird (vgl. Abb. 2). Mit 
einer Einwohnerzahl von rund 683 000 Menſchen 
hatte Pommern im Jahre 1816 eine Dichte von 
rund 23 Einwohnern je akm; ſchon 1861, alſo in 
weniger als 50 Jahren, hatte ſich dieſe Zahl etwa 
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Abb. 2 
Aenderung der Bevölkerungs- 
dichte in Pommern 1816-1925 


onen 
D Reich 


Einwohnerzahl der Städte zu der des platten 
Landes ganz erheblich. Im Jahre 1846 wohnten 
in 72 Städten, von denen nur 5 über 10 000 Ein⸗ 
wohner zählten (Stettin 45800, Stralſund 
18452, Stargard 13 425, Greifswald 
12 691, Stolp 10 079), insgejamt 330 135 Men⸗ 
ſchen, ſo daß das Verhältnis der in Städten 
lebenden Bevölkerung zu der des platten Landes 
(834 940) ſich auf 28,3: 71,7% der Gejamtbevölfe- 
rung belief. Im Jahre 1925 war die Einwohner⸗ 
zahl für dieſe Städte auf 817 821, für das platte 
Land auf 1060960 geſtiegen, jo daß ſich das ent⸗ 
ſprechende Verhältnis auf 43,5: 56,5% der ges 
ſamten Wohnbevölkerung (1878781) geändert 
hatte; dabei bildeten ſich die größeren Städte 
immer mehr zu Bevölkerungsſchwerpunkten her⸗ 
aus, ſo daß, nach Gemeindegrößenklaſſen geordnet, 
allein in Stettin, das ſich als einzige der pommer⸗ 
ſchen Städte zu einer Großſtadt entwickeln konnte, 
ſchon 13,5%, in der dann folgenden Mittelgruppe 


von Orten mit 20—50 000 Einwohnern weitere 
10,6% der Geſamtbevölkerung Pommerns wohn⸗ 
ten, während die Kleinſtädte im Laufe des Iahr- 
hunderts ein relativ geringes Wachstum zeigen 
und ihre Einwohnerzahlen während der letzten 
80 Jahre teilweiſe nicht einmal verdoppelt haben 
(3. B. Körlin 1846: 2464, 1925: 2904; Ber⸗ 
gen 1846: 3286, 1925: 4598; Barth 1846: 4871, 
1925: 7191; Loitz 1846: 3023, 1925: 3612 Ein⸗ 
wohner). 

Der Anſtieg der Bevölkerungsdichte in Pom— 
mern iſt alſo zu einem nicht unweſentlichen Teil 
zurückzuführen auf das Anwachſen der mittleren 
und größeren Städte. Bedeutend ſchwächer iſt die 
Steigerung auf dem platten Lande, die durch die 
Intenſivierung der Landwirtſchaft, vor allem 
durch den Uebergang von der Dreifelderwirtſchaft 
zur Fruchtwechſelwirtſchaft möglich wurde. Da 
zugleich aber auch der Lebensſtandard der Be— 
völkerung geſtiegen iſt, hat es den Anſchein, als 
wenn die Bevölkerungskapazität jedenfalls der 
Landwirtſchaft in Pommern — wie den meiſten 
landwirtſchaftlichen Gebieten Deutſchlands und 
ſogar Europas — nahezu erſchöpft ſei und als 
wenn man, gleichen Stand der Landwirtſchaft 
und gleichen Lebensſtandard vorausgeſetzt, mit 
einer weſentlichen Steigerungsmöglichkeit der 
Dichte in der nächſten Zeit nicht mehr rechnen 
könne. Das ergibt ſich auch aus einem Vergleich 
der Zahlen für die berufliche Gliederung der Be⸗ 
völkerung in den letzten Jahrzehnten; man erhält 
ſo einen Eindruck von dem zahlenmäßigen Ueber— 
wiegen der landwirtſchaftlichen Bevölkerung in 
den weitaus meiſten Kreiſen der Provinz. Ein 
Vergleich der beiden Jahre zeigt aber zugleich, 
daß in dem unterſuchten Zeitraum die Zahl der 
in Land⸗ und Forſtwirtſchaft beſchäftigten Be⸗ 
wohner ſich in Pommern — im Gegenſatz zu an⸗ 
dern oſtdeutſchen Gebieten — faſt auf der gleichen 
Höhe gehalten hat, eher aber ein wenig zurück⸗ 
gegangen als geſtiegen iſt, während die in Hand⸗ 
werk und Induſtrie tätige Bevölkerung beſonders 
im unteren Odergebiet (Stettin, Random), 
im Kreis Ueckermünde, auf Ujedom— 
Wollin und in den Stadtkreiſen einen erheb⸗ 
lichen Zuwachs erfahren hat. Immerhin machte 
auch 1925 für Geſamtpommern die landwirtſchaft⸗ 
liche Bevölkerung noch 41,0%, die gewerbliche und 
induſtrielle nur 25,5% der geſamten Wohnbevölke⸗ 
rung aus; auch in dieſen Zahlen kommt der über⸗ 
wiegend landwirtſchaftliche Charakter der Provinz 
Pommern zum Ausdruck. 

Das verhältnismäßig langſame Anwachſen der 
Geſamtbevölkerung ſcheint in Widerſpruch zu 
ſtehen mit den Zahlen für den Geburtenüber⸗ 
ſchuß, der bekanntlich beſonders für die ländlichen 
Gebiete recht hoch iſt. Allerdings iſt auch in 
Pommern wie im Deutſchen Reich die Zahl der 
Geburten (vgl. Tab. 1) und damit auch der Ge⸗ 
burtenüberſchuß — wenngleich auch die 


Tabelle I 
Bevölkerungsbewegung in Pommern 
1841-1910 


Durchſchnittlich 
jährlich auf 1000 der mittleren Bevölkerung 


Zeitraum Ge⸗ Bevölke-] Wande⸗ 


rungs- 
burten bilanz 


1841/50 . N 14.3 a 
1851/60 39.9 12.0 — 2.2 
1861/70 40.0 0 — 82 
1871/80 40.2 0 — 8.3 
1881/90 38.5 — — 14.6 
a 2 — 1.0 

8 8.2 


82 


Anzahl der Sterbefälle infolge der verbeſſerten 
Lebens⸗ und Wohnweiſe und der Fortſchritte der 
mediziniſchen Wiſſenſchaft zurückging — im Laufe 


der Jahrzehnte ſtändig geſunken. Betrug der 
durchſchnittliche jährliche Geburtenüberſchuß im 
Jahrzehnt 1841/50 noch 14,7% der mittleren Be⸗ 
völkerung, ſo hat die Zahl für das Mittel der 
Jahre 1901/1910 auf 13%, in der Nachkriegszeit 
noch erheblich ſtärker abgenommen (1926: 8,9; 
1928: 8,7; 1930: 7,4% j ) und einen Stand erreicht, 
der dem Geburtenüberſchuß des Deutſchen Reiches 
(1930: 6,5%) bereits ſehr nahe kommt. Bei 
einem weiteren Sinken wird die Provinz Pom— 
mern aufhören, die bevölkerungspolitiſche Rolle 
im Rahmen Deutſchlands zu ſpielen, die es wäh⸗ 
rend vergangener Zeiten wegen ſeines hohen Ge⸗ 
burtenüberſchuſſes ſpielen konnte und wegen ſeiner 
geringen Bevölkerungskapazität ſpielen mußte: 
es wird aufhören, eines der Menſchenreſervoire 
zu ſein, aus denen andere Teile Deutſchlands, vor 
allem die aus ſich heraus nicht lebensfähigen 
Großſtädte, ihren größeren Menſchenbedarf auf- 
füllen können. 

Die Zahlen der Tab. 1 zeigen, daß die wirkliche 
Bevölkerungszunahme in allen Jahrzehnten von 
1841 bis 1910 geringer geweſen iſt, als man nach 
der Höhe des Geburtenüberſchuſſes hätte erwarten 
müſſen. Der Anterſchied, der beſonders in der 
Zeit von 1881 bis 1890 ſo ſtark anſteigt, daß ſo⸗ 
gar eine abſolute Volksabnahme eingetreten iſt, 
muß alſo durch Wanderung abgegeben wor⸗ 
den ſein, entweder durch Auswanderung nach 
überſeeiſchen Ländern und über die „trockenen“ 
Grenzen des Deutſchen Reiches hinaus oder durch 
Binnenwanderung nach anderen Teilen des Rei⸗ 
ches ſelbſt. Ueber die „trockene“ Auswanderung 
laſſen ſich zahlenmäßige Angaben kaum machen. 
Die Entwicklung der überſeeiſchen Auswanderung 
von 1871 bis 1931, die ſich in der Hauptſache nach 
Nordamerika, neuerdings auch nach Lateinamerika 
und Afrika richtete und in den Jahren 1881 und 
1882 mit 26 106 bzw. 23 311 Menſchen ihr höchſtes 
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Ausmaß erreichte, veranſchaulicht die Kurve der 
Abb. 3, die durch ihren Verlauf in gewiſſer Weiſe 
gleichzeitig die wirtſchaftlichen Verhältniſſe inner⸗ 
halb Pommerns widerſpiegelt; charakteriſtiſch iſt 
beiſpielsweiſe der Anſtieg kurz nach der Infla⸗ 
tionszeit. Berechnet man die Zahl der Aus⸗ 
wanderer auf 100 000 Perſonen für Pommern, 
Preußen und das Deutſche Reich, ſo liegen dieſe 
Verhältniszahlen für Pommern bis 1896 weſent⸗ 
lich höher als für Preußen und das Reich, um ſich 
ihnen dann mehr und mehr zu nähern. 
Gegenwärtig iſt die überſeeiſche Auswanderung 
ihrer Höhe nach faſt bedeutungslos geworden 
gegenüber der andern Art der Bevölkerungsver⸗ 
minderung, der Binnenwanderung, welche 
die überſeeiſche Auswanderung in gewiſſem 
Sinne abgelöſt hat und welche — unter dem 
mißverſtändlichen Namen „Landflucht“ faſt zu 
einem Schlagwort geworden — in den letzten 
Jahren das Intereſſe weiteſter Kreiſe gefunden 
hat, über die aber häufig recht unklare Vor⸗ 
ſtellungen beſtehen. Ein Austauſch größerer Be⸗ 
völkerungsmengen zwiſchen der Provinz Pom⸗ 
mern und andern deutſchen Gebieten war natür⸗ 
lich erſt möglich ſeit der in den Jahren 1842 für 
Preußen (interkommunale Aufenthaltsfreiheit), 
1867— 71 für den Norddeutſchen Bund und das 
Deutſche Reich erklärten Freizügigkeit, da vorher 
die Bevölkerung eng an die Scholle gebunden 
war. Ueber Umfang und Richtung der Wande- 
rungen liegen von K. Keller genauere Unter- 
ſuchungen für die Zeit von 1871 bis 1925 vor, 
aus denen hervorgeht, daß in allen Vorkriegs⸗ 
jahrzehnten die Provinz Pommern nicht nur be⸗ 
deutende Menſchenmengen nach andern Gebieten 
abgegeben hat, ſondern gleichzeitig eine Zuwande⸗ 
rung aus andern Teilen des Reiches erfuhr, die 
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Entwicklung der 
überſeeiſchen Auswanderung 
aus Pommern 1871-1931 


zahlenmäßig freilich immer geringer geblieben ilt, 
die Wanderungsbilanz als die Differenz zwiſchen 
Zuwanderung und Abwanderung iſt daher in 


allen Zeiträumen für Pommern negativ, alſo ein 
Bevölkerungsverluſt (vgl. Abb. 4), der einen recht 
erheblichen Prozentſatz des Geburtenüberſchuſſes 
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Abb. A 


Abwanderung, Zuwanderung und Wanderungsverluſt 
in Pommern 1871—1925 


ausmacht. Der geſamte Wanderungsverluſt der 
Provinz Pommern von 1840 bis 1910 iſt auf 
744 000 Menſchen = 52,7 des Geburtenüber⸗ 
ſchuſſes berechnet worden. Hauptziel der Ab- 
wanderer iſt in allen Zeiträumen (vgl. Tab. 2) 


Tabelle II 
Hauptrichtungen der Abwanderung aus Pommern 
18801925 


Der Wanderungsverluſt Pommerns betrug gegenüber 
Branden⸗ 
ur, 


einſchl. 
Berlin 


Jahrzehnt Weſt⸗ 


falen 


Rheins 
provinz 


Hannover 


Holſtein 


1871/80 . 706 1424 
1881/90 . 84 | 1145 
1891/1900 2710 | 2997 


1914/25 . 853 187 


Berlin — wo ſchon 1880 rund 65 000 Pommern 
wohnten — und die Mark Brandenburg, denen 
gegenüber das weſtliche Induſtriegebiet Deutſch⸗ 
lands, ſonſt eines der Hauptwanderungsziele für 
die Abwanderung aus dem deutſchen Oſten, weit 
in den Hintergrund gerückt erſcheint. Auch in der 
Nachkriegszeit iſt dieſe Richtung erhalten geblie⸗ 
ben. Nach der Wohnſitzbefragung bei der letzten 
Volkszählung hatte Pommern in den Jahren von 
1914 bis 1925 bei einer Wanderungsbilanz von 
— 24 195 Menſchen eine Abwanderung von 96 836, 
eine Zuwanderung von 72 641 Perſonen (Zu: 
wanderung — 75% der Abwanderung). Als 
Gegenden, aus denen Pommern Bevölkerung an⸗ 
ſaugt, treten ſchon in der Vorkriegszeit Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, teilweiſe auch Poſen und Schleſien 


203 


hervor. Nach der Grenzziehung des Verſailler 
Diktats richtete ſich vor allem aus den an Polen 
abgetretenen Gebieten ein großer Flüchtlings⸗ 
ſtrom nach Pommern; allein aus Poſen-Weſt⸗ 
preußen empfing Pommern bis zum Jahre 1925 
eine Zuwanderung von 49 836 Menſchen. 

Daß nicht alle Teile Pommerns gleichmäßig von 
der Abwanderung betroffen worden ſind, möge die 
Abb. 5 zeigen, auf der die Wanderungsbilanz für 
die Zeit von 1910 bis 1925 dargeſtellt worden iſt. 
Einen nicht unbeträchtlichen Wanderungsgewinn 
haben die Städte zu verzeichnen; beträgt dieſer 
bei Stolp, Köslin, Kolberg etwa je 
5000, bei Stargard 3100 Perſonen, ſo hat vor 
allem die Induſtrie Stettins auf ſeine Um⸗ 
gebung und der Fremdenverkehr der Inſeln Uſe— 
dom und Wollin bevölkerungsverdichtend ge— 


Abwanderung: 


Punkt- So Personen 


Abb. 5 Wanderungsbi 


wirkt, während die überwiegend landwirtſchaft⸗ 
lichen Gebiete Verluſte erlitten haben. Ueber 
die Höhe dieſer negativen Wanderungsbilanz be— 
gegnet man freilich häufig falſchen Vorſtellungen; 
ein Vergleich mit der Karte des Geburtenüber⸗ 
ſchuſſes wird davon überzeugen, daß auch in den 
Gebieten ſtärkſter Abwanderung deren Ausmaß 
ſtets niedriger bleibt als der Geburtenüberſchuß, 
daß man alſo kaum ein Recht hat, von „Land⸗ 
flucht“ in dem Sinne zu ſprechen, daß Pommern 
im Begriff ſei, ein „Raum ohne Volk“ zu werden. 

Immerhin darf nicht verkannt werden, daß 
dieſe Abwanderung außerordentliche Gefahren in 
ſich birgt. Wenn es das Schickſal der Landwirt⸗ 
ſchaft iſt, daß ſie mehr Menſchen hervorbringt 
als ſie beſchäftigen kann, ſo daß eine Abwande⸗ 
rung ſchlechterdings notwendig wird, ſo muß man 
andererſeits berückſichtigen, daß es meiſt, wie ſich 
aus dem Altersaufbau der Bevölkerung ergibt, die 


Menſchen im arbeitskräftigen Alter von 18 bis 
35 Jahren geweſen ſind, welche der Heimat den 
Rücken kehrten, getrieben durch wirtſchaftliche Be⸗ 
weggründe, wie die Verſchlechterung der ſozialen 
Lage, als der urſprüngliche Naturallohn durch 
Geldlohn erſetzt worden war, oder durch beſſere 
Verdienſtmöglichkeit bei kürzerer Arbeitszeit. Für 
ſie hatte die Heimat die Koſten der Erziehung uſw. 
aufwenden müſſen, ohne daß ſie ſpäter von ihrer 
Arbeitskraft einen Nutzen haben konnte. Viel⸗ 
leicht war das noch der Fall geweſen in den Anz 
fängen der Abwanderung, als dieſe nur eine Zeit⸗ 
wanderung war, bei welcher die Familie daheim 
blieb, während der Mann in der arbeitsitillen 
Zeit des Winters in der Stadt Verdienſt juchte, 
oder auch noch in der Zeit der „Sachſengängerei“ 
nach den weſtelbiſchen Rübengebieten, aber nicht 


Zuwanderung: 
III schwach 


GEL stark 
ER sehr stark 


anz in Pommern 1910-1925 


mehr, als ſchließlich dieſe urſprüngliche Zeitwande— 
rung in eine dauernde Anſiedlung in dem fremden 
Gebiet überging. 

Die Abwanderung hatte eingeſetzt mit der 
ſtärkeren Induſtrialiſierung Deutſchlands. Der 
Uebergang zur fabrikmäßigen Herſtellung der 
Waren untergrub den Handwerker. Die Fabrik 
zog durch eine Lohnhöhe, welche die Landwirt- 
ſchaft nicht geben kann, Menſchenmaſſen an, ſie 
lieferte die Dreſch⸗ und Mähmaſchine, welche 
Landarbeiter und Bauernſöhne — gerade klein⸗ 
und mittelbäuerliche Betriebe ſtellten die Mehr⸗ 
zahl der Abwanderer — ihrerſeits zur Abwande- 
rung in die Fabrik zwang, in der ſie vielleicht 
ſelber wieder Dreſch- und Mähmaſchinen her⸗ 
ſtellten. Während ſo trotz der Produktionsſteige⸗ 
rung der Landwirtſchaft nur ein Teil des Ge⸗ 
burtenüberſchuſſes in der Provinz feſtgehalten 
werden konnte, erfolgte in den Induſtriegebieten 
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und Großſtädten ein lawinenartiges Anwachſen 
der Bevölkerungszahlen. Allerdings ſcheint heute 
der Höhepunkt dieſer Entwicklung bereits über⸗ 
ſchritten zu ſein, wenn man die Entwicklung der 
letzten Jahre, in denen der frühere ſtändige Wan⸗ 
derungsgewinn der Städte einem Wanderungs⸗ 
verluſt (Berlin 1930: 2,0, 1931: 7,7; Stet⸗ 
tin 1930: 3,2, 1931: 0,8%) gewichen iſt, übers 
haupt als maßgebend anſehen darf; der heutige 
Wanderungsverluſt der Städte beruht jedenfalls 
nicht auf einer verſtärkten Rückwanderung aufs 
Land, ſondern (wegen der gleichen Arbeitsloſig⸗ 
keit in den Städten) auf einem Stocken der Zu⸗ 
wanderung vom Lande. 

Man hat verſucht, die Bevölkerungsbewegungen 
planmäßig zu beeinfluſſen, den Geburtenüber⸗ 
ſchuß in der Provinz feſtzuhalten und damit die 
Bevölkerungsdichte zu ſteigern oder gar Menſchen 
aus dem dichtbeſiedelten Weſten Deutſchlands nach 
dem Oſten zu ziehen — durch innere Kolo⸗ 
niſation. Nach dem Reichsſiedlungsgeſetz von 
1919 ſoll ein Drittel der landwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzten Fläche der großen Güter von mehr als 
100 Hektar der Neuſiedlung zugeführt werden. 
Die Frage, ob es berechtigt iſt, Neuſiedlungen zu 
ſchaffen in einer Zeit, in der ſchon die alt- 
angeſeſſene Landwirtſchaft kaum mehr rentabel 
iſt, kann hier nicht erörtert werden. Die 
Stellenzahl der gegründeten Neuſiedlungen iſt 
allerdings in den letzten Jahren bis 1931 dauernd 
geſtiegen, während ſich die innere Koloniſation 
wegen der ſtaatlichen Hilfsmaßnahmen zum 
Schutze der Landwirtſchaft und des dadurch be- 
dingten Fehlens an Siedlungsland gegenwärtig 
in einer Kriſe befindet. Verglichen mit den 
Zahlen der Abwanderer iſt die Zahl der Siedler⸗ 
ſtellen und angeſiedelten Perſonen nicht gerade 
hoch; immerhin wurden z. B. im Jahre 1930 auf 
1116 neugeſchaffenen Siedlerſtellen insgeſamt 
5357 Perſonen angeſetzt. Den Erfolg der inneren 
Koloniſation hinſichtlich der dadurch möglichen 
einmaligen Steigerung der Bevölkerungs⸗ 
dichte darf man jedenfalls nicht überſchätzen, erſt 
recht nicht die Umſiedlung von Weit nach Oſt, die 
1927 zum erſtenmal planmäßig betrieben wurde. 
Ebenſo dürfte der überhaupt ſiedlungsfähige 
Raum enger begrenzt ſein, als man häufig an⸗ 
nimmt. 

Wenigſtens aus einem anderen 
Grunde iſt aber die innere Koloni⸗ 
ſation in Pommern unbedingte Not⸗ 
wendigkeit: wegen der bevölke⸗ 
rungspolitiſchen Gefahr, die der 
Provinz Pommernals einem Grenz⸗ 
gebiet gegen die öſtlichen ſlawiſchen 
Nachbarn droht. Wir hatten geſehen, daß 
der Geburtenüberſchuß in Pommern ſtändig ge⸗ 
ſunken iſt und im Jahre 1930 nur noch 7,400 
betrug; dem ſteht in Polen, berechnet als Durch⸗ 
ſchnitt für das ganze Land, ein Geburtenüber⸗ 


ſchuß von (1931) 14,8%, alſo das Doppelte, gegen⸗ 
über, eine Zahl, die von dem Geburtenüberſchuß 
in den mittleren und öſtlichen Wojewodſchaften 
Polens noch übertroffen wird. Schon innerhalb 
Polens beſteht alſo ein Bevölkerungsgefälle, das 
eine Wanderung von Oſten nach Weſten zur 
Folge hat, wo gleichzeitig unter dem Deckmantel 
der polniſchen Agrarreform die deutſchen Anfied- 
ler ſyſtematiſch und rückſichtlos vertrieben werden; 
dieſer Bevölkerungsdruck ſteigert ſich noch ſprung⸗ 
haft an der pommerſchen Grenze. Bei einer 
weiteren Steigerung der Dichte in 
Polen beſteht die Wahrſcheinlich— 
keit, daß früher oder ſpäter dieſer 
Druck eine polniſche Bevölkerungs⸗ 
expanſion in die dünner beſiedelten 
Oſtgebiete Pommerns wie die übri- 
gen Gebiete der deutſchen Oſtmark 
auslöſt, die den ſicheren Verluſt die⸗ 
ſer Teile bedeuten würde. „Die Ge⸗ 
ſchichte lehrt, daß es noch niemals gelungen iſt, 
einer Volksexpanſion mit ſtaatsrechtlichen Mitteln 
Einhalt zu tun, ſofern ſie gefördert wurde von 
einer Ueberfüllung im eigenen und einer Leere 
im benachbarten Volksraum.““) 


Schon heute iſt die Bevölkerungsdichte in 
Polen weſentlich höher als in dem oſtpommer⸗ 
ſchen Grenzgebiet; betrug ſie 1921 69,9 Ein⸗ 
wohner je qkm, jo iſt ſie 1928 bereits auf 77,8 
und 1932 auf 82,7 geſtiegen. Die durchſchnittliche 
Zunahme der Bevölkerung betrug nach der zwei⸗ 
ten polniſchen Volkszählung in den letzten zehn 
Jahren 18,9%, eine Zahl, die verglichen mit der 
entſprechenden für Pommern als außerordentlich 
hoch erſcheint und mehr als das Dreifache der 
durchſchnittlichen jährlichen Zunahme für das 
Deutſche Reich ausmacht. Zwar iſt wegen des 
niedrigen Lebensſtandards die Bevölkerungs- 
kapazität Polens heute noch höher als die Pom⸗ 
merns, gemeſſen an den deutſchen Lebensan⸗ 
ſprüchen. Wenn es aber offenbar richtig iſt, daß 
die Bevölkerungszunahme bei Induſtrie- und 
Handelsvölkern der jeweiligen Wirtſchaftskurve 
angepaßt iſt, während bei landwirtſchaftlichen 
Völkern eine überwiegend triebmäßige Vermeh⸗ 
rung erfolgt, jo wird es für die Bevölkerungs- 
entwicklung Polens von ausſchlaggebender Be— 
deutung ſein, ob ſich auch hier der Uebergang 
vom Agrar- zum Induſtrieſtaat vollzieht. Nimmt 
man aber an, daß Polen ein überwiegend land— 
wirtſchaftliches Gebiet bleiben wird, ſo wird bei 
der gegenwärtigen Höhe des Geburtenüberſchuſſes 
ſeine Bevölkerungskapazität auch für die pol⸗ 
niſchen Verhältniſſe in nicht zu ferner Zeit er⸗ 
ſchöpft ſein, und man hat gerade in Pommern 
nur zu guten Grund, dieſe Entwicklung der Be- 


*) Rogmann, H.: Oſtdeutſchlands große Not. Zahlen 
und Tatſachen. Berlin 1930, S. 103. 
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völkerungsbewegung bei unſerm ſlawiſchen Nach⸗ 


barn mit Beſorgnis zu verfolgen. 

Andererſeits läßt gerade der niedrige Lebens⸗ 
ſtandard der Polen dieſen das pommerſche Ge= 
biet als relativ unterbevölkert erſcheinen. Es 
entſteht ſo ein ſcheinbar widerſinniger Zuſtand: 
Während die pommerſche Bevölkerung, wie das 
Verhältnis der Abwanderung zum Geburtenüber- 
ſchuß zeigt, bereits ein „Volk ohne Raum“ ge⸗ 
worden iſt, iſt für den Polen die Provinz Pom⸗ 
mern ein „Raum ohne Volk“, der ganz natürlich 
Menſchenmengen aus dem öſtlichen Europa an⸗ 
ſaugt. Die Zahlen der polniſchen Auswanderung 
zeigen das deutlich genug. 

Unter dieſem Geſichtswinkel betrachtet, konnte 
auch die vom Standpunkt des Großgrundbeſitzes 
verſtändliche Beſchäftigung polniſcher Wander- 
arbeiter in der pommerſchen Landwirtſchaft nur 
ernſte Bedenken erregen, und es iſt zu begrüßen, 
daß deren Zahl gegenüber der Vorkriegszeit (1914 
in Deutſchland * Million ausländiſche Land: 
arbeiter, 1919: 138 000) immer mehr zurückgegan⸗ 
gen iſt und daß ſeit 1922 eine geſetzliche Regelung 
ſowohl hinſichtlich der Anwerbung (Deutſche Ar- 
beiterzentrale) und der Beſchäftigung (Genehmi⸗ 
gung durch das zuſtändige Landesarbeitsamt) als 
auch hinſichtlich der Zahl der in jedem Jahr zu— 
gelaſſenen landwirtſchaftlichen Saiſonarbeiter er⸗ 
folgte. Betrug das Kontingent der für Pom⸗ 
mern zugelaſſenen ausländiſchen Landarbeiter 
1930 noch 17 000, jo waren es 1931 nur noch 
8820 und für 1932 wurde eine Genehmigung für 
erneute Zulaſſung vom Reichsarbeitsminiſter und 
Reichsrat nicht mehr erteilt, eine Maßnahme, die 
angeſichts der deutſchen Arbeitsloſigkeit und der 
polniſchen Liquidationspolitik, die allein ſchon 
bis 1925 aus Poſen und Pommerellen 800 000 
Deutſche verdrängt hatte und der bereits bis zum 
1. Januar 1928 nicht weniger als 31370 Hektar 
deutſchen Grundbeſitzes zum Opfer gefallen waren, 
nur zu gerechtfertigt erſcheint. Es iſt bemerkens⸗ 
wert, daß der weitaus größte Teil der in Pom⸗ 
mern mit einer durchſchnittlichen Arbeitsverpflich⸗ 
tung von 9 Monaten beſchäftigten ausländiſchen 
landwirtſchaftlichen Arbeiter — und Pommern 
ſtand darin meiſt an der Spitze aller deutſchen 
Gebiete — polniſcher Herkunft war. Sie 
waren faſt ausſchließlich in den Gegenden mit 
Zuckerrübenbau tätig; 1930 waren für 113 Be⸗ 


triebe mit einer Zuckerrübenfläche unter 25 Mor⸗ 
gen 342 Arbeiter, für 225 Betriebe mit 25 bis 
50 Morgen Rübenfläche 1349, für 750 Groß⸗ 
betriebe mit einer Zuckerrübenfläche über 50 Mor⸗ 
gen jedoch 14 760 ausländiſche Arbeiter zugelaſſen; 
demgegenüber beſchäftigten 71 Betriebe ohne 
Zuckerrübenbau insgeſamt nur 293 Ausländer. 

Es iſt zwar erfreulich, wenn man ſich darauf 
beſann, daß man zu einer Zeit höchſter Arbeits⸗ 
loſigkeit in Deutſchland kaum ein Recht zur Be⸗ 
ſchäftigung von Ausländern habe, die — das 
ſcheint ein allgemeines Geſetz bei Ketten von 
Wanderungsbewegungen zu ſein — die deutſchen 
Arbeiter in weit ſtärkerem Maße verdrängten als 
erſetzten; bevölkerungspolitiſch erreicht man je⸗ 
doch durch ſolche geſetzlichen Maßnahmen nur, daß 
der ſlawiſche Bevölkerungsſtau an der deutſchen 
Oſtgrenze ſich verſtärkt. Die Beſchränkung der 
Einwanderungsmöglichkeit für die Slawen nach 
den Vereinigten Staaten wirkt in demſelben 
Sinne. Wenn es nicht gelingt, auf 
irgendeine Weiſe, ſeies durchinnere 
Koloniſation als Ausgangspunkt 
für eine fortwirkende Steigerung 
der bodenſtändigen Bevölkerung, 
durch Schaffung zuſätzlicher Arbeits⸗ 
möglichkeit, durch Verlagerung nicht 
ortsgebundener Induſtrie nach dem 
deutſchen Oſten oder — durch Senkung 
des deutſchen Lebensſtandards, den 
anwachſenden ſlawiſchen Bevölke- 
rungsmaſſen an der deutſchen Oſt⸗ 
grenze einen Damm dichterer, jeiner 
nationalen Verantwortlichkeit be⸗ 
wußten deutſchen Bevölkerung ent⸗ 
gegenzuſtellen, wird früher oder 
ſpäter der deutſche Oſt raum von der 
ſlawiſchen Bevölkerungswelleüber⸗ 
flutet werden. Der immer weiter fort- 
ſchreitende polniſche Landerwerb längs der deut⸗ 
ſchen Oſtgrenze oder der polniſche Ruf nach der 
Waſſerſtraße der Oder und dem Seehafen Stet⸗ 
tin ſollte in ganz Deutſchland, erſt recht nicht in 
Pommern nur als leere Phantaſterei abgetan wer⸗ 
den, ſondern man ſollte ihn werten als ernſtes 
Kennzeichen der bevölkerungspolitiſchen Gefahr, 
die dem Grenzland Pommern und dem ganzen 
deutſchen Oſten droht. 


Siedlungsarbeit der Pommerſchen Heimſtätte 


Von Regierungsbaumeiſter a. D. Naske, Stettin. 


Bei der Förderung des Wohnungsbaues nach 
dem Kriege haben Staat und Gemeinden etwa 
ſeit 1926/27 den Bau von Mietshäuſern — von 
ſehr wenigen Ausnahmen abgeſehen — in immer 
ſtärker werdendem Maße bevorzugt. Das Jahr 
1930 brachte mit einem Reinzugang von 328 000 


Wohnungen ziffernmäßig das größte Wohnungs⸗ 
bauergebnis im Reiche ſeit Kriegsende. Dabei 
hatte der „Wohnhausblock“, die ſtädtiſche „Wohn⸗ 
anlage“, die „Großſiedlung“ — wie man die mo⸗ 
dernen Maſſenmietshäuſer nannte — der Zahl 
nach über das Eigenheim mit Garten und die 
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ländliche Heimſtätte geſiegt. Erinnert ſei z. B. 
an drei⸗ und mehrgeſchoſſige „Siedlungen“ wie 
Dürrenberg bei Merſeburg (1000 Wohnungen), 
Britz bei Berlin (1918 Wohnungen), Magdeburg, 
Große Diesdorferſtraße (2000 Wohnungen), Köln 
uſw. Den Kampf um die Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken aus dem Ausgleichsfonds der Regierungs⸗ 
präſidenten hatten die Städte gewonnen. In die 
Dörfer und kleinen Landſtädte waren nur ver⸗ 
ſchwindend geringe Mittel aus dem „Ausgleichs⸗ 
fonds“ gefloſſen. Heute ſtehen in den Wohn⸗ 
hausblocks“ und „Großſiedlungen“ viele Wohnun⸗ 
gen leer oder ſind nur ſchwer zu vermieten. 
Zwangsverſteigerungen ſind im Gange oder in 
drohender Nähe! Dieſer Rückfall in den Miets⸗ 
kaſernenbau der Vorkriegszeit — wenn auch in 
der veredelten Form des modernen „Wohnhaus⸗ 
blocks“ ohne Seitenflügel und lichtloſe Hinterhöfe 
— wurde durch die Vorliebe der privaten wie auch 
der öffentlich-rechtlichen Kreditinſtitute für die 
„großen Objekte“ weſentlich gefördert. Er konnte 
auch nicht aufgehalten werden durch die Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften. Den Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften war vom Staate zwar die Auf- 
gabe gegeben worden, geſunde und zweckmäßig 
eingerichtete Wohnungen zu billigen Preiſen, 
insbeſondere in Einfamilienhäu⸗ 
ſern mit Gartenland für die minderbemit⸗ 
telte Bevölkerung zu ſchaffen, aber nicht der dem⸗ 
entſprechend notwendige und entſcheidende Einfluß 
auf die Verteilung der Hauszinsſteuermittel (wie 
er vordem den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bis 
zu einem gewiſſen Grade bezüglich der „Landes⸗ 
darlehnsmittel“ eingeräumt geweſen war mit dem 
Erfolge, das dieſe Mittel m. W. nur zu Flach⸗ 
bauten verwendet worden ſind). So wird es er⸗ 
klärlich, daß die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, 
in ihrer Zwitterſtellung zwiſchen Staat und Ge- 
meinden zur Einflußloſigkeit verurteilt, dem 
Mietskaſernenbau jener Zeit nicht nur nicht wirk⸗ 
ſam entgegenzuſteuern vermochten, ſondern als 
„gemiſcht⸗wirtſchaftliche Unternehmen“ ihm bejon- 
ders in den Induſtrieprovinzen, weniger in den 
Agrarprovinzen, finanzielle Hilfe angedeihen 
laſſen mußten. Deſſen ungeachtet wurde von ihnen 
der Kampf um das Eigenheim und die Wirt⸗ 
ſchaftsheimſtätte fortgeführt. Im Jahresbericht 
1929 des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften z. B. wurde ein entſprechendes Pro- 
gramm ausdrücklich gefordert. 

Auch bereits in unſerer Denkſchrift „Pommerſche 
Heimſtätte 1920 bis 1930“ übten wir an dieſer 
Entwicklung des ſtaatlich geförderten Wohnungs⸗ 
baues und der Siedlung u. a. mit folgenden Aus⸗ 
führungen Kritik: „Es kann nicht genügen, 
Wohnraum, ſo ſchön und geſund und gut zu be⸗ 
wirtſchaften er an ſich auch immer ſei, lediglich 
dort zu ſchaffen, wo etwa die Reichswohnungs⸗ 
zählung oder ſonſt eine Statiſtik einen Fehlbetrag 
feſtgeſtellt hat, oder etwa unbedingt nur dort, wo 


die Hauszinsſteuer aufkommt (alſo in den 
Städten)! Zur Wirtſchaftlichkeit des Bauens ge⸗ 
hört vor allem auch die Arbeits- und Nahrungs⸗ 
möglichkeit derjenigen Menſchen, für die Wohn⸗ 
raum gebaut wird. Angeſichts der Zunahme der 
Einwohnerzahlen, insbeſondere der Großſtädte 
und Induſtriezentren und der Arbeitsloſenmaſſen 
in ihnen, angeſichts der Entvölkerung des Landes 
durch die erſchreckend um ſich greifende Landflucht 
und des Mangels an deutſchen Landarbeitern iſt 
es höchſte Zeit, Maßnahmen großzügigſter und 
wirkungsvollſter Art durchzuführen, nicht Wohn⸗ 
raum allein um der Belebung des Bau- und Ar⸗ 
beitsmarktes willen zu errichten, ſondern Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsraum zuſammen mit Exiſtenzmög⸗ 
lichkeit zu ſchaffen. Zahlreiche ländliche und vor⸗ 
ſtädtiſche Wirtſchaftsbetriebe verſchiedenſter Grö— 
ßengattungen, überwiegend aber kleinerer und 
mittlerer Größe mit geſicherter Nahrungsmöglich⸗ 
keit ſind zu gründen.“ 

1931 faßten wir unſere Anſchauung erneut etwa 
wie folgt zuſammen:“) 

„Die Entwicklung der Weltwirtſchaft nach dem 
Kriege, insbeſondere die erhöhte Produktions⸗ 
tätigkeit faſt aller Völker der Erde und die 
daraus folgenden Abſatz⸗, Export⸗ und Handels⸗ 
ſchwierigkeiten zwingen jedes Volk und ganz be⸗ 
ſonders das deutſche zur verſtärkten Innenkoloni⸗ 
ſation. Auf das Siedlungsproblem iſt heute das 
Intereſſe des ganzen Volkes gerichtet. Wir ſind 
zu einer verſtärkten Innenkoloniſation — trotz 
mancher Mißerfolge und trotz aller Not der Land— 
wirtſchaft — gezwungen in dem Sinne: Die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion, d. h. die Schaffung von 
Nahrungsmitteln, iſt zu heben. Es müſſen mög⸗ 
lichſt viele Menſchen ſo mit der heimatlichen 
Scholle verbunden werden, daß ſie darauf Exiſtenz⸗ 
möglichkeiten finden und beſonders im bedroh⸗ 
ten Oſten einen Grenzwall bilden, daß 
dieſe Menſchen nicht vom Lande abwandern in 
die Städte und dort die Arbeitsloſenmaſſen ver⸗ 
mehren und daß ſchließlich — und dies iſt das wei- 
tere und ſchwerere Ziel — die Menſchen aus den 
überhäuften Städten wieder hinausziehen auf 
das Land, weil ſie dort als Siedler die für das 
Leben notwendigen Nahrungsmittel aus dem 
Boden ſich erarbeiten können und daneben Ar⸗ 
beits- und Verdienſtmöglichkeiten in den länd⸗ 
lichen und ſtädtiſchen Gemeinweſen finden können. 
Alſo: ausgeſprochen ländliche Kleinſiedlung iſt in 
verſtärktem Maße zu betreiben neben der bäuer- 
lichen Siedlung. 

Während die reine Wohnſiedlung Arbeit und 
Brot vorwiegend, ja ſo gut wie ausſchließlich, in 
Induſtrie, Handwerk, Handel und Gewerbe und 
geiſtigen Berufen ſuchen muß, zieht die bäuerliche 
Siedlung ihre Nahrung ausſchließlich aus dem 


*) Denkſchrift der Landwirtſchaftskammer d . 
vinz Pommern „Deutſchlands ad RR 
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Boden. Es muß eine Durchdringung dieſer bei- 
den Siedlungsformen herbeigeführt werden mit 
dem Endergebnis, daß die allzu verdichteten 
Städte aufgelockert werden und der Uebergang 
von der ſtädtiſchen in die ländliche Wirtſchaft 
organiſch und zuſammenhängend geſtaltet wird. 
Die Aufgabe liegt alſo in der Schaffung von Gied- 
lungen, die gewiſſermaßen in einer Stufenleiter 
die räumliche und wirtſchaftliche Verbindung der 
bäuerlichen Siedlung mit der ſtädtiſchen Wohn⸗ 
ſiedlung herſtellen. Dieſe zwiſchen der rein ſtädti⸗ 
ſchen Wohnſiedlung und der rein bäuerlichen 
Siedlung liegende Siedlungsform kann auf der⸗ 
ſelben Fläche mehr Menſchen aufnehmen, als die 
ausſchließlich bäuerliche Siedlung, weil, wie ge⸗ 
ſagt, die Nahrungs⸗ und Exiſtenzmöglichkeiten 
nicht nur im Boden geſucht werden. 

Und wie iſt hier vorzugehen? Arbeiter aller 
Art, Handwerker, Kleingewerbetreibende, Gärt⸗ 
ner, Fiſcher, Geflügelfarmer, Imker uſw. ſind an⸗ 
zuſetzen, natürlich nicht von vornherein in „Spe⸗ 
zialſtellen“, ſondern in Stellen, denen in ausrei⸗ 
chendem Maße die Möglichkeit der Bewirtſchaf— 
tung von Grund und Boden und Viehhaltung als 
erſte und urſprüngliche Nahrungsgrundlage zu 
geben iſt. Aus dieſen Stellen können und werden 
ſich aber Wirtſchaftsbetriebe der genannten Art je 
nach Lage der örtlichen Verhältniſſe zwanglos 
herausentwickeln. Die Fragen einer ein⸗ 
heitlichen bau- und ſiedlungspoli⸗ 
tiſchen Planung, der Beſchaffung des 
Siedlungslandes, ſeiner Aufſchlie⸗ 
Bung durch Straßen- und Wegebau 
uſw. ſind im Zuſammenhang mitein⸗ 
ander großzügig zu löſen. Ihren vollen 
Sinn erfüllt dieſe Siedlungsform alſo — und das 
iſt beſonders bedeutungsvoll — dadurch, daß die 
Landgemeinden und Landſtädte durch Herum— 
legung ſolcher Siedlungswirtſchaftskreiſe geſtärkt 
und vergrößert werden, daß hierdurch wiederum 
eine gegenſeitige Befruchtung von Stadt und Land 
angebahnt, eine kaufkräftige Bevölkerung geſchaf— 
fen und Handel und Verkehr belebt werden.“ 

Damals bezeichneten wir dieſe Siedlungsform 
kurz als Wirtſchaftsſiedlung. Die Erkenntnis von 
der Notwendigkeit einer verſtärkten Siedlung im 
wirklichen Sinne dieſes Wortes iſt inzwiſchen all⸗ 
gemein durchgedrungen, weſentlich gefördert durch 
die auch im Zuſammenhang mit der Frage der Ar⸗ 
beitsbeſchaffung immer lebhafter aufkommenden 
Erörterungen dieſes Problems in der Tages- und 
Fachpreſſe. Hierbei iſt allmählich die Bezeichnung 
„nebenberufliche Landſiedlung“ neben den im 
Grunde gleichen Begriff der Wirtſchaftsſiedlung 
getreten. 

Für die wenigen Maßnahmen, die vom Reich 
nach dem offenen Ausbruch der Wirtſchaftskriſis 
1931 auf dem Gebiete des Wohnungs- und Sied⸗ 
lungsweſens noch durchgeführt wurden, wurde 
endlich der alte Gedanke des Eigenheims mit 


208 


Landzulage wieder richtunggebend. Den erſten 
Niederſchlag hat dieſer Gedanke in der Kleinſied⸗ 
lung für Erwerbsloſe (Stadtrandſiedlung) und in 
der Förderung des Baues von kleinen Eigenhei⸗ 
men mit Reichsbaudarlehen gefunden. Aber dieſe 
beiden Siedlungsformen können nur als ein 
erſter Anfang in der Abkehr vom Nur 
Wohnungsbau betrachtet werden. Im Hin⸗ 
blick auf die anzuſtrebende zukünftige Siedlung 
bedeutet die Stadtrandſiedlung wohl eine Vor⸗ 
ſtufe, doch iſt mit ihr der Schritt auf das Land 
hinaus, d. h. in die Siedlungswirtſchaft, noch nicht 
energiſch genug getan. — 

Wenn wir heute einen Blick auf das praktiſche 
Ergebnis unſerer Treuhändertätigkeit auf dem 
Gebiete des Wohnungsbaues und der Kleinſied⸗ 
lung in Pommern zurückwerfen, ſo dürfen wir 
feſtſtellen, daß von den von uns insgeſamt geför⸗ 
derten Wohnungsbauten (8000) der beachtliche 
Anteil von rd. 70% als Eigenheime mit Garten⸗ 
oder Landzulage errichtet worden iſt. Aus uns 
ſerer Fotomappe haben wir einige Abbildungen 
aus unſerer Arbeit der letzten Jahre herausgegrif⸗ 
fen und dem Aufſatze beigegeben. Wir ſehen, daß 
die Finanzierung der gezeigten Siedlungen hier 
mit Mitteln der Hauszinsſteuer, da mit Reichs⸗ 
darlehen, dort mit Mitteln der werteſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge oder an anderer Stelle im 
Rentengutsverfahren erfolgt iſt, durchaus unein⸗ 
heitlich alſo und mit Verſchiedenheiten, die teils 
im Finanzierungsverfahren, teils in den örtlichen 
und zeitlichen Verhältniſſen begründet ſind. Dieſe 
Siedlungen ſind nur Anſätze zur Verwirklichung 
des uns vorſchwebenden Zieles, immerhin wird 
die Zuſammenſtellung der Abbildungen dazu bei⸗ 
tragen, den von uns beſprochenen Gedanken der 
Stufenleiter von der vorſtädtiſchen bis zur bäuer⸗ 
lichen Siedlung auch auf dieſe Weiſe anzudeuten 
und zu veranſchaulichen. 

Das bisherige geſamte Wohnbau- und Sied⸗ 
lungswerk iſt in ſtändigen Kämpfen gegen 
Schwierigkeiten und Widerſtände aller Art, in 
Abhängigkeit von mehr oder weniger günſtigen 
Zufälligkeiten, in zäher, mühſeliger Kleinarbeit 
im Einzelnen aufgebaut worden, — ohne klare 
zentrale Planung. Bei allen guten Erfolgen im 
Einzelnen iſt es — von höherer Warte aus be- 
trachtet — daher Stückwerk geblieben, mußte es 
bleiben, weil die notwendige Vorausſetzung, die 
Einheit und Kraft des übergeordneten Willens 
zum Aufbau, fehlte. Heute iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung geſchaffen, und wir glauben, daß die Gied- 
lung in der tiefſten und umfaſſendſten Bedeutung 
des Wortes in den Neubau des Reiches als wich- 
tige Stütze eingefügt werden wird. 

* 
In den 12 Beiſpielen, die wir in Wort und Bild 


auf den nächſten 4 Seiten zeigen, wird ein Ueber⸗ 
blick über unſere Arbeit gegeben. 


Baujahr 1930/31. 


Bauherr 
Richard Müller, Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigter (100%). 


Darzellengröße: 650 qm. 


Baufyp: Einfamilienhaus mit 
106 qm Wohnfläche. 
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Finanzierung : 
Hauszinsſteuerhypothek und 
Zuſatzhypothekt, Kriegsbe⸗ 
ſchädigtendarlehen und Ka⸗ 
pitalabfindung. 


Monafliche Belastung: 
48.— RM., daneben Renten⸗ 
kürzung auf Grund der Ka⸗ 
pitalabfindung in Höhe von 


Gesamfanlagekosten: 
21000. RM. 62.50 RM. 
Abb. 1. Eigenheim in Podejuch bei Stettin, Kreis Randow. 


Baujahr 1930/31. 

Darzellengröße: 570 qm, guter 
Gartenboden. 

Baulyp, Einfamilienreihenhaus 
mit ſeitlich angebautem Stall. 
Wohnfläche 51 qm, Stall 
17 qm. 


Gesamfanlagekosten: 7000 RM. 
Finanzierung: Sauszinsſteuer⸗ 
hypothek, Eigenkapital, 

J. Hypothek. 

Monatliche Belastung: 15 bis 
20 RM, je nach Höhe der 
J. Hypothek. 


Abb. 2. Eigenheimſiedlung 


Baujahr 1932 (Herbſt). 

Darzellengröße: 1 Morgen in 
Erbbaurecht. Pachtland in 
der Nähe. 

Baufyp; Einfamilienhaus mit 
Stall. Wohnfläche 52 qm, 
Stall 8 qm. 

Gesamtanlagekosten ; 3000 RM. 

Finanzierung: Reichs darlehen 
2500 RM., Selbſthilfe 

Monatliche Belastung: NM. 
in den erſten 3 Jahren, ſpäter 
13.30 RM. einſchl. Tilgung. 


Die 24 Eigenheimer ſetzen ſich 
zuſammen aus Arbeitern, Hand⸗ 
werkern, kleinen Rentnern (dar⸗ 
unter 4 Kriegerwitwen) und 
Beamten in Dienſt und in Ruhe. 
Die HGartenerzeugniſſe können 
den eigenen Bedarf decken. Von 
den meiſten Siedlern werden 
Hühner und Enten gehalten, 
zum Teil auch ein bis zwei 
Schweine für den Eigenverbrauch 
gefüttert. 


am Rande der Vorort-Gemeinde Rogzow bei Köslin. 


Ein Teil der Siedler hat zur 
Stammparzelle weiteres Land 
hinzugepachtet, die kleineren 
Familien etwa 1 Morgen, die 
größeren bis zu 3 Morgen zum 
Anbau von Futtermitteln, Gerſte 
und Roggen und von Kartof- 
feln. Die Viehhaltung ſteckt 
noch im Anfang, vorläufig Feder⸗ 
vieh und Karnickel, ſpäter Ziege 
und Schwein. 


Abb. 3. Kleinſiedlung für Erwerbsloſe, Falkenburg (Stadtrandſiedlung). 


Kreis Dramburg. Siedlungsträger: Stadt Falkenburg. 
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Baujahr 1930/31. 

Bauherr: Baugeſellſchaft 
Hammermühle. 

Darzellengröße :°|, bis 2 Morgen. 

Bautyp. Einfamilienhaus mit 
freiſtehendem Stall. Wohn⸗ 
fläche 60 qm (mit ausge⸗ 
bautem Dachgeſchoß 80 qm), 
Stall 26 qm. 


Gesamtanlage osten, 8000 RM. 


Finanzierung : Sauszinsſteuer- 
hypothek, II. Hypothek und 
koſtenloſe oder verbilligte 
Lieferung von Bauſtoffen 
durch Papierfabrik Hammer⸗ 
mühle, Eigenkapital, Selbſt⸗ 
hilfe, I. Hypothet. 

Monatliche Belastung: 22 RM. 


Abb. A. 


Baujahr 1931. 

Bauherr. Land- und Forſtarbeiter 
Michaelis. 

Parzellengröße: 1 Morgen. 

Baufyp.. Einfamilienhaus mit 
freiſtehendem Stall. Wohn⸗ 
fläche 70 qm, Stall 13 qm. 

Gesamfanlagekoslen: 9000 RM. 


Finanzierung: Tilgungsdarlehen 
aus Mitteln der werte 
ſchaffenden Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge, J. Hypothek, Eigen- 
kapital. 

Monafliche Belastung: 25 RM. 


Die Siedler ſind faſt ausſchließ⸗ 
lich Fabrikarbeiter der Papier⸗ 
fabrik Hammermühle. Letztere 
an der Baugeſellſchaft mit der 
Hälfte des Kapitals beteiligt. 
Soweit die Siedler jetzt nur in 
Kurzarbeit oder garnicht in der 
Fabrik beſchäftigt werden kön⸗ 
nen, haben ſie die Möglichkeit, 
in den angrenzenden ausgedehn⸗ 
ten Forſten, bei Wegebauten 
oder ſonſtigen Gelegenheiten Ar⸗ 
beit zu finden. Im Falle der 
Erwerbsloſigkeit dürfte ſich die 
Landzulage als zu gering er⸗ 
weiſen und dem Siedler Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung gewährt 
werden müſſen. 


Eigenheimſiedlung Hammermühle, Bezirk Köslin. 


Der Siedler arbeitet auf der 
Domäne Ungnade wie auch in 
der unmittelbar an ſein Gehöft 
angrenzenden ſtaatlichen Forſt 
Abtshagen. Im letzten Jahre 
waren Beſchäftigung und Ent⸗ 
lohnung ſehr gering. Trotzdem 
iſt der Siedler ſeinen Verpflich⸗ 
tungen nachgekommen. Er hat 
ſich eine Bienenzucht aufgebaut 
(Bienenhaus i. d. Abbildung 
links). Dieſe hat ihm im letzten 
Jahre einen Ertrag von 7 Zent⸗ 
nern Honig gebracht. Nur ein 
Teilbetrag des praktiſchen Er⸗ 
löſes war notwendig, um die 
Laſten ſeiner Stelle zu bezahlen. 


Abb. 5. Landarbeiter-RNeichsheimſtätte (Wirtſchaftsheimſtätte) in Ungnade, Kreis Grimmen. 


Um ſich und ihre Familien aus 
Selbſtverſorgung und Arbeit 
außerhalb ihrer Stellen durch⸗ 
zubringen und ihren Zins⸗ 
und Tilgungsverpflichtungen nach⸗ 
zukommen, haben ſich die Sied- 
ler folgendermaßen eingerichtet: 


Holtz arbeitet auf dem nahe gelegenen Gut Karnin, hauptſäch— 
lich Forſtarbeit vom November bis April, im Sommer aus⸗ 
hilfsweiſe in der Landwirtſchaft. Akkordlohn im Forſt bis zu 
35,— RM die Woche, wobei der 21jährige Sohn mithilft, der ſonſt 
die Wirtſchaft führt. Von der Domäne Velgaſt ſind 16 Morgen 
Land zugepachtet (Pacht einſchl. Steuer etwa 120,— RM). Vieh⸗ 
haltung: 2 Pferde, 2 Kühe, 1 Sterke, 3 Schweine, Hühner. Die 
Haupteinnahme bringt der Kuhſtall, es werden monatlich etwa 
60,.— RM von der Molkerei gutgeſchrieben. (Die Familie be⸗ 
gnügt ſich mit Margarine.) Ein 25jähriger weiterer Sohn wird 
zu Hauſe, da er außerhalb keine Arbeit findet, mit durchgefüttert. 
Oeffentliche Unterftügung wird für ihn nicht bezogen. 


Baujahr 1931. 


Bauherren ı 
Landarbeiter Karl Holz und 
Albert Schitorowski. 

Baufyp; Einfamilien-Doppelhaus 
mit freiſtehendem Stall. 
Wohnfläche je 70 qm, Stall 
je 22 qm. 

Parzellengröße : je 1 Morgen. 

Gesamtanlagekostfen : 9100 RM. 

Finanzierung: Tilgungsdarlehen 
aus Mitteln der werte» 
ſchaffenden Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge, Eigenkapital u. Selbſt⸗ 
hilfe, bei Schikorowski l. Hy⸗ 
pothek. 

Monafliche Belastung bei Holtz 
20 RM., bei Schikorowski 
26 RM. 


17 Morgen zugepachtet. Er 


Schikorowski T ic 
hält 1 Pferd, 1 Kuh, 1 Sterke, 1 Kalb, 2 Schweine, Hühner und 


hat von der Domäne 


Der Landarbeiter iſt Invalide und arbeitet nur in ſeinem 


Gänſe. b 
Im Haufe wohnen ferner feine Mutter und der 


eigenen Betrieb. 
verheiratete Sohn. 
Die baren Einnahmen ſetzen ſich zuſammen aus 
1. Invalidenrente des Landarbeiters monatl. 28, — RM 
2. Invalidenrente der Mutter einſchl. Wohlfahrt 25,50 RM 
3. für die Pflege einer Bollwaije a 20,— RM 
4. Arbeitslohn des Sohnes, der vom April bis November als 
Streckenarbeiter an der Kleinbahn tätig iſt. 
Im letzten Jahre ſind außerdem 200 Zentner Wrucken, 1 Schwein 
und etwa 40 Pfund Butter verkauft worden, alſo Erträgniſſe, die 
nicht für Haushalt und Stall aufgebraucht waren. 


Abb. 6. Landarbeiter⸗RNeichsheimſtätte (Wirtſchaftsheimſtätte) in Velgaſt, Kreis Franzburg⸗Barth. 
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Baujahr 1932. 
Bauherr : 

Landarbeiter Adolf Kempe. 
Darzellengröße : 1 Morgen. 
Baufyp; Einfamilienhaus mit 

freiſtehendem Stall. Wohn⸗ 

fläche 50 qm, Stall 31 qm, 

Scheunenraum 144 cbm. 
Gesamfanlagekosten: 7200 RM. 
Finanzierung : Tilgungsdarlehen 

aus Mitteln der werte⸗ 

ſchaffenden Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge und Eigenkapital. 
Monatliche Belasiung ; 18 RM. 
Viehhalfung: 1 Kuh, 1 Ziege, 
4 Schweine, Hühner. 


Baujahr 1931, 
Bauherr, 

Landarbeiter Heinrich Nenn. 
Darzellengröße ,; 4 Morgen. 
Baufyp , Einfamilienhaus mit 

freiftehendem Stall, Wohn⸗ 

fläche 75 qm, Stall 37 qm, 

Scheunenraum 121 cbm. 
Gesamfanlagekosten : 11375 RM. 
Monafliche Belastung: 21.25 RM. 
Viehhalfung ; 2 Kühe, 6 Schweine, 

Hühner. 


Der Siedler arbeitet außerhalb 
ſeiner Stelle in der Stargarder 
Stadtforſt und bei der Ihna’er 
Waſſerbaubetriebs⸗Genoſſenſchaft, 
die Frau in der Ernte als 
Landarbeiterin. 


Der Siedler arbeitet auf der 
Domäne Köſtin, ſein Sohn hat 
Gärtner gelernt und bearbeitet 
als ſolcher das Grundſtück. 


Abb. 8. Landarbeiter-Neichsheimſtätte (Wirtſchaftsheimſtätte) in Köſtin, Kreis Randow. 


Baujahr: 1931. 
Siedlungsfräger: 
Wohnungsbau= u. 
Siedlungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft Pommern. 
‚Stellengröße: 
je 8 Morgen. 
Bautyp: 2 Einfami- 
lienhäuſer mit frei⸗ 
ſtehendem Doppel- 
ſtall. Wohnfläche 
58 qm, Stall So qm, 
Scheunenraum 
220 cbm. 


Gesamfanlagekosfen: 
11750 RM. 

Finanzierung: Ren- 
tengutsverfahren, 
ſtaatl. Siedlungs- 
kredite und Eigen⸗ 
kapital. 

Monafl. Belastung: 
22 RM. 


Abb. 9. Zwei Arbeiterſtellen aus der ländlichen Kleinſiedlung Puddenzig, Kreis Naugard. 


Die beiden en gleichzeitig mit 22 anderen Stellen dem Neſtgut. Als folder hat er neben feiner eigenen Wirtſchaft 
serjötebenfier Grofenbemmefung Ste Srbeiterfteilen ausgelegt. Der gute Einnahmen an Deputat, Wohnungsgeld und Barlohn, die zur 
eine der beiden Siedler, Legrand, betreibt neben ſeiner Wirtſchaft Ernährung der sköpfigen Familie (3 Söhne und 3 Töchter) 
und ſonſt gelegentlicher Arbeit in Landwirtſchaft und Forſt einen ausreichen. 

Handel mit Margarine, der andere, Breſien, iſt Schweizer auf 
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Baujahr 1931/32. 
Siedlungsfräger : 
privat, v. Riepenhauſen. 
Sfellengröße: 6 Morgen. 
Bautyp: Einfamilienhaus mit 
freiſtehendem Stall. Wohn⸗ 
fläche 60 qm, Stall 38 qm, 
Scheunenraum 340 cbm. 
Gesamtanlagekosten : 10 400 RM. 
Finanzierung ; Wentengut3ver= 
fahren, ſtaatliche Siedlungs⸗ 
kredite und Eigenkapital. 
Monatliche Belastung; 18 RM. 
Viehhaltung : F 
1 Kuh, 1 Pferd, 4 Schweine, 
21 Enten, 20 Hühner. 


Der Siedler Herold mit Frau 
und 3, erwachſenen Kindern 
ſchlägt ſich in folgender Weiſe 
durch. Hauptberuf iſt die Fiſche⸗ 
rei, durch Pachtung der in der 
Nähe liegenden 3 Seen von 
insgeſamt etwa 200 Morgen 
Größe. Die Fiſche werden von 
der Familie auf den umliegen⸗ 
den Dörfern und auf dem Markt 
verkauft. Nach Abzug der Uns 
koſten für Pacht (350 RM), Ge⸗ 
räte uſw. verbleibt ein jähr⸗ 
licher Verdienſt von etwa 500,— 
bis 600, — RM. Die 6⸗Morgen⸗ 
e erbringt das Not⸗ 
wendige zur Selbſtverſorgung 
und darüber hinaus durch Ver⸗ 
käufe einen kleinen Reinver⸗ 
dienſt von etwa 200,— RM 
jährlich. Ferner beſteht die 
Moglichkeit, im Winter in der 
naheliegenden Forſt zu arbeiten. 


Abb. 10. Fiſchereiſtelle aus der ländlichen Siedlung Crangen, Kreis Schlawe. 


Baujahr 1931. 

Siedlungsfräger: Landwirtſchaftl. 
Ein⸗ und Verkaufsverein 
Schlawe. 

Sfellengröße: 20 Morgen. 

Bautyp: Einfamilienhaus mit 
freiſtehendem Stall. Wohn⸗ 
fläche 68 qm, Laden 19 qm, 
Stall 50 qm, Scheunenraum 
340 cbm. 

Gesamfanlagekosten : 17000 RM. 

Finanzierung: Rentengutsver⸗ 
fahren, ſtaatliche Siedlungs⸗ 
kredite und Eigenkapital. 

Monatliche Belastung: 32 RM. 

Viehhalfung: 2 Kühe, 8 Schweine, 
1 Zuchtſau, 40 Hühner, 20 
Enten. 


Abb. 11. Höfereiftelle aus der lä 


Baujahr 1931/32. 


Siedlungstrdger: 
privat, v. Riepenhaufen. 


Sfellengröße: 55 Morgen. 


Baufyp: Wohnhaus, Stall und 
Scheune unter einem Dach. 
Holzfachwerf, im Wohn⸗ und 
Stallteil ausgemauert (Bau⸗ 
koſten 7000 R M.). Wohn⸗ 
fläche 48 qm, Stall 86 qm, 
Scheunenraum 870 cbm. 


Gesamtanlagekosten: 22000 RM. 


Finanzierung: WRentengut3ver= 
fahren, ſtaatliche Siedlungs⸗ 
kredite und Eigenkapital. 

Monafliche Belastung: 50 RM. 


Viehhalfung: 2 Pferde, 6 Stück 
Vindvieh, 15 Schweine ein⸗ 
ſchließlich 2 Zuchtſauen, 25 
Gänſe, 20 Hühner. 


Die Haupttätigkeit des Siedlers 
Korthals beſteht in dem Be⸗ 
triebe der Hökerei. Nach Ab⸗ 
zug aller Unkoſten bringt ihm 
dieſe einen Reingewinn von 
jährlich etwa 1100,— RM. Den 
Kolomalwarenladen und ſeine 
Landwirtſchaft kann der Siedler 
zuſammen mit ſeiner Frau (zwei 
nicht erwachſene Kinder) ohne 
weſentliche fremde Hilfe betrei⸗ 
ben. Außer der Selbſtverſor⸗ 
gung der Familie erbringt ihm 
die Landwirtſchaft durch Ver⸗ 
kauf von Erzeugniſſen einen 
Ueberſchuß von rd. 500,— RM. 


ndlichen Siedlung Borkow, Kreis Schlawe. 


Der Siedler Pooch, der Frau, 
3 Kinder und Schwiegermutter 
zu ernähren hat, rechnet mit 
einem Reinverdienſt von rd. 
1570,.— RM aus dem Verkauf 
ſeiner landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe nach Abzug der Un⸗ 
koſten für Kunſtdung, Maſchinen 
und Geräte, Kraft, Licht, Steu⸗ 
ern und Verſicherungen. Die in 
der Familie und im Betriebe 
ſelbſt verbrauchten Erzeugniſſe 
werden nicht in Anſatz gebracht. 
Kolonialwaren uſw., die nicht 
im Betriebe erzeugt werden, 
müſſen aus dem Barverdienſt 
zugekauft werden. Futtermittel, 
Kraftfutter uſw. werden durch 
Tauſch mit eigenen Eraeugniflen 
erworben. Kleine Nebenverdienft- 
möglichkeiten ergeben ſich durch 
Leiſtung von Fuhren für die 
1 und die Forſtverwal⸗ 
ung. 


Abb. 12. Kleinbauernſtelle aus der ländlichen Siedlung Crangen, Kreis Schlawe. 
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Lühmannsdorf in Pommern, eine hundertjährige Nebenberufsſiedlung“) 


Von Dipl.⸗Ing. Johannes Hoffmann, Stralſund. 


Wer im Wagen von Stralſund oder Anklam 
kommend die Bäderinſel Uſedom über Wolgaſt er⸗ 
reichen will, muß die Provinzialſtraße bei der 
Kreuzung Möckow-Berg im rechten Winkel ver⸗ 
laſſen und kommt nach wenigen Kilometern auf 
der Wolgaſter Chauſſee durch die Gemeinde Lüh⸗ 
mannsdorf. 

Die Anlage dieſes Dorfes fällt auf durch ſeine 
ſonſt in Vorpommern nicht gewohnte Form. Ging 
die Reiſe bisher durch weit voneinander entfernt 
liegende, große Gutsgehöfte, umgeben von zahl⸗ 
reichen Inſthäuſern, oder durch kleine Gemeinden, 
deren Grundſtücke und Gehöfte in planloſer Nach⸗ 
barſchaft nebeneinander liegen, ſo zeigt ſich hier 
dem überraſchten Auge eine lange Reihe ges 
pflegter Gebäude in ſtrenger Ordnung. Rechts 
und links der Straße, ausgerichtet wie eine Kom⸗ 
pagnie Friederizianiſcher Soldaten, ſtehen die ein⸗ 
ſtöckigen Doppelhäuſer mit ihren ſauber geſtriche⸗ 
nen Fenſtern und Klappläden in enger Front auf⸗ 
gereiht. Man würde unwillkürlich auch auf ein 
11 neh Siedlers ſchließen, befänden 

s nicht im i i 
en ebiet des alten, ſchwediſchen 

Aber auch im Alter ſtimmt dieſe Mutmaßung 
nicht. Die hundertſte Wiederkehr ihres Grün⸗ 
dungstages hat die Gemeinde erſt vor ganz kurzer 
Zeit, am 29. Auguſt 1926, gefeiert. 

Im Jahre 1826 alſo war es, als ein Herr von 
Lühmann, der auf dem benachbarten Brüſſow ſaß, 
das erſte Stück ſeines Landes an der Wolgaſter 
Straße verkaufte. Er parzellierte dieſes Gelände 
anſcheinend um ſeinen Finanzen aufzuhelfen, in 
Stücke von 1% pommerſche Morgen Acker, 1 Mor- 
gen Wieſe und 1 Morgen Weide, zuſammen alſo 
nach heutigem Maß etwa rund 2,2 Hektar. Dafür 
ließ er ſich 175 Taler im Pommerſchen Courant, 
bar und auf einem Brett, wie der Kaufvertrag 
vermeldet, zahlen und fand reichlich Käufer; in 
erſter Linie waren das Weber aus den benach— 
barten Ortſchaften, dann auch Land- und Forſt⸗ 
arbeiter. 

War der Kauf abgeſchloſſen, ſo gingen die Er⸗ 
werber daran, ihre Häuſer in einfachſter Weiſe 
und unter Ausnutzung aller der Bauſtoffe, die die 
Natur freihändig liefert, ſelbſt zu errichten. Zum 
Fundament dienten die aus dem Acker geſammel⸗ 
ten Findlinge, die Holzfache der Wände und die 
Zwiſchendecken wurden mit Lehmſtaken ausge⸗ 
füllt, das Dach mit Rohr gedeckt, das in den nahen 
Gewäſſern geworben wurde. So brauchte nur 
Zimmer- und Tiſchlerholz gekauft zu werden und 
das war bei dem Holzreichtum der angrenzenden, 


) Zu dieſem A die Abbi i ärz⸗ 
heft 1933, S. 108. ufſatz vgl. die Abbildung im März 
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ausgedehnten Staatsforſt Jägerhof in unmittel⸗ 
barer Nähe vorhanden und billig zu haben. Schon 
damals richtete ſich eine Brettſchneiderei ein, die 
ſich ſpäter, nach dem benachbarten Jagdkrug ver: 
legt, zu einem großen Sägewerk entwickelte. An 
Darlehen benötigten die Bauherren ſomit nur die 
Mittel zum Ankauf und für die Bearbeitung des 
Holzes. Die Umzäunung des Vorgartens wurde 
ebenfalls aus Findlingen ſauber und dauerhaft 
geſchichtet und mit einer Bocksdornhecke gekrönt. 

Die Bauten wurden durchweg in der wirtſchaft⸗ 
lichen Form als Doppelhäuſer errichtet. Sie ent⸗ 
halten meiſt nur im Erdgeſchoß ausgebaute 
Räume: Flur, Küche, Stube und Kammer, an 
Wohnfläche etwa 45 qm, ein Maß alſo, das bis 
vor kurzem als Mindeſtgröße für Wohnungen 
galt, die mit Hauszinsſteuermitteln bezuſchußt 
wurden. Der Raum unter dem Dach diente als 
Abſtellraum, zum Wäſchetrocknen und zur Stape⸗ 
lung von Erntevorräten. 

Die Bewohner fanden, ſoweit ſie zu den Land⸗ 
und Forſtarbeitern gehörten, auf den umliegenden 
Gütern und im Staatsforſt hinreichende Arbeit. 
Die Weber brachten ihre Waren nach dem 10 km 
entfernten Handelsplatz Wolgaſt und eine Damaſt⸗ 
weberei mit der ſtattlichen Zahl von 6 Geſellen 
verſorgte die Herrſchaften der benachbarten Güter 
mit prächtigem Tiſchlinnen. 

Als aber die Erfindung des mechaniſchen Web⸗ 
ſtuhles und ſeine Verbeſſerung durch Jacquard 
immer mehr fabrikmäßig ausgenutzt und dadurch 
Leinen und Damaſt billiger hergeſtellt wurde, 
brachte auch die handgewebte Ware immer weni⸗ 
ger Erlös. Nun hätte, wie z. B. in Schleſiens 
Bergen, eine bittere Zeit die Weber heimſuchen 
müſſen. Aber Haus und Scholle boten ſtarken 
Rückhalt und ſchützten vor Not und Verzweiflung. 
Das wichtigſte zum Leben war ihnen ſicher und 
mit dieſer Rückendeckung fanden ſie den Weg zu 
neuem Erwerb. Während das Weberſchiffchen 
ſeine letzten Schläge macht und ſich Vater faſt ganz 
dem Acker und dem Vieh widmet, wechſeln die 
Söhne zum beſſer bezahlten und ausſichtsreicheren 
Bauhandwerk hinüber. Eine kleine Gruppe älte⸗ 
rer Weber ſchufen ſich Nebenverdienſt als Spiel⸗ 
leute, die bei den Erntefeſten und Hochzeitsfeiern 
in der Umgebung gegen klingenden Lohn zum 
Tanze aufſpielten. 

Aus dem Weberdorf wurde ſo allmählich ein 
Handwerkerdorf. Ein kleiner Teil der Maurer⸗ 
und Zimmerleute wurde auf den umliegenden 
Gütern beſchäftigt, die Mehrzahl fand Arbeit und 
Brot im Sägewerk Jagdkrug, das den Zuſtrom 
an Arbeitskräften benutzt hatte, um ſeine Geſchäfte 
auf ſelbſtändige Bauunternehmungen auszu⸗ 
dehnen. 


Im Kriege lag die Gemeinde verwaiſt, die 
Frauen beſorgten Haushalt, Hof und Stall, die 
Alten den Acker. Als die Männer nach Beendi- 
gung des Krieges den feldgrauen Rock mit ihrer 
Arbeitskleidung vertauſchten, fanden die Baus 
handwerker in ihrem Beruf völlig veränderte 
Verhältniſſe vor. Der Mangel an Kohle und in 
ſeiner Folge, der Mangel an Zement, Kalk und 
Ziegelſteinen, die dadurch bedingte öffentliche Be- 
wirtſchaftung, erſchwerten die Bautätigkeit an⸗ 
fangs außerordentlich und in Jagdkrug beſchränkte 
man ſich auf den ausreichenden Verdienſt in Holz⸗ 
handel und Sägewerksbetrieb. Damit ſchloß ſich 
dieſe bisherige Arbeitsquelle für die Bauhand— 
werker ganz. Wieder waren die Erwerbsmöglich- 
keiten für einen großen Teil der Gemeindemit⸗ 
glieder in Frage geſtellt, zu mindeſtens außer- 
ordentlich erſchwert. 

Da griffen die Bauhandwerker zur Selbſthilfe 
und bildeten aus ſich heraus eine Bauarbeiter- 
Genoſſenſchaft. Am 15. Oktober 1920 wurden 
deren Satzungen einſtimmig beſchloſſen. Der 8 1 
lautet: 

„Die Anterzeichneten errichten eine Genoſſen— 
ſchaft zur Förderung des Baugewerbes durch ges 
meinſamen Geſchäftsbetrieb unter der Firma: 
Bauarbeiter⸗Genoſſenſchaft Lühmannsdorf, ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung. 
Sie hat ihren Sitz in Lühmannsdorf.“ 

Es iſt ganz zweifellos, daß dieſe genoſſenſchaft⸗ 
liche Gründung ihren Antrieb und ihren Beſtand 
dem gleichgearteten ſozialen Aufbau der Gemeinde 
verdankt. Allein ſchon der äußere Eindruck der 
gleichgroßen Häuſer, die wie Kameraden in Reih 
und Glied ſtehen, zwingt zu der Gedankenfolge, 
daß mit dieſer gleichen Umwelt und Lebensform 
auch gleichgerichtetes Wollen und Streben erwacht 
und die Gemeinſchaft umſchließt. Das ſpiegelt ſich 
nicht nur im Aufbau der Bauarbeiter-Genoſſen⸗ 
ſchaft wieder, ſondern auch in der ſpäter gegrün⸗ 
deten Sägewerk G. m. b. H., an der die erſtere 
beteiligt iſt. Hier wie dort gibt es keine durch 
höheres Gehalt ausgezeichnete Stellungen. Die 
Geſchäftsführer beziehen, mit Ausnahme einer 
einmaligen Jahresvergütung von RM 200,—, 
denſelben Stundenlohn wie die Maurer- und 
Zimmerleute. 


Mit Hilfe des Sägewerkes und der ſeit drei 
Generationen beſtehenden Tiſchlerei der Familie 
Beug, deren jetziger Vertreter den Poſten des Ge- 
meindevorſtehers bekleidet, übernimmt die Bau⸗ 
arbeitergenoſſenſchaft nicht nur die ſchlüſſelfertige 
Ausführung ganzer Wohnhäuſer, ſie vermag auch 
die geſamte Tiſchler- und Zimmerarbeit und das 
hierzu notwendige Material aus eigener Regie 
bzw. durch ortsanſäſſige Betriebe zu liefern. Bei 
der Aufſiedlung von Gütern findet ſie ein großes 
Betätigungsfeld. Die Leiſtungen der Genoſſenſchaft 
und ihrer befreundeten Betriebe genießen in ganz 


Vorpommern und darüber hinaus größtes Ans 
ſehen, was durch wiederholte Aufträge der bauen- 
den Behörden beſonders augenfällig wird. 

Die Gemeinde Lühmannsdorf umfaßt heute 120 
Grundſtücke und 688 Einwohner. Die Grundſtücks⸗ 
beſitzer verteilen ſich auf folgende Erwerbszweige: 
3 Bauern von je 100 Morgen, 7 Bauern von je 
30—40 Morgen, 50 Bauhandwerker, 3 Tiſchler, 
2 Schuhmacher, 2 Schmiede, 3 Fleiſcher, je 1 Satt⸗ 
ler, Stellmacher, Schneider und Bäcker, 3 Gaſt⸗ 
wirte, die nebenbei ein kleines Ladengeſchäft be⸗ 
treiben. Die reſtlichen 43 Eigentümer ſind in der 
Hauptſache Land- und Forſtarbeiter. 

Arbeitsloſigkeit iſt auch hier nicht unbekannt, 
aber ſie wächſt ſich weder für den Einzelnen noch 
für die Gemeinde zu einem beſonders fühlbaren 
Notſtand aus. Als Soziallaſten der Gemeinde 
je Woche werden uns RM 75,— genannt. Die 
wenigen Wochen, die die Bauhandwerker ohne 
Beſchäftigung ſind, benutzen ſie zu Arbeiten in 
Haus und Hof und verzichten nach Ablauf ihrer 
Wartezeit meiſt auf den Weg nach Wolgaſt zum 
Arbeitsamt. Viel wird an den Häuſern getan. 
Die Lehmſache ſind zum großen Teil durch Ziegel 
erſetzt und das Strohdach hat dem Steindach wei⸗ 
chen müſſen. 

Aus einer Teilſiedlung hervorgegangen, hat ſich 
die Gemeinde Lühmannsdorf durch alle Wand- 
lungen der Zeit und der Wirtſchaft, durch Indu- 
ſtrialiſierung, durch Krieg, durch die folgenſchwere 
Inflation und durch die noch ſchwerere Deflation 
in bemerkenswerter Weiſe durchgeſchlagen. Im- 
mer war Haus, Hof und Scholle der 
ſichere Rückhalt und die ſichere Le⸗ 
bensgrundlage, von der aus allen Notwen⸗ 
digkeiten gefolgt, allen Umwertungen ſtandgehal⸗ 
ten werden konnte. Dabei iſt dieſe Gemeinde in 
keiner Hinſicht durch ihre örtliche Lage irgendwie 
begünſtigt, wenn man nicht die Nähe des Forſtes 
ſchon als einen beſonderen Vorteil bezeichnen will. 

Die Geſchichte und der heutige Zuſtand von 
Lühmannsdorf, deſſen Einzelglieder faſt durchweg 
aus Betrieben beſtehen, die wir heute unter dem 
Begriff Wirtſchaftsheimſtätte oder nebenberufliche 
Landſiedlung zuſammenfaſſen, beweiſt, wie lebens⸗ 
tüchtig — oder, um mit einem Schlagwort unſerer 
Tage zu ſprechen — wie kriſenfeſt dieſe Siedlungs⸗ 
form iſt, und es wäre zu wünſchen, daß ihr künf⸗ 
tighin beſondere ſtaatliche Förderung zuteil wird. 


* 

Vielleicht wird mancher Leſer fragen: wie er⸗ 
klärt ſich der in der Einleitung geſchilderte ein⸗ 
heitliche Aufbau der Siedlung? Die Einheitlich⸗ 
keit des beim Aufbau bewieſenen Willens erſcheint 
allerdings um ſo erſtaunlicher, wenn wir dieſe 
Tatſache aus unſeren heutigen Zeitverhältniſſen 
und Erfahrungen heraus betrachten. Wir können 
uns nicht vorſtellen, daß eine Anzahl Weber, 
Land⸗ und Forſtarbeiter ſich zu einem ſolchen 
einheitlichen Willen und zu einer ſolchen einheit⸗ 
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lichen Durchführung des Siedlungsplanes zuſam⸗ 
menſchließen könnten. In weſſen Händen lagen 
Planung und Leitung? — Der geſchloſſene Aufbau 
der Siedlung Lühmannsdorf iſt nicht das Ergeb⸗ 
nis einer vom Staate oder einer anderen Stelle 
geleiteten Planung, ſondern das Werk des aus 
dem Geiſte der damaligen Zeit geborenen Koloni⸗ 


ſationstalentes der Siedler ſelbſt. In heuti⸗ 
ger Zeit, wo ein mißverſtandener Individua⸗ 
lismus noch immer Nährboden findet, wird eine 
wirtſchaftlich geſchloſſene, organiſch aufgebaute 
Siedlungsform nur unter einer von der Staats⸗ 
führung beeinflußten Planung und Leitung mög⸗ 
lich ſein. 


Siedlerberatung als vorbereitende Maßnahme 
Von Baudirektor E. Lauffer, Dortmund. 


Die Siedler früherer Jahrhunderte, die als 
Pioniere in bis dahin unbeſiedelte Gebiete vor⸗ 
ſtießen, werden wohl ebenſowenig eine beſondere 
Siedlerberatung gekannt haben, wie die zahlloſen 
Kleinſiedler aus den Anfängen der Induſtriali⸗ 
ſierung, deren beſcheidene Heimſtätten man noch 
allenthalben antrifft. Damals brauchte man eine 
Beratung der Neufiedler garnicht; jedermann war 
noch mit landwirtſchaftlichen und gärtneriſchen 
Arbeiten vertraut, jeder verfügte über Erfahrun⸗ 
gen und Kenntniſſe aus eigener einſchlägiger 
Tätigkeit und konnte ſich deshalb ſelbſt ein zu⸗ 
treffendes Urteil über alle Fragen einer Sied⸗ 
lungswirtſchaft bilden. Selbſt die mit der Er⸗ 
richtung eines Neubaues zuſammenhängenden 
techniſchen und finanzwirtſchaftlichen Dinge waren 
früher auch für den einfachen und ungeſchulten 
Mann aus dem Volke viel leichter zu überſehen, 
1 infolge der Einfachheit des ganzen Wirt⸗ 
u) a durch den gleichförmigen Verlauf 
x > Wirtſchafts⸗ und Finanzweſens und vermöge 

es zähen Seithaltens an baulichem und hand⸗ 
werklichem Brauch über lange Zeiträume hinweg 
gleich blieben, oder höchſtens kaum weſentlichen 
Veränderungen ausgeſetzt waren 

Weil das alles nicht mehr fo ift, weil die meiſten 
cn keine oder nur wenig praktiſche, landwirt⸗ 
chaftliche oder gärtneriſche Erfahrung haben, weil 
ſie von der neueren Entwicklung der Siedlungs⸗ 
5 wenig oder garnichts wiſſen, weil ſie 
5 halb die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen ihrer 
ann Siedlerexiſtenz nicht mehr nach allen 
Richtungen hin ſelbſt prüfen können, und weil 
fie ſich auch nicht mehr durch all das Geſtrüpp der 
Rechtsverhältniſſe und der Finanzierung ſowie 
des Hausbaues durchzufinden vermögen, — was 
ſogar manchem Fachmann ſchwer fällt —, deshalb 
iſt heutzutage Siedlerberatung ein dringendes 
Erfordernis. 

b Siedlerberatung kann und ſollte 

aher auch nichts anderes ſein, als 
„des und verantwortungs⸗ 
: ewußtes fachmänniſches Durchden⸗ 

en und Durchprüfen all der Fragen, 
vor denen der angehende und be⸗ 
ratungſuchende Siedler ſteht, nichts 
anderes als hilfsbereite Unterrich⸗ 
tung des Siedlers unter möglichſter 


Wahrung aller Entſchluß- und Hand⸗ 
lungsfreiheit des Beratenen. 


In den Grundzügen ſtimmt die Beratung land⸗ 
wirtſchaftlicher Siedler mit der nebenberuflicher 
Siedler überein; in Einzelheiten find aber be— 
merkenswerte Abweichungen vorhanden. Da die 
Siedlerberatung für die landwirtſchaftliche Sied⸗ 
lung in den Reichsſtellen für Siedlerberatung be⸗ 
reits eine Stätte gefunden hat, während die Be⸗ 
ratung der zahlreichen nebenberuflichen Siedler 
noch gänzlich unorganiſiert iſt, ſoll hier haupt⸗ 
ſächlich nur die Beratung der nebenberuflichen 
Siedler behandelt werden. 


In dieſer Siedlerberatung ſind drei weſentliche 
Abſchnitte zu verzeichnen: 

Die vorbereitende Beratung dient 
der Feſtſtellung der perſönlichen Eignung des 
Siedlers und ſeiner Familie für den Siedlerberuf, 
der Feſtſtellung ſeiner perſönlichen und finan⸗ 
ziellen Leiſtungsfähigkeit, der allgemeinen Unter- 
richtung des Siedlers über die ihm zu Gebote 
ſtehenden Möglichkeiten, zu ſiedeln, und über die 
hierfür maßgebenden Verfahren, der Aufklärung 
der Siedler über die wirtſchaftlichen Voraus⸗ 
ſetzungen der Siedlung, über Wirtſchaftsweiſe und 
Wirtſchaftsgrundlagen ihrer neuen Exiſtenz und 
ſchließlich, wo notwendig und durchführbar, der 
fachlichen Ausbildung oder Umſchulung der künfti⸗ 
gen Siedler. Ihr Ziel iſt die Zuteilung des Be⸗ 
werbers zu einer geplanten Siedlung. 


Der zweite Abſchnitt iſt die Beratung während 
der Errichtung der Siedlung, die Baubetre u⸗ 
ung. Sie iſt in den Spalten dieſer Zeitſchrift 
ſchon des öfteren behandelt worden, ſodaß hierauf 
verwieſen werden kann. 

Der dritte Abſchnitt, die Siedlerbetreu⸗ 
ung, ſetzt erſt mit der Bewirtſchaftung der Stelle 
ein. Der Wirtſchaftsbetrieb mit allen ſeinen Er⸗ 
eigniſſen und Zufällen ſtellt ja jeden Neuſiedler 
noch auf Jahre hinaus immer wieder vor neue 
Fragen und Schwierigkeiten, über die ihm eine 
objektive und fachmänniſche Beratung am beſten 
hinweghelfen kann. Dieſe Siedlerbetreuung wird 
an anderer Stelle ihre geſonderte Behandlung 
finden. Wirklich erfolgreich wird ſie nur ſein 
können, wenn ſie von Anfang an organiſch mit 
der Siedlung verbunden, alſo planmäßig in 


215 


den wirtſchaftlichen Siedlungsorganismus ein⸗ 
gebaut iſt. 

Die perſönliche Eignung des Sied- 
lers und ſeiner Angehörigen iſt die wichtigſte 
Vorausſetzung für eine erfolgverſprechende Sied⸗ 
lung. Selbſtverſtändlich halten ſich die Beratung⸗ 
ſuchenden faſt ausnahmslos für unbedingt geeignet, 
meiſtens ſogar für die beiten aller Siedler. Sied⸗ 
ler werden, bedeutet aber nicht nur, eine Exiſtenz⸗ 
ſicherung durch zuſätzliches Einkommen aus der 
Siedlung zu bekommen; dieſes Mehreinkommen 
muß erſt durch zuſätzliche, freiwillige und an⸗ 
ſtrengende Arbeit errungen werden, durch eine 
oft harte und ſchwere Mehrarbeit, die Mann und 
Frau gemeinſam auf ſich nehmen müſſen. Ja, 
die Mehrbelaſtung mit Arbeit trifft ſogar die 
Frau am meiſten; ſie muß unter Umſtänden be⸗ 
reit und fähig ſein, vorübergehend die Siedler⸗ 
wirtſchaft allein zu bewältigen, etwa zu Zeiten 
außergewöhnlich ſtarker Beanſpruchung der Ar⸗ 
beitskraft des Mannes in deſſen Hauptberuf, was 
beiſpielsweiſe in ſaiſonabhängigen Betrieben häu⸗ 
fig vorkommen kann. Daher müſſen Mann und 
Frau gleichermaßen geeignet ſein, den gleichen 
Willen zur Mehrarbeit mitbringen. Wo dies 
nicht der Fall iſt, ſollte man unbedingt der Er⸗ 
richtung einer Siedlung widerraten: wir haben 
ſchon viel zu viel Siedlungen, bäuerliche ebenſo 
wie nebenberufliche, die nicht intenſiv bearbeitet 
werden. 


Bei Menſchen, die aus ſtädtiſchen Verhältniſſen 
kommen, iſt auch die Frage von Bedeutung, ob 
ſie ſich in den gänzlich anders gearteten Lebens⸗ 
und Umweltverhältniſſen des Siedlerdaſeins dau⸗ 
ernd wohlfühlen werden. Beſonders die Frauen 
können ſich leider manchmal nur ſehr ſchwer von 
den geliebten Annehmlichkeiten der großſtädti⸗ 
ſchen Lebensweiſe, von den Bequemlichkeiten der 
kleinen Mietwohnung, von aſphaltierten Bürger⸗ 
ſteigen und dem ſtädtiſchen Zuſammenleben tren⸗ 
nen und an das viel einſamere, härtere und ein⸗ 
fachere Leben in ländlichen Verhältniſſen ge⸗ 
wöhnen. Manche Siedlung, beſonders manche 
ländliche, iſt ſchon zuſammengebrochen wegen des 
Unvermögens der Frau, ſich mit den neuen Le⸗ 
bensbedingungen abzufinden. 

Zu dieſen charakterlichen Vorausſetzungen 
kommt noch die fachliche Eignung hinzu. Ein 
voller wirtſchaftlicher Erfolg einer Siedlung iſt 
ja eigentlich nur dann gewährleiſtet, wenn die 
Siedlerfamilie ſich von Anfang an in allen Fra⸗ 
gen des Siedlerdaſeins, in der Bewirtſchaftung 
des Grundſtückes, in der Tierhaltung und in der 
Verwertung der Erzeugniſſe, vollkommen aus⸗ 
kennt. Bei großſtädtiſchen Siedlern iſt dies nur 
noch ſelten zu finden. Solange keine Möglichkeit 
zu einer allgemeinen gründlichen und planmäßi⸗ 
gen Vorſchulung geſchaffen iſt, wird man ſich bei 
der Nebenberufsſiedlung zunächſt damit begnügen 
müſſen, eine Erprobung im Kleingartenbau und 
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gelegentliche Beſchäftigung mit Kleintierhaltung 
ſchon als ausreichende Grundlage anzuſehen. Bei 
der bäuerlichen Siedlung, die an die Siedler die 
härteſten Anforderungen körperlicher und ſeeliſcher 
Natur ſtellt, iſt ohne das Vorhandenſein dieſer 
charakterlichen und fachlichen Eigenſchaften der 
Siedlerfamilie ein Mißerfolg, und in der Folge 
der Ruin des Siedlers überhaupt unausbleiblich. 
Sind bei ländlichen Siedlern erwachſene Kinder 
vorhanden, ſo müſſen ſie, die ſpäteren Bewirt⸗ 
ſchafter und Erben der Siedlung, in gleicher Weiſe 
geeignet ſein. 

Häufig wird ein Beratungſuchender zwar für 
die Siedlung allgemein geeignet ſein, nicht aber 
für die ſpezielle Art der Siedlung, die er an⸗ 
ſtrebt. So melden ſich viele für die bäuerliche 
Siedlung, deren Vorkenntniſſe nur für die Neben- 
berufsſiedlung ausreichen. Falls ſie noch Ausſicht 
haben, wieder in ihrem induſtriellen Hauptberuf 
unterzukommen, ſind ſie zweckmäßigerweiſe auf die 
Nebenberufsſiedlung zu verweiſen. Dagegen iſt 
Dauererwerbsloſen, die keine Ausſicht haben, an 
ihrem bisherigen Wohnſitz wieder Arbeit zu bes 
kommen, die aber aus Anhänglichkeit an ihre 
bisherige Heimat ſich hier als Nebenberufsſiedler 
feſtſetzen wollen (etwa im Rahmen der Erwerbs⸗ 
loſenſiedlung), unbedingt von dieſer Art der Sied⸗ 
lung abzuraten. Sie können erſt ſpäter für eine 
Nebenberufsſiedlung in Frage kommen und nur 
an dem Ort, an dem ſie wieder Arbeit gefunden 
haben. Falls ſie den Vorausſetzungen für die 
bäuerliche Vollſiedlung genügen, wären ſie allen⸗ 
falls auf dieſe Siedlung zu verweiſen. 

Nur ſoweit es ſich um die Anpaſſung an die 
Lebensbedingungen des Siedlerdaſeins und die 
fachlichen Kenntniſſe vom Siedlerberuf handelt, 
können auch zunächſt weniger Geeignete durch eine 
entſprechende Schulung zu guten Siedlern aus⸗ 
gebildet werden. Hierüber wird am Schluſſe die- 
ſer Betrachtungen noch Einiges zu ſagen ſein. 

Eine Siedlung kann man nicht geſchenkt er- 
halten, ſie muß erarbeitet werden. Zu ihrem 
Aufbau iſt Eigenkapital der Siedler, alſo erſpar⸗ 
ter Arbeitsertrag, und meiſtens auch kräftige Mit⸗ 
arbeit erforderlich; auch der Beſitz ſelbſt kann ja 
ſchließlich nur durch Arbeit erhalten werden. 
Von dem Ausmaße deſſen, was der Siedler an 
Eigenkapital und an eigener Mitarbeit zum Auf⸗ 
bau beitragen kann, hängt es ſchließlich ab, ob 
ihm unter den jeweilig vorhandenen Finanzie⸗ 
rungsmöglichkeiten überhaupt eine Stelle ver⸗ 
ſchafft werden kann, und welches Ausmaß dieſe 
Stelle haben darf. Daher iſt die Feſtſtellung 
der perſönlichen und finanziellen 
Leiſtungsfähigkeit des Siedlers eine 
der wichtigſten Aufgaben jeder Siedlerberatung. 
Sie darf ſich aber nicht darauf beſchränken, die 
Angaben des Bewerbers auf ihre Richtigkeit nach⸗ 
zuprüfen. Dieſe Nachprüfung iſt natürlich uner⸗ 
läßlich, denn der angehende Siedler ſchätzt leicht 


den Wert oder Umfang ſeiner perſönlichen Mit- 
arbeit falſch und meiſtens zu hoch ein, und er 
neigt aus ſeinen Verhältniſſen heraus auch dazu, 
mit Anterſtützung durch Dritte in weit größerem 
Ausmaße zu rechnen, als ſpäter zu verwirklichen 
iſt. Die Beratung des Siedlers muß aber über 
dieſe Nachprüfung hinaus auch das Ziel haben, 
den Siedler auf etwaige weitere Hilfsquellen hin⸗ 
zuweiſen und fie für ihn zu erſchließen. Es iſt 
deshalb notwendig, ſich ein möglichſt 
umfaſſendes Bild der perſönlichen 
Verhältniſſe des Bewerbers zu ver⸗ 
ſchaffen und auch die örtlich ſehr ver⸗ 
ſchiedenen Möglichkeiten zur Er⸗ 
ſchließung beſonderer Hilfsquellen 
zu kennen. 

Wird die Klarſtellung dieſer Vorfragen mit 
ſolcher Gründlichkeit betrieben, ſo ergibt ſich die 
Unterrichtung der Beratungſuchenden über alle 
ſonſtigen Fragen der Siedlung eigentlich von 
ſelbſt. Denn die verſchiedenen Feſtſtellungen, die 
zuvor aufgezählt wurden, können nur dann voll⸗ 
ſtändig und richtig getroffen werden, wenn der 
Beratene zu gleicher Zeit über alle Fragen unter⸗ 
richtet wird, die für die Errichtung und Bewirt⸗ 
ſchaftung einer Siedlung wichtig ſind. Die Be⸗ 
ratung wird alſo unbedingt eine perſönliche ſein 
müſſen, nur in eingehender und vielleicht wieder⸗ 
holter Ausſprache kann zwiſchen dem Ratſuchen⸗ 
den und dem Beratenden jenes Verhältnis ent⸗ 
ſtehen, das für die Mitwirkung in ſo ſchwerwie⸗ 
genden Exiſtenzfragen unerläßliche Vorausſetzung 
iſt. Je beſſer der Ratſuchende über 
das unterrichtet iſt, was für den Er⸗ 
werb einer Siedlung von ihm ver⸗ 
langt wird, und was die Siedlung 
ſpäter von ihm verlangt, um ſo rich⸗ 
tiger und vollſtändiger werden auch 
ſeine Angaben und die von ihm bei⸗ 
zubringenden Unterlagen ſein. Na⸗ 
türlich wird ſich die Beratung trotz ihres perſön⸗ 
lichen Charakters auf einen Fragebogen oder auf 
eine Perſonalkarte ſtützen müſſen, die alle wich⸗ 
tigen Angaben über die Perſon des Siedlers, 
deſſen Familienverhältniſſe, Beruf, Vorkenntniſſe, 
Leiſtungsfähigkeit uſw. ein für allemal feſthält. 
Als Beiſpiel möge der umſeitige Fragebogen 
für eine Erwerbsloſenſiedlung dienen, der für 
eine allgemeine Beratung vielleicht etwas kürzer 
gefaßt ſein könnte. 

Für die bäuerlichen Siedler iſt die Beratung 
durch die Reichsſtelle für Siedlerberatung und 
ihre Zweigſtellen organiſiert. Hier hat ſich die 
vorbereitende Beratung auch ſchon ſehr ſtark zur 
Siedlerbetreuung entwickelt. Die Beratung der 
viel zahlreicheren Nebenberufsſiedler ſteckt dagegen 
noch völlig in den Anfängen und wird von den 
verſchiedenſten Stellen unzulänglich und ohne 
gegenſeitige Verbindlichkeit betrieben. Eine Re⸗ 
gelung dieſer Beratung nach einheitlichen Grund— 
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ſätzen iſt daher dringend geboten. Vorausſetzung 
muß dabei ſein, daß die raterteilende Stelle das 
ganze Siedlungsweſen in ſeinen verſchiedenen 
Seiten, der menſchlichen, organiſatoriſch-verwal⸗ 
tungsmäßigen, finanziellen und techniſchen, voll⸗ 
kommen beherrſcht oder in engſter Zuſammen⸗ 
arbeit mit den Stellen ſteht, welche dieſen Ueber— 
blick haben. Da die Entwicklung der nebenberuf⸗ 
lichen Siedlung von dem weiteren Verlauf der 
induſtriellen Entwicklung ſehr ſtark abhängt, iſt 
Zuſammenarbeit mit der Induſtrie und Vertraut⸗ 
heit mit den jeweiligen Verhältniſſen des Arbeits⸗ 
marktes ebenfalls erforderlich. 

Eines der wichtigſten Mittel der Siedlerbera— 
tung iſt die Vorſchulung der Siedlungs⸗ 
bewerber, die ſich zur Umſchulung entwickeln 
muß, ſobald auch Siedlungsanwärter berückſichtigt 
werden müſſen, die keinerlei Vorkenntniſſe für die 
Siedlung mitbringen. Sie gliedert ſich in eine 
fachliche Aus- und Weiterbildung in 
den praktiſchen Arbeiten und theoretiſchen Kennt⸗ 
niſſen, die für die Bewirtſchaftung einer Siedler⸗ 
ſtelle notwendig ſind, und in eine geiſtige Um⸗ 
ſtellung des Siedlers vom Städtertum zum 
Leben in der Siedlung. Natürlich kann keine 
kurze Fachſchulung, ſei ſie auch noch ſo energiſch, 
das erſetzen, was beiſpielsweiſe ein Bauernſohn 
von den Tagen ſeiner Kindheit an in täglicher 
Arbeit und Erfahrung auf dem väterlichen Hofe 
und bei Nachbarn erlernen kann. Dieſer Um⸗ 
ſchulung werden alſo leicht die Nachteile aller der— 
artigen „Schnellbleichen“ anhaften; deshalb iſt 
eine noch längere Zeit andauernde Siedler⸗ 
betreuung unbedingt geboten. Noch ſchwieri⸗ 
ger iſt es aber, in einem derartigen Schulungs- 
betrieb auch die geiſtig⸗ſeeliſche Umſtellung auf 
das Siedlerdaſein zu vermitteln. Denn ein Schul⸗ 
betrieb bringt ja die Menſchen erſt recht zuſam⸗ 
men, er neigt alſo zur Herabminderung der Selb⸗ 
ſtändigkeit und zur Entwicklung gewiſſer Herden⸗ 
triebe, während das Siedlerdaſein ja gerade durch 
Selbſtändigkeit im Handeln und verhältnismäßige 
Einjamfeit gekennzeichnet iſt. Die Umſtellung 
auf die neue Umwelt wird deshalb im eigentlichen 
Schulbetrieb kaum eine geeignete Stätte finden 
können; Verſuche, die Umſchulung für bäuerliche 
Siedler wenigſtens zeitweiſe in einzelne Siedler⸗ 
ſtellen zu verlegen, alſo mitten hinein ins echte 
Siedlerleben, ſind anſcheinend bereits im Gange. 

Für die praktiſche Vorſchulung der Neben- 
berufsſiedler kommen bis jetzt eigentlich nur die 
Kleingartenvereinigungen in Betracht, abgeſehen 
von vereinzelten Sonderkurſen für Erwerbsloſen⸗ 
ſiedler. So wertvoll die Arbeit an einem Klein- 
garten ohne Zweifel auch iſt, dank der unermüd⸗ 
lichen Arbeit dieſer Vereinigungen, ſo kann die 
Bearbeitung eines ſolchen kleinen Gartenſtückes 
doch nur als eine unvollkommene Vorbildung für 
eine Nebenberufsſiedlung angeſehen werden, die 
weſentlich andere Anforderungen an den Siedler 


Fragebogen 
che nns... Den 


Wie des Berebneeeee 8 2 
(Familienname) (Vorname) 

geboren am: in: Re Beruf: 

Jetzige Wohnung (Straße und Hausnummer): 

Welche Räume hat die jetzige Wohnung? 

Monatliche Miete der jetzigen Wohnung? 

Iſt die Wohnung gekündigt? eventuell zu welchem Termin? 


Name der Ehefrau des Bewerberd: Er 


(Familienname) i (Vorname) a 
geboren am: in: Rel.: 


Namen, Alter und Beruf der Kinder: (Alter in Jahren angeben) 
männlich: Alter: weiblich: 


davon ſtehen zur Zeit in Arbeit: Nr. 
Außerdem ſind noch folgende ſonſtige Haushaltsangehörige vorhanden: 
Bewerber war ſeit 1. Januar 1925 in folgenden Betrieben beſchäftigt: 
bei vom bis 
bei vom bis 
bei 0 vom bis 
Wenn noch in Arbeit, 
a) wie hoch iſt der durchſchnittliche Wochenverdienſt nach Abzug der ſozialen Abgaben — 
b) Zahl der wöchentlichen Arbeitsſtunden: 
Arbeitsverdienſt der im Beruf ſtehenden Kinder monatlich zuſammen. . 
Falls erwerbslos, welche Unterſtützung wird bezogen? 
Alu — Kru — Wolu, und wie hoch wöchentlich? 
Aktenzeichen und Nummer der Unterſtützungskarte: 
Wann und wie hat ſich Bewerber landwirtſchaftlich oder gärtneriſch betätigt?: 
Desgleichen die Ehefrau?: 
Hat der Bewerber oder Ehefrau ſich bereits in der Aufzucht, Pflege und Wartung von Klein— 
vieh betätigt, und wann? 
Hält der Bewerber bereits jetzt Vieh? Welches? 
Wird vom Bewerber jetzt ſchon Garten oder Feld bewirtſchaftet? gegebenenfalls, wieviel 
Quadrat-Ruten? Was wird auf dieſem Lande hauptſächlich angebaut? 
Aus welchen Gründen geſchieht die Bewerbung um eine Siedlerſtelle? 
Steht dem Bewerber Eigenkapital zur Verfügung? 
In welcher Höhe ſofort? RM. In welcher Höhe binnen Monaten? NM. 
Wie kann der Bewerber an der Errichtung der Siedlung mitarbeiten? 
Ganztägig, halbtägig oder wie ſonſt? 
Hat der Bewerber Angehörige oder Bekannte, die ſich verpflichten, ihn bei der Durchführung 
der erforderlichen eigenen Arbeitsleiſtungen zu unterſtützen? 
Wit welcher Arbeitsleiſtung? 
Hat der Bewerber ein eigenes Baugrundſtück? Wie groß? 
An welcher Straße? Flur: Parzelle: 
Kurze Lebensbeſchreibung des Bewerbers und ſeiner Ehefrau: 


Auskunftsſtellen: 


Daß alle oben gemachten Angaben genau und in allen Dingen der Wahrheit entſprechen, 
beſtätigt der Bewerber durch nachfolgende eigenhändige Unterfchrift: 


e 55ͥͥↄĩ²éièͥͤ ͤ 
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ſtellt als nur ein Kleingarten. Bei planmäßiger 
weiterer Förderung der Nebenberufsſiedlung wird 
deshalb auch die Frage der umfaſſenden Vor⸗ 
ſchulung dieſer Siedler noch zu löſen ſein. 
Natürlich darf die vorbereitende Beratung des 
Siedlers nicht in der reinen Aufklärungsarbeit 
ſtecken bleiben; das Ziel der Beratung 
muß immer die Unterbringung des 
Bewerbers in einer Siedlung ſein. 
Der bei der Beratung als geeignet befundene 
Siedler ſollte ſobald als möglich eine Siedlung 
erhalten können. Wo die beratende Stelle ſich 
neben der Beratungsarbeit auch noch mit der 


Durchführung von Siedlungen beſchäftigt, wird 
die Beratung des Siedlers und die Zuteilung 
einer Siedlerſtelle meiſtens in einem Zuge und zu⸗ 
ſammenhängend geſchehen können. Beratungs- 
ſtellen, die der Durchführung der Siedlung ſelbſt 
fernſtehen, benötigen eine enge Zuſammenarbeit 
mit den eigentlichen Trägern der Siedlung, um 
ihre Anwärter auch tatſächlich unterbringen zu 
können. Auf die Dauer wird ſich deshalb wohl 
die Beratung durch die Siedlungsträger ſelbſt, 
wenigſtens für die nebenberufliche Siedlung, ſo⸗ 
weit ſie nicht mit Umſiedlung verbunden iſt, als 
das einfachere Verfahren durchſetzen. 


Der Wirtſchaftsberater bei der Einrichtung 
und Entwicklung einer lanoͤwirtſchaftlichen Siedlung 


Von Wirtſchaftsberater J. Nongen, Berlin. 


Während meiner Tätigkeit als Wirtſchafts⸗ 
berater habe ich in letzter Zeit mehrfach geſehen, 
wie grundverſchieden die einzelnen Siedlerſtellen 
eingerichtet, auf⸗ und ausgebaut ſind und wie ver⸗ 
ſchieden die gleichmäßig eingerichteten Stellen 
unter denſelben örtlichen und finanziellen Ver⸗ 
hältniſſen mit den gleichen Bodenklaſſen von den 
Siedlern bewirtſchaftet werden. Die hierbei zu⸗ 
tage tretenden Fehler ſind vielſeitig und verſchie⸗ 
denartig. Es ſoll deshalb in folgendem in der 
Hauptſache auf die häufigſten und ſtändig wieder⸗ 
kehrenden Fehler hingewieſen werden. 

Der weſentlichſte Fehler iſt, daß in den meiſten 
Fällen planlos gewirtſchaftet wird, und daß eine 
richtige Ackereinteilung nicht vorgenommen wird, 
weil veraltete Fruchtfolgen angewendet werden, 
weil die Nutzviehhaltung nicht zeitgemäß iſt und 
weil vor allem der Genoſſenſchaftsſinn bei den 
Siedlern fehlt. Wenn dann in den erſten Be⸗ 
triebsjahren mit der falſchen Bewirtſchaftung be⸗ 
gonnen worden iſt und noch unnötige Neuanſchaf⸗ 
fungen gemacht werden, kommt es zu der allſeitig 
bekannten Klage über die Anrentabilität der 
Siedlerſtelle. Dieſe Klagen ſind nach 
meinen Erfahrungen in den meiſten 
Fällen nicht gerechtfertigt, denn die 
Urſache iſt nicht an der Siedlerſtelle 
als ſolche zu ſuchen, vielmehr auf die 
falſche Bewirtſchaftung durch den 
Siedler zurückzuführen. 

Durch die Aufteilung eines Gutes in einzelne 
Siedlerſtellen wird der Großbetrieb in mehrere 
Kleinbetriebe umgewandelt. Hierdurch entſtehen 
ſchon ohnehin wirtſchaftliche Nachteile, die in der 
neuen Fruchtfolge nur unter Schwierigkeiten aus⸗ 
zugleichen ſind. 

Um dieſen Webeljtand zu beſeitigen, haben ver⸗ 
ſchiedene Siedlungsinſtitute den Siedlern einen 
Wirtſchaftsberater zur Verfügung geſtellt. Leider 
haben die Beratungen aber in den meiſten Fällen 
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erſt dann eingeſetzt, wenn der Siedler bereits 
falſch gewirtſchaftet hatte und infolgedeſſen die 
Renten nicht zahlen konnte. Wenn dieſe Bera- 
tung aber noch ſo eingehend und gründlich durch 
Aufſtellung eines ordnungsmäßigen Betriebs- 
planes durchgeführt wird, werden immer noch 
mehrere Jahre vergehen, bis die Fehler beſeitigt 
ſind. Richtig wird aber der Wirtſchaftsberater 
ſchon vor der Uebergabe der Stelle an den Siedler 
angeſetzt, damit er dann ſofort bei mindeſtens un⸗ 
mittelbar nach der Einrichtung der Stellen einen 
ordnungsmäßigen und vollſtändigen Betriebsplan 
aufſtellen kann. 


Die Wirtſchaftsberatung iſt in der Weiſe durch— 
zuführen, daß von dem Berater für jede Siedler⸗ 
bzw. für jede Stelle ein ſogen. 


Betriebsbuch 


eingerichtet wird. Dieſes Betriebsbuch muß 
den geſamten Wirtſchaftsplan für die einzelne 
Stelle enthalten und den jeweiligen örtlichen Ver 
hältniſſen angepaßt ſein. In dieſem Betriebsbuch 
iſt eine genaue Ackereinteilung vorzunehmen und 
die damit verbundene Fruchtfolge aufzuſtellen, da⸗ 
mit der Siedler von vornherein mit der richtigen 
Bewirtſchaftung beginnen kann. Sodann ſind ge— 
naue Angaben über die Fütterung der Tiere zu 
vermerken; ein genauer Situationsplan muß auf⸗ 
geſtellt werden. Auch ſind die Ergebniſſe der 
Bodenunterſuchungen einzutragen, ſowie eine ge⸗ 
naue Aufſtellung über den Bedarf an wirtſchafts⸗ 
eigenen Futter- und Düngemitteln zu machen. 
Eine Zuſammenſtellung und Ueberſicht für das be= 
nötigte Betriebskapital iſt zu fertigen, wie auch 
eine Aufſtellung zur Einrichtung des Gemüſe— 
gartens mit der entſprechenden Fruchtfolge und 
der erforderlichen Düngung. 

Regelmäßig wird die Durchführung der Bera- 
tung vor der Uebergabe der Stelle an den Sied- 
ler keine Schwierigkeiten machen. Andernfalls 


find etwaige Schwierigkeiten der allgemeinen Be⸗ 
ratung dadurch zu überbrücken, daß durch den 
Wirtſchaftsberater in jedem Falle auch die von 
der Landwirtſchaftskammer zur Verfügung jtehen- 
den Spezialberater, wie Tier- und Saat⸗ 
zuchtdirektoren, Kulturtechniker und Wieſenbau— 
meiſter erforderlichenfalls hinzugezogen werden. 


Wenn auch die vor der Uebergabe der Stelle 
angeſetzte Beratung regelmäßig die Gewähr dafür 
bietet, daß die Bewirtſchaftung der Stelle ord— 
nungsmäßig begonnen wird, jo kann meines Er⸗ 
achtens eine ganz ſichere Gewähr für den Erfolg 
nur dann übernommen werden, wenn der Wirt⸗ 
ſchaftsberater ſchon bei der Aufteilung der Sied— 
lung und bei dem Vermeſſen der einzelnen Stellen 
herangezogen wird, da leider ſchon bei der Auftei⸗ 
lung und Vermeſſung ſehr viele Fehler gemacht 
worden find, die ſich ſowohl für den Siedler als 
auch für das Siedlungsinſtitut ſehr nachteilig aus⸗ 
gewirkt haben. 


Viel zu wenig berückſichtigt wird von den Sied⸗ 
lern die Beſchaffung des wirtſchaftseige⸗ 
nen Futters für das künftige Jahr. Das 
aber iſt deshalb ſo wichtig, weil in den meiſten 
Fällen das erforderliche Betriebskapital zur An⸗ 
ſchaffung der zum Betriebe benötigten Rinder 
fehlt. Wenn dies der Fall iſt, muß bereits im 
erſten Betriebsjahr nach der Getreideernte aus 
den Ueberſchußgebieten durch die Viehverwer— 
tungsverbände ſog. Penſionsvieh übernommen 
werden. Hierdurch wird bereits für das zweite 
Betriebsjahr der benötigte Wirtſchaftsdünger er⸗ 
zielt. Der durch etwaige Gewichtszunahme erzielte 
Erlös kann dann zum Ankauf von Rindern Ver⸗ 
wendung finden. 

Ein ſehr wichtiges Problem bei der Einrich- 
tung einer Siedlung iſt weiterhin die zweckmäßige 
Verwendung der vorhandenen tech- 
niſchen Einrichtung. So kann eine Kar⸗ 
toffelſpiritusbrennerei für die Siedler zu einer 
Genoſſenſchaftsbrennerei umgeſtaltet werden. Da⸗ 
durch iſt für die Siedler der Abſatz für Kartoffeln 
auf das beſte geregelt. Auch für den Viehbeſtand 
bringt dieſe Einrichtung nicht hoch genug einzu⸗ 
ſchätzende Vorteile und der Erlös aus dem gewon⸗ 
nenen Spiritus iſt eine weſentliche Einnahme⸗ 
quelle. 


Viel zu wenig beachtet wird auch die Gründung 
von Spar und Darlehnskaſſen, wie von 
Bezugs- und Abſatzgenoſſenſchaften 
durch die Siedler, wenn nicht der gemeinſame An⸗ 
ſchluß bzw. Eintritt in derartige bereits vorhan⸗ 
dene Vereinigungen in der Nähe der Siedlung 
möglich ſein ſollte. Auch hier können die Vor: 
teile derartiger Einrichtungen angedeutet werden, 
ohne daß eine erſchöpfende Darlegung möglich iſt. 
Jeder Praktiker weiß, mit welchen finanziellen 
Erleichterungen und Vorteilen das Vorhandenſein 
ſolcher gutgeleiteten Inſtitute verbunden iſt. 
Selbſtverſtändlich iſt hierbei die Mitwirkung der 
Siedlungsinſtitute unbedingt erforderlich. Ob und 
inwieweit der Wirtſchaftsberater hinzuzuziehen 
iſt, wird von dem einzelnen Falle und vor allem 
davon abhängen, welche praktiſchen Erfahrungen 
der Berater auf dem Gebiete der Genoſſenſchafts⸗ 
gründung hat. 


Wenn dann die Wirtſchaft beraten bzw. einge- 
richtet iſt, und der Siedler mit der Bewirtſchaftung 
begonnen hat, darf er nicht ſeinem Schickſal über⸗ 
laſſen werden. Der Wirtſchaftsberater muß etwa 
ein Jahr nach der Einführung des Siedlers in 
ſeine Stelle die Wirtſchaft erneut beſichtigen, um 
auf gemachte Fehler hinweiſen und vor allem ſo— 
wohl den Siedler als auch die Stelle kontrollieren 
zu können. Wie weit die endgültige Durchführung 
der Beratung dann noch weiter auszudehnen iſt, 
hängt von dem Einzelfalle und den etwaigen be— 
ſonderen Umſtänden ab. Bei der erſten Beſichti— 
gung nach Uebergabe der Stelle iſt dann von dem 
Wirtſchaftsberater dem Siedler ein Kaſſenbuch 
einzurichten. Für das Siedlungsinſtitut bietet 
das Kaſſenbuch die Möglichkeit, ſich jederzeit einen 
genauen Ueberblick über die einzelnen Stellen zu 
verſchaffen. 


Wenn bei der Auslegung von Rentenſtellen 
bzw. der Vergebung der Siedlerſtellen jo ver⸗ 
fahren wird, wie vorſtehend kurz angedeutet iſt, 
laſſen ſich viele bisher gemachte Fehler vermeiden, 
und kann hierdurch der feſte Grundſtein für ein 
vollſtändig neues, ſelbſtändiges Dorf mit eigener 
Bildungsſtätte für die Jugend und mit ſonſtigen 
gemeinnützigen Einrichtungen geſchaffen werden, 
womit erſt die Durchführung des Siedlergedan— 
kens Wirklichkeit wird. 


Stadtrand ſiedlung und Hausfrau 


Von Elſe Alken, Stadtrat, Frankfurt a. M. 


Wenn wir Stadtrandſiedlungen ſchaffen, wenn 
wir uns die allergrößte Mühe geben, den Siedler 
möglichſt zweckmäßig unterzubringen, wenn wir 
alles vorſorgen, um den Siedler in ſeiner Lebens⸗ 
haltung, ſeiner Exiſtenz zu fördern, ſo ziehen wir 
nur ſelten in Berechnung: 


Die Eignung der Siedlerfrauen 
für die neue Aufgabe. 
Mit der Frau des Siedlers ſteht und fällt das 


ganze Gelingen des Siedlungsgedankens. Selbſt 
wenn der Siedler für ſeine neue Aufgabe ganz 
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geeignet iſt, jo fällt der ganze Plan der Stadt⸗ 
randſiedlung, wenn die Frau verſagt. 


Wir müſſen bedenken, daß die Frau des Ar⸗ 
beitsloſen, der Siedler werden ſoll, die ſchwere 
Zeit der Geldknappheit am meiſten und am ſtärk⸗ 
ſten am eigenen Leibe verſpürt hat; es ſind be⸗ 
reits ärztliche Gutachten darüber vorhanden, daß 
die Zahl der unterernährten Frauen größer iſt, 
als die der Männer. Dieſer Befund iſt etwas 
Selbſtverſtändliches, wenn man bedenkt, daß es 
eben in der Natur einer rechten Frau liegt, ſich 
ſelbſt zurückzuſtellen gegenüber den Anforderungen 
von Mann und Kindern. Es ergibt ſich alſo leider 
daraus, daß die Körperkräfte der zukünftigen 
Siedlersfrau gelitten haben. Man müßte dieſe 
Frauen erſt in die Erholung ſchicken, um ſie voll 
leiſtungsfähig zu machen. Denn ſie ſtehen einer 
neuen und keineswegs leichten Aufgabe gegen⸗ 
über, die eine vollſtändige Umſtellung in geiſtiger 
und körperlicher Hinſicht von ihnen verlangt. 


Wenn eine Siedlersfrau aus rein ſtädtiſchen 
Verhältniſſen ſtammt, wird ſie ein ganzes Teil 
neuer Eindrücke zu verarbeiten haben, wenn ſie 
urplötzlich in faſt ländliche Verhältniſſe verſetzt 
wird. Sie muß, iſt ſie z. B. nicht geborene Tier⸗ 
freundin, ſich zunächſt an die Wartung von Tieren 
gewöhnen. Sie muß erſt erkennen, daß ein Haus⸗ 
tier täglich vieler Wartung bedarf, ehe es über⸗ 
haupt ernähren hilft, daß es gepflegt, beobachtet, 
geſäubert werden muß, uſw. Und der Uebergang 
vom ſtädtiſchen Konſumenten zum ländlichen Pro- 
duzenten wird nicht jeder Frau leicht fallen, dieſer 
Anfang in der Umſtellung, in dem Manches nicht 
klappt, bei dem ſo Vieles bedacht ſein muß, was 
vorher ſelbſtverſtändlich war, Kleinigkeiten, die 
ſchwer wiegen, wenn das nötige Geld fehlt, ſie zu 
ändern und zu deren reibungsloſer Abwicklung 
die Geiſtesgaben nicht aller Siedlerfrauen aus⸗ 
reichen werden. 


Geſunde, intelligente Frauen, die den Wil⸗ 
len zur Umſtellung haben, das ſind die geeig⸗ 
neten Frauen für den Siedlungsgedanken. Aber 
— ſind ſie ſo zahlreich, daß man bei der Auswahl 
der Siedler nur nach dem Manne ſehen muß und 
nicht auch nach der Eignung der Frau? Wird 
man nicht, wenn die Prüfung nicht auch nach 
dieſer Richtung hin erfolgt, dann vielleicht zu Un- 
recht der Frau, die ſich nicht für das Siedeln 
eignet, die Schuld an dem Verſagen geben, eine 
Schuld, die ſie nicht treffen kann, weil ſie ſich nach 
ihrer ganzen Einſtellung und Veranlagung nicht 
hierfür geeignet hat. 


Wie kommt man um dieſen Punkt herum, der 
ſchwerwiegend genug iſt, um Beachtung zu finden? 


In England z. B. hat man die Einrichtung ge⸗ 
troffen, diejenigen Frauen und Mädchen, die nach 
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Kanada auswandern wollen, in beſonderen Schu— 
lungskurſen für die Anforderungen, die dort an 
ſie herantreten werden, reif zu machen. In Schnell⸗ 
kurſen lernen ſie alles das, was ſie drüben eher 
brauchen werden, wie im Mutterlande, weil man 
damit rechnen muß, daß dieſe Frauen aufs Land 
kommen, wo ſie ſich ſelber zu helfen imſtande ſein 
müſſen. Die gleiche auf die neuen Anforderungen 
eingeſtellte Vorbildung müßte man auch den 
neuen Siedlersfrauen mitgeben, die aus ſtädtiſchen 
in ländliche Verhältniſſe überführt werden ſollen. 


Es gibt bereits derartige Schulen, wie ich mir 
habe ſagen laſſen, aber — was nützt z. B. der 
Berliner Siedlersfrau die Schule in Süd- oder 
Weſtdeutſchland? Oertliche Abweichungen wer— 
den ſtets vorhanden ſein. Darum müßte für jeden 
Siedlungsort ein eigener Unterricht der Siedlers⸗ 
frauen vorgeſehen werden. 


Hier erwächſt den örtlichen Hausfrauen⸗ 
vereinen eine großartige Aufgabe, hier gilt es 
Frauen reif zu machen für neue Aufgaben und 
ihnen den Weg mit Hilfe neu erworbener Kennt— 
niſſe zu ebnen, den ſie ſonſt nur unter ſchweren 
und teuer erkauften Erfahrungen werden gehen 
können. Hier, in den Schulungskurſen der Haus⸗ 
frauenvereine wird man leichter erkennen, als 
alle theoretiſche Prüfung, welche Frau ſich für die 
neue Aufgabe eignet. Man ſollte ſich, ehe man 
unter den Siedlerfrauen die Auswahl trifft, das 
Urteil der unterrichtenden Frauen hören und 
beachten. Dies muß aber ein praktiſcher Un- 
terricht ſein, da man reife Frauen, die meiſt lange 
ſchon in der ſchweren Schule des Lebens waren, 
nicht theoretiſch lehren kann, wie junge Schul⸗ 
mädchen. 


Vielleicht wäre es einfacher, die ſogenannte „ge⸗ 
bildete“ Frau, deren Geiſt ſich manchmal in neue 
Aufgaben ſchneller einleben wird, in dieſe neuen 
Verhältniſſe zu ſtellen, dieſe Frauen, von denen 
viele den ſtarken Willen „Zurück zur Natur“ in 
ſich tragen und denen ein widriges Geſchick dieſen 
Weg bisher immer verſperrt hat. Vielleicht ſollte 
man auch ſolche Frauen, die ſtarke ſoziale Ein⸗ 
ſtellung beſitzen, in die Siedlung gewiſſermaßen 
als Sauerteig hineinſetzen, weil ſie vielleicht 
leichter Schwierigkeiten überwinden lernen wer⸗ 
den, an denen eine etwas ſchwerfälligere Frau 
ſcheitern wird. 


Jedenfalls bringt die Stadtrandſiedlung für 
eine ganze Anzahl von Frauen neue Auf⸗ 
gaben. Alle, die es mit der Ausbildung der 
Frau, mit ihrer Heranziehung zu neuen Auf- 
gaben ernſt meinen, können nur wünſchen, daß 
Frauen zugezogen werden, die für das Amt, das 
ſie ausfüllen ſollen, geeignet ſind, um vorbildlich 
zu wirken für diejenigen Mitſchweſtern, denen ſie 
helfen ſollen. 


Amſchau 


Arbeitsbeſchaffung 


Das Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſig⸗ 
keit trifft günſtige wirtſchaftliche Vorausſetzungen 
an. Nach den Feſtſtellungen des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung laſſen die Rohſtoffpreiſe in 
den letzten Monaten eine bemerkenswerte Stabi- 
lität erkennen. Auch der Rückgang der Fertig⸗ 
warenpreiſe iſt im Auslaufen begriffen. Die 
Kalkulationsgrundlagen der Unternehmen ge— 
winnen damit an Feſtigkeit. Die Entwicklung 
des Eiſenverbrauchs, des Maſchinenabſatzes und 
der Bautätigkeit zeigt, daß ſich die Inveſtions⸗ 
tätigkeit der Unternehmer an einigen Stellen der 
Wirtſchaft wieder zu regen beginnt. 

Das Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſig⸗ 
keit wirkt in zweifacher Weiſe in der Richtung 
eines Wirtſchaftsaufſchwunges: 

einmal durch Förderung der privaten Unter- 

nehmerinitiative, alsdann durch die Inangriff- 

nahme öffentlicher Arbeiten großen Umfangs. 

Die freie Unternehmertätigkeit wird zunächſt 
dadurch angeregt, daß Aufwendungen für Ma⸗ 
ſchinen und andere Gegenſtände des gewerblichen 
und landwirtſchaftlichen Anlagekapitals unter be- 
ſtimmten Vorausſetzungen bei der Ermittlung des 
Gewinns für die Einkommen-, Körperſchafts⸗- und 
Gewerbeſteuer abgeſetzt werden können. Weitere 
Anregungen werden durch Zuſchüſſe für die In— 
ſtandſetzung von Wohngebäuden, Wirtſchafts— 
gebäuden, Umbauten uſw. bemerkbar werden. Da⸗ 
bei ſoll verſucht werden, die Spannungen am 
Wohnungsmarkt zu beſeitigen, die u. a. durch die 
Schwierigkeit, Großwohnungen rentabel zu ver- 
mieten, gegeben ſind. Schon die verhältnismäßig 
hohe Zahl der Bauvollendungen im erſten Vier- 
teljahr von 1933 war überwiegend durch Woh—⸗ 
nungsumbauten bedingt, auf dieſe entfielen in 
Groß⸗ und Mittelſtädten rund 42 v. H. des ge⸗ 
ſamten Wohnungszuganges, gegenüber 21 v. H. 
im erſten Vierteljahr von 1932. Es iſt zu er⸗ 
warten, daß dieſer Anteil in den kommenden 
Monaten weiter ſteigt. 

Zur Förderung der öffentlichen Arbeiten wer⸗ 
den nach dem Geſetz Darlehen für Inſtandſetzun⸗ 
gen an öffentlichen Gebäuden, Brücken uſw., Fluß⸗ 
regulierungen ſowie Errichtung von Gas-, Waſſer⸗ 
und Elektrizitätswerken gegeben werden. 

Auch die Siedlung in ihren verſchiede— 
nen Formen, insbeſondere aber der Eigenheimbau 
und die vorſtädtiſche Randſiedlung, werden im 
Rahmen dieſer Arbeitsbeſchaffung gefördert wer⸗ 
den. Für die Förderung der Eigenheimbauten 
ſind 20 Millionen, der vorſtädtiſchen Kleinſied⸗ 
lung 100 Millionen Reichsmark in Ausſicht ge⸗ 
nommen. Während die Durchführung des neuen 
Eigenheimbauprogramms im weſentlichen nach 
den bisher geltenden Grundſätzen erfolgen dürfte, 


iſt für die Vorſtadtſiedlung mit einer weitgehen— 
den Aenderung der Richtlinien zu rechnen. Die 
Vorſtadtſiedlung ſoll von der urſprünglichen Maß⸗ 
nahme der Erwerbsloſenſiedlung umgeſtaltet wer⸗ 
den zu einer auf die Dauer wirtſchaftsbelebenden 
„nebenberuflichen Landſiedlung“, wie ſie im 
Märzheft dieſer Zeitſchrift in der Denkſchrift 
„Arbeitsbeſchaffung durch nebenberufliche Land— 
ſiedlung“ gekennzeichnet iſt. 

Die Durchführung dieſes erſten Abſchnittes des 
Arbeitsbeſchaffungsprogramms iſt noch nicht im 
einzelnen geregelt. Die Grundſätze ſind jedoch aus 
der im Abſchnitt „Politik und Wirtſchaft“ (Heft 5) 
gewürdigten Rede des Führers und der Haus: 
haltsrede des Herrn Miniſterpräſidenten Gö— 
ring bekannt. 


Entſchuldungsgeſetz und Siedlung 

Das im Reichsgeſetzblatt vom 3. Juni 1933 ver⸗ 
öffentlichte Geſetz zur Regelung der landwirtſchaft— 
lichen Schuldverhältniſſe iſt in der fachmänni⸗ 
ſchen Oeffentlichkeit nicht überall mit der gleichen 
Begeiſterung begrüßt worden. Es gibt Kreiſe, 
die die Bedeutung dieſer Maßnahme im Ge: 
ſamtzuſammenhang der oſtelbiſchen Agrarentwick⸗ 
lung als ſehr problematiſch anſehen. Sie gehen 
von der Ueberzeugung aus, daß jeder Verſuch 
einer Sanierung der kapitaliſtiſchen Gutswirt⸗ 
ſchaften durch Schuldenſtreichung allein das Schid- 
ſal der oſtelbiſchen Gebiete auf lange Sicht nicht 
aufhalten kann. Denn die Schuldenſtreichung 
bringt keinen Erſatz für die Gutsbewirtſchaftung 
von innen heraus. Außerdem können die Ein⸗ 
griffe in das Wirtſchaftsleben des hauptſächlich von 
dem Geſetz betroffenen deutſchen Oſtens den wirt- 
ſchaftlichen und moraliſchen Kredit der kapita⸗ 
liſtiſchen Agrarwirtſchaft, der durch die Oſthilfe⸗ 
maßnahmen untergraben iſt, wohl kaum wieder 
herſtellen. 

Doch hier intereſſiert uns in der Hauptſache die 
Zukunft der Oſtſiedlung. Ihr Schickſal iſt 
auch nach dem Geſetz noch ungewiß. Zwar hat 
Herr Reichsminiſter Hugenberg bei ſeinen Er⸗ 
klärungen anläßlich der Veröffentlichung des Ge— 
ſetzes davon geſprochen, daß nunmehr ſehr raſch 
aus der Reihe der entſchuldungsfähigen Betriebe 
Siedlungsland zur Verfügung ſtehen werde. Ob 
dieſe Vorausſage des Herrn Miniſters in der 
Praxis mit der notwendigen Beſchleunigung wird 
durchgeführt werden können, iſt zweifelhaft, da das 
Geſetz in der Geſamtheit durch Einleitung der 
Entſchuldungsverfahren zunächſt einen Aufſchub 
der Liquidation ſanierungsfähiger Güter bringt. 
Jedenfalls dürfte für dieſes Jahr ſchwerlich mit 
einer Verwertung dieſer Güter zu rechnen ſein. 
Die Zukunft der Siedlung wird entſcheidend von 
der Ausgeſtaltung des Verfahrens abhängen, das 
ein Siedlungsgrundſtück bis zum Zeitpunkt der 
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Landabgabe durchzulaufen hat. Dabei wird der 
Eigentümer auf die Auswahl der zur Landabgabe 
geeigneten Flächen zu beſchränken ſein, und zwar 
zugunſten der Entſchuldungsſtellen, die mit den 
Siedlungsträgern zuſammenzuarbeiten haben. 
Wenn der Eigentümer nämlich die Entſchuldungs⸗ 
ſtellen wählt und nachher das Siedlungsland bes 
ſtimmt, dann beſteht die Gefahr, daß er ſich vor 
Einleitung des Verfahrens zum Zwecke der Er⸗ 
zielung eines ganz beſonders günſtigen Preiſes 
mit verſchiedenen Siedlungsträgern in Verbin⸗ 
dung ſetzt und dadurch das Land verteuert und 
das Verfahren erſchwert. Es ſoll zwar bei der 
Bewertung des Bodens in erſter Linie maßgebend 
ſein, daß die Siedler auf ihren Stellen beſtehen 
und die Renten zahlen können, aber dieſe Frage 
ſoll nicht nach dem „gegenwärtigen rentenloſen Zus 
ſtand der Landwirtſchaft“, ſondern „nach einer 
mittleren Wirtſchaftslage“ beurteilt werden. Das 
Schickſal des Siedlungswerkes bleibt immer noch 
ungewiß. Insbeſondere bleibt noch abzuwarten, 
wie die vom Führer der nationalſozialiſtiſchen 
Agrarpolitik, Darré, gekennzeichneten Grund— 
ſätze für die Durchführung der Siedlung in der 
Praxis umgeſetzt werden. Wann das land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlungswerk in 
großem Umfange in Angriff genom⸗ 
men wird, iſt noch ungewiß, gewiß iſt 
aber, daß die Aufgliederung der 
Gutsbetriebe in einer planmäßigen 
Siedlung Wirklichkeit werden wird, 
denn die wirtſchaftliche Lage und der 
Siedlungswille unſeres Volkes ſind 
ſtärker als alle Widerſtände, die ſich 
etwa auch im Rahmen der neuen Ent⸗ 
ſchuldungsaktion in der Praxis zei⸗ 
gen ſollten. 


Bäuerliches Erbhofrecht 


Mit dem 1. Juni 1933 iſt das Preußiſche Geſetz 
vom 15. Mai 1933 in Kraft. 

Damit iſt der Wunſch des Reichskanzlers, den 
er am Tage der nationalen Arbeit verkündete, 
von Preußen aus in die Tat umgewandelt: „Bei 
der Wurzel des nationalen, völkiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens, beim Bauern“ den Aufſtieg 
der Nation beginnen zu laſſen. 

Die Grundgedanken des Geſetzes ſind aus der 
inſtinktſicheren Urkraft des Volkes heraus ge⸗ 
ſchöpft, die uralte germaniſche Rechtseinrichtun⸗ 
gen trotz Jahrhunderte langen Druckes fremden 
Rechts im Bewußtſein und im Handeln des deut⸗ 
ſchen Bauern lebendig erhalten hat. 

Die Unteilbarfeit des Hofes, die unzertrenn⸗ 
liche Verwurzelung der bäuerlichen Familie in 
der heimatlichen Scholle werden durch das Erb- 
hofgeſetz zur Grundlage der bäuerlichen Verfaf- 
ſung gemacht. 

Deshalb ſoll nach dieſem Geſetz als Bauer nur 
derjenige noch bezeichnet werden, der einen in die 


223 


Erbhofrolle eingetragenen Erbhof beſitzt. Des⸗ 
halb ſoll der Bauer nur einen einzigen Erbhof 
ſein Eigen nennen dürfen, den er einem ſeiner 
Kinder als Anerben zu überlaſſen hat. Auch die 
übrigen Kinder des Bauern werden durch das 
Geſetz mit der väterlichen Scholle feſter verknüpft, 
denn für ſie tritt an die Stelle eines zweifel⸗ 
haften Anſpruchs auf Ausſchüttung von Geld bei 
einer Abſchichtung der Anſpruch, nach Kräften des 
väterlichen Hofes erzogen und ausgeſtattet zu 
werden, ſodaß ſie in die Lage verſetzt werden, im 
Leben ihren Mann zu ſtehen und eine Familie 
zu gründen und zu ernähren. Falls der Erbhof 
nach ſeiner Größe für mehrere Familien die Le— 
bensgrundlage zu geben vermag, ſoll der Bauer 
aus dem Erbhof auch zu Lebzeiten mehrere Erb— 
höfe machen können, um mehrere Söhne Bauern 
werden zu laſſen. Anerbe und Miterben ge⸗ 
winnen alſo gleichermaßen auch der Erhaltung 
des ungeteilten Erbhofes. Dies wird eine ge⸗ 
waltige Steigerung der Lebenskraft der bäuer⸗ 
lichen Bevölkerung, des Rückgrats des Staates, 
bedeuten. Insbeſondere ſoll nach dem Geſetz der 
Miterbe nicht ſchutzlos in der Welt unverſchulde— 
ten Schickſalsſchlägen ausgeſetzt ſein, ſondern für 
Lebenszeit das Recht haben, auf dem heimatlichen 
Hofe Zuflucht zu ſuchen. 

In der Erkenntnis des geſunden Grundgedans 
kens des Erbhofrechtes enthält das Geſetz beſon— 
dere Beſtimmungen für die Landſchaften des 
Staatsgebietes, in denen die Anerbenſitte in 
Folge beſonderer unglücklicher fremder Einflüſſe 
ſich nicht zu erhalten vermochten. Hier wirkt das 
Geſetz bewußt auf Wiedereinwurzelung der Ans 
erbenſitte hin, in dem es beim Erbfall dem 
Bauern ſchon das Recht gibt, den Hof als Erbhof 
zu übernehmen, natürlich mit gleichzeitiger Ueber⸗ 
nahme der im Geſetz dem Anerben auferlegten 
Verpflichtung. 

Mit der Schaffung dieſer Grundlage der bäuer— 
lichen Verfaſſung hat das Preußiſche Staatsmini⸗ 
ſterium die Geſetzgebung der Bauernbefreiung von 
Stein und Hardenberg, deren Auswirkungen nach 
dem Ausſcheiden dieſer kraftvollen Männer aus 
der Staatsführung ein liberaliſtiſches Zeitalter 
wieder verſchüttete, fortgeſetzt. Im Zuge einer 
großen geſchichtlichen Entwicklung ſtellt darnach 
die Verwurzelung des Bauerngeſchlechts mit ſeiner 
Scholle den zweiten mit dem vorigen ebenbürti⸗ 
gen Schritt auf dem Wege der Befreiung des 
Bauernvolkes im Preußiſchen Staate dar. 

Mit dem neuen Geſetz iſt eine Regelung ge— 
ſchaffen worden, die über den eigentlichen erb— 
rechtlichen Fragenkreis hinausgeht und die Er⸗ 
haltung der beſtehenden ländlichen Wirtſchafts⸗ 
ſtätten gegen Zerſchlagung und Devaſtierung zu 
ſichern unternimmt. Die Größe der künftigen 
Erbhöfe iſt zwar im neuen Geſetz noch nicht feſt⸗ 
gelegt. Die darin enthaltene Beſtimmung, der 
Hof dürfe nicht jo groß ſein, daß ſeine Bewirt⸗ 
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ſchaftung nicht mehr von einer Hofſtelle aus ohne 
Vorwerke erfolgen kann, wird noch durch Durch— 
führungsbeſtimmungen ausgefüllt werden. Die- 
ſes Vorgehen iſt, wie der maßgebende Bearbeiter 
des Geſetzes, Miniſterialrat Wagemann ausge⸗ 
führt hat, gewählt worden, weil ſich die Mannig⸗ 
faltigkeit der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe 
nicht in eine ſyſtematiſche Beſtimmung der Betriebs⸗ 
größe preſſen läßt. Für die Durchführungsbe⸗ 
ſtimmungen wird die Auslegungsregel des Ge— 
ſetzes ſelbſt die Richtlinie ſein: „Eine große An⸗ 
zahl lebensfähiger, kleinerer und mittlerer 
Bauernhöfe, möglichſt gleichmäßig über das ganze 
Land verteilt, iſt für die Geſunderhaltung von 
Volk und Staat notwendig.“ Für die Zukunft 
der Siedlung iſt nach den Ausführungen Wage- 
manns dadurch Vorſorge getroffen, daß bei der 
Berufsausbildung und der Ausſtattung, die den 
weichenden Erben nach dem Stand des Hofes 
gewährt werden ſollen, an die Erziehung und Aus⸗ 
rüſtung eines guten Siedlernachwuchſes gedacht 
iſt. Die Abfindung braucht alſo nicht in Kapital 
oder Geldrente zu erfolgen. Auch Inventarſtücke 
werden dem nachgeborenen Sohn häufig mitge— 
geben werden, damit er ſich auf ſeiner neuen 
Stelle einrichten kann. Wenn das Geſetz für den 
Notfall eine Heimatzuflucht gewährt, ſo wird dieſe 
doch nur gegen Mitarbeit auf dem Hofe in Frage 
kommen. 

Mit dem neuen Geje haben bäuerliches Denken, 
bäuerliche Sitte und das Rechtempfinden bäuer⸗ 
licher Menſchen in das Rechtsleben unverfälſcht 
Eingang gefunden. Die Achtung vor dem land— 
wirtſchaftlichen Eigenleben zieht ſich wie ein roter 
Faden durch das Geſetz. Durch Erhebung einer 
im Volke verwurzelten Rechtsanſchauung zum Ge⸗ 
ſetz ſoll den Lebensnotwendigkeiten des Land⸗ 
volkes ihr Recht gegeben werden. Wenn ſpäter 
dieſe Erneuerung des bäuerlichen Rechts durch 
die Ordnung der berufsſtändiſchen Gliederungen 
und die Umgeſtaltung des ſtädtiſchen Rechtslebens 
ergänzt ſein wird, dann wird auch die vom Stadt⸗ 
volk erſehnte Sicherung ſeiner Wohnſtätten mit 
einer ſtärkeren Verantwortlichkeit bei der Bewirt⸗ 
ſchaftung der Eigenheime und Häuſer verwirklicht 
werden können. 


Reichsverband 
Deutſcher Wohnungsunternehmen 


Der Reichsverband Deutſcher Baugenoſſen⸗ 
ſchaften hielt vom 26. bis 28. Mai ſeinen dies⸗ 
jährigen Verbandstag in Gleiwitz O.-S. ab. 

Die äußerſt gut beſuchte Tagung gab einen 
eindrucksvollen Ausſchnitt aus der Tagesarbeit 
der gemeinnützigen Bauvereinsbewegung und 
zeigte dem bedrängten oberſchleſiſchen Grenzland, 
daß ſeine beſonderen Nöte von der geſamten orga- 
niſierten Bauvereinsbewegung anerkannt werden. 

Die Mitgliederverſammlung am 
26. Mai wurde von dem Verbandsvorſitzenden, 


Geh. Reg.⸗Rat, Miniſterialdirigent a. D. Dr. 
Glaß eröffnet, dem gleichzeitig vom Preußiſchen 
Staatsminiſterium das Amt als Beauftragter für 
die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen über⸗ 
tragen iſt. Nach Erledigung des geſchäftlichen 
Teils der Tagesordnung, der Rechnungslegung 
und Entlaſtung des Vorſtandes erfolgte die Be— 
ratung und einſtimmige Annahme der neuen 
Satzung des Verbandes, die nach dem Führer⸗ 
prinzip aufgebaut iſt. Damit wurde unter gro⸗ 
ßem Beifall der Verſammlung ein Werk zum 
Abſchluß gebracht, das für das Verbandsleben 
von ausſchlaggebender Bedeutung iſt und dem 
Vorſitzenden die Möglichkeit durchgreifender und 
zielſicherer Verbandspolitik gibt. Der Name des 
Verbandes wurde umgeändert in „Reichsverband 
Deutſcher Wohnungsunternehmen (Baugenoſſen⸗ 
ſchaften und ⸗geſellſchaften) e. V. — R. d. W. — 

Der neue Vorſtand beſteht aus den Herren: Geh. 
Reg.⸗Rat Dr. Glaß, Heintze, Plum, Lar⸗ 
ſen⸗Schleumer, von Specht. 


Herr Verbandsoberreviſor Gutzmer, der vom 
Preußiſchen Staatsminiſterium mit dem Amt als 
Beauftragter für den Reichsverband der MWoh- 
nungsfürſorgegeſellſchaften betraut worden iſt, be⸗ 
richtete über die Reviſionstätigkeit im Verbande 
während des letzten Jahres. Sein Vortrag 
gipfelte in der Forderung, daß als Hauptauf⸗ 
gabe des Reviſionsverbandes und ſeiner einzelnen 
Mitglieder die Erhaltung des Wohnungsbeſitzes 
in den Vordergrund trete. Eine notwendige Vor⸗ 
ausſetzung dafür ſei die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft, um den Aermſten der Armen die Erhaltung 
des Eigenheims zu ermöglichen. 

Der Verbandsvorſitzende, Geh. Reg.-Rat Dr. 
Glaß, entwarf im Anſchluß daran ein Bild von 
den Baugenoſſenſchaften und ⸗geſellſchaften in der 
Wirtſchaftskriſe und umriß beſonders die Auf⸗ 
gaben, die ihm durch den von der Preußiſchen 
Staatsregierung erteilten Auftrag geſtellt ſind. 
Die Ausführungen von Geheimrat Dr. Glaß und 
Oberreviſor Gutzmer waren getragen von dem 
Willen und der Macht, einerſeits die Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung, die als alter urdeutſcher Gedanke 
bei unſeren Vorfahren hoch im Anſehen ſtand 
und darum gerade von der Regierung der natio⸗ 
nalen Revolution anerkannt wird, zu neuem Le⸗ 
ben und zur Erfüllung der geſetzten Aufgaben 
emporzuführen, andererſeits aber den Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften als den Organen des Staa⸗ 
tes zur Fortſetzung einer planvollen vom Staate 
für richtig erkannten Wohnungspolitik durch Neu⸗ 
geſtaltung des Aufgabenkreiſes die Möglichkeit 
zielſicheren Wirkens zu geben. 


Beide Wirtſchaftsorganiſationen, die der ge— 
noſſenſchaftlichen Selbſthilfe und die der jtaat- 
lichen Treuhandſtellen (WFG), werden im Ein- 
vernehmen miteinander ſowie mit den Behörden 
und Selbſtverwaltungskörpern, die national und 
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ſozial gerechtfertigte Siedlungspolitik in der 
Praxis zu verwirklichen ſtreben. 

Der Verbandstag in Gleiwitz hat ſich in einer 
Entſchließung für die endgültige Vereinheit⸗ 
lichung des geſamten Bauvereinsweſens unter 
einheitlicher Führung eingeſetzt. In einer Ver⸗ 
trauenskundgebung an die Regierung von Reich 
und Ländern wird u. a. gefordert: 


1. die ſofortige Verwirklichung der wiederholt 
verſprochenen Zinsſenkung; 

2. die durch die allgemeine Entwertung ent⸗ 
ſtandene Ueberſchuldung der nach 1924 erſtell⸗ 
ten Neubauwohnungen zwingt dazu, die Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken dem heutigen Herſtellungs⸗ 
wert anzupaſſen und ſie dementſprechend zu 
ſtreichen. Zunächſt wird als dringlichſte Maß⸗ 
nahme das Ruhen von Verzinſung und Til⸗ 
gung dieſer Hypotheken verlangt; 

3. der vertragliche Zinsſatz der Arbeitgeberdar⸗ 
lehen behördlicher Art wird von 5 auf 2% ge⸗ 
ſenkt. Für alle bezuſchußten Wohnungen wird 
dieſe Vergünſtigung gewährt ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie mit Angehörigen der darlehens⸗ 


gebenden Behörde beſetzt ſind oder nicht. Be⸗ 
reits gewährte weitergehende Vergünſtigungen 
bleiben unberührt; g 

4. es iſt durch Reichsgeſetz zu regeln, daß die in 
der Zeit vom 1. 1. 1924 bis 31. 3. 1932 be⸗ 
zogenen Neubauwohnungen hinſichtlich der Ge⸗ 
meindezuſchläge zur Grundvermögenſteuer ges 
nau ſo behandelt werden, wie die nach dem 
1. 4. 1932 bezogenen Wohnungen; 
die Geldinſtitute dürfen die Zinszahlung, wie 
allgemein üblich, nur nachträglich verlangen, 
da bei den durch die Wirtſchaftsnot ver- 
urſachten ſehr ſchleppenden Mieteinnahmen 
eine Vorauszahlung von Darlehenszinſen noch 
ſchwieriger als bisher und deshalb nicht ver— 
tretbar iſt; 

6. der Verwaltungskoſtenſatz, der heute noch v. 
H. und mehr beträgt, iſt weſentlich herabzu— 
ſetzen und nur noch von dem jeweiligen Ka⸗ 
pitalreſt (alſo nicht während der ganzen Til- 
gungsdauer vom urſprünglich geſchuldeten Bes 
trage) zu berechnen. Die hierdurch entſtan⸗ 
denen Erſparniſſe dürfen nicht den Tilgungs⸗ 
beträgen zugeſchlagen werden. DEI 


E 


Veſprechungen 


Fritz Schumacher: Das Gebiet Unterelbe 
Hamburg im Rahmen einer Neugliederung 
des Reiches. 15 Abb., 36 S. Verlagsbuch⸗ 
handlung Broſchek & Co., Hamburg 1932. 

Abgelehnt wird von Schumacher mit Recht 
ein Vorſchlag der Provinz Hannover, die Elbe 
zur Grenze zwiſchen Hamburg und Niederſachſen 
zu machen, die mit Häfen, Binnenſchiffahrt und 
Induſtrie das funktionelle Zentrum Hamburgs 
darſtellt. Ebenſo nachdrücklich abgelehnt werden 
die mittelalterlichen Reliquien der heutigen Grenz⸗ 
führung, die zu einer einſeitigen Hypertrophie der 
Siedlungen auf dem öſtlichen Nordufer geführt 
haben. Abgelehnt wird endlich eine territoriale 
Verbindung mit Schleswig⸗Holſtein, die Hamburg 
gleichfalls in eine peripheriſche Rolle drängen 
würde. 

Erwogen werden vier Löſungen: Als kleinſte 
das Gebiet des jetzigen Landesplanungsausſchuſſes, 
das Hamburg, Altona, Harburg und die drei be- 
nachbarten Landkreiſe umfaßt. Als größere eine 
territoriale Verbindung mit Cuxhafen auf dem 
linken Elbufer, und als größte eine territoriale 
Verbindung mit Cuxhafen und Lübeck. Die bei- 
den letzteren Löſungen treten infolge zu ſtarker 
Einbeziehung von landwirtſchaftlichem Zwiſchen⸗ 
gelände zurück, deſſen Belange außerhalb der 
Großhamburger Intereſſen liegen. Daraus ergibt 
ſich ein vierter Vorſchlag auf eine Eingliederung 
des dazwiſchen liegenden Landes zu verzichten und 
nur die drei Handelszentren Hamburg, Cuxhafen 
und Lübeck nebſt den ſie verbindenden Verkehrs⸗ 
netzen einer einheitlichen Leitung zu unterſtellen 
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Eine Stellungnahm ezu dieſen Vorſchlägen 
bedingt eine iſolierte Betrachtung des 
Hamburger Wirtſchafts- und Sied⸗ 
lungsorganismus als Handelsſied⸗ 
lung, als Induſtrieſiedlung und als 
Wohnſiedlung, auf die in der vorliegenden 
Schrift wie auch in anderen Denkſchriften bisher 
verzichtet worden iſt. Man gelangt dann zu fol⸗ 
genden Ergebniſſen, deren ſchärfere Geſtaltung 


eingehenden Einzelunterſuchungen vorbehalten 
bleiben muß: 
Großhamburg als Handelsſied⸗ 


lung: Haben ſich auch beſondere Zweige des 
Ueberſeehandels in den übrigen Hafenſtädten 
Bremen, Emden, Lübeck und Stettin entwickelt, 
ſo bildet doch Großhamburg das Zentrum des 
deutſchen Ueberſeehandels. Es liegt im Reichs⸗ 
intereſſe, den politiſchen Raum Großhamburg 
durch eine entſprechende Abgrenzung für ſeine 
überſeeiſchen Handelsaufgaben voll funktionsfähig 
zu machen. 

Großhamburg als Induſtrieſied⸗ 
lung und als Wohnſiedlung: Die mit 
dem Hamburger Großhandel verbundenen Indu— 
ſtrien verteilen ſich jetzt ſchon großenteils auf 
andere Seehäfen, Freihäfen, benachbarte Binnen⸗ 
waſſerſtraßen und Küſtenbezirke. Daß im Gegen: 
ſatz zu der notwendigen Ballung des Hamburger 
Ueberſeehandels eine gleiche Ballung der Groß— 
hamburger Induſtrien innerhalb des engeren 
Wirtſchaftsgebietes Großhamburgs ſchon jetzt un⸗ 
wirtſchaftlich geworden iſt, laſſen die hervorragen⸗ 
den Planungen des Hamburgiſch-Preußiſchen Lan⸗ 


desplanungsausſchuſſes klar erkennen. Die Bal⸗ 
lung von Arbeitsſtätten und Wohnſtätten um den 
Hamburger Hafen erzwingt ſchon heute überaus 
koſtſpielige Anlagen für Wohnung, Verkehr und 
Verſorgung, ohne eine geſundheitlich ſchädliche 
Häufung der Wohnſtätten verhindern zu können. 
Die Unwirtſchaftlichkeit dieſer Bal⸗ 
lungen würde bei voller Beſiedlung 
des neu geplanten Gemeinſchafts⸗ 
hafens noch erheblich geſteigert wer⸗ 
den, wobei wirkſame Sanierungen 
der jetzigen Wohnungsverhältniſſe 
in der Innenſtadt mit außerordent⸗ 
lichen Opfern erkauft werden müß⸗ 
ten. 

Da in vielen Induſtriezweigen ein wirtſchaft— 
liches Bedürfnis für eine weitere Ballung im 
Großhamburger Hafen nicht mehr beſteht, liegt 
eine Förderung der induſtriellen Auflockerung im 
Intereſſe einer Sanierung der Großhamburger 
Wohnſiedlung und einer beſſeren Erfüllung der 
handelspolitiſchen Aufgaben Großhamburgs. 

Folgerungen für die territoriale 
Neugliederung und Organiſation 
des Groß hamburger Wirtſchafts⸗ 
gebietes: Die Großhamburger Wohnſiedlun— 
gen und die an den Großhamburger Hafen gebun— 
denen Induſtrieſiedlungen werden ſich etwa inner: 
halb der Grenzen des jetzigen Hamburgiſch-Preu⸗ 
ßiſchen Landesplanungsausſchuſſes frei entfalten 
können. Der erſte der vier Vorſchläge, den auch 
Schumacher für geeignet hält, wäre danach die 
gegebene territoriale Löſung. Die Verkehrsver— 
bindungen zwiſchen Cuxhafen, Großhamburg und 
Lübeck können nach dem vierten Vorſchlage auch 
zwiſchengemeindlich geordnet werden. Zu einer 
organiſchen Entwicklung der überſeeiſche Rohſtoffe 
verarbeitenden Induſtrien an Nord- und Oſtſee 
bedarf es dagegen einer Gemeinſchaftsarbeit der 
beteiligten Hafengemeinſchaften und Verwaltungs⸗ 
bezirke. Für ihre Organiſation werden erſt nach 
einer genaueren Unterſuchung der induſtriellen 
Standortverhältniſſe im Rahmen einer zuſammen⸗ 
faſſenden Landes- und Reichsplanung geeignete 
zwiſchenbezirkliche Formen gefunden werden kön⸗ 
nen. Martin Pfannſchmidt. 


„Kolonialgebiete des Rhein.⸗Weſtf. Induſtrie⸗ 
reviers,“ Deutſche Inlandskolonien, Band 7 
der Materialienſammlung der Forſchungs⸗ 
ſtelle für Siedlungs⸗ und Wohnungsweſen an 
der Univerjität Münſter i. W., herausgegeben 
von o. ö. Univerſitätsprofeſſor Dr. W. F. 
Bruck, Münſter 1932, 166 Seiten, Preis 
RM 6,—. 

Der unter dem Titel: „Kolonialgebiete des 
Rhein.⸗Weſtf. Induſtriereviers“ veröffentlichte 
Band 7 der Forſchungsſtelle ſtellt einen Bericht 
über die Tätigkeit der Forſchungsſtelle für Sied⸗ 
lungs⸗ und Wohnungsweſen dar, die fie zur Er⸗ 


forſchung der aktuellſten Probleme im Siedlungs- 
und Wohnungsweſen in umfangreichem Maße 
entwickelt hat. Wenn auch die zahlreichen Bei- 
träge nicht als abſchließende wiſſenſchaftliche Un⸗ 
terſuchungen zu werten ſind, ſo bieten doch die 
meiſt aus Vorträgen bei den Veranſtaltungen 
der Forſchungsſtelle hervorgegangenen, von nam⸗ 
haften Fachleuten verfaßten Aufſätze eine der⸗ 
artige Fülle von Anregungen für weitere praf- 
tiſche bzw. theoretiſche Betätigung im Siedlungs⸗ 
weſen, daß die Anſchaffung des 166 Seiten ſtarken 
Bandes allen intereſſierten Kreiſen dringend ans 
Herz gelegt werden kann. Wir verweiſen im 
einzelnen auf die mit reichlichem Karten- und 
Schaubildmaterial verſehene Unterſuchung von 
Dr. Ing. Richter: „Der freie Platz für die Sied— 
lung in Weſtfalen,“ in der insbeſondere auf die 
Möglichkeiten der Oedlandſiedlung in der Provinz 
Weſtfalen eingegangen wird. Abgeſehen von 
weiteren Aufſätzen über „Grenzen und Möglich- 
keiten der Siedlung in Weſtfalen“ werden auch 
andere aus der praktiſchen Tätigkeit ſich ergebende 
Probleme behandelt, ſo vor allem Fragen der 
Rentabilitätsſteigerung von großen Landbeſitzen 
— beachtenswert ſind die intereſſanten Verſuche 
mit Fiſchzuchtkulturen und Pelztierfarmen auf den 
Herzog von Croy'ſchen Beſitzungen — und arbeits⸗ 
marktpolitiſchen Fragen (Ausbau des Dortmund: 
Ems⸗Kanals). Der Preis der mit 32 Abbildun⸗ 
gen und zahlreichen, teilweiſe in Buntdruck her⸗ 
geſtellten Karten beträgt RM 6,—. Dr. M. 


„Drei Abhandlungen über Finanzierung des 
Wohnungsbaus und Städtebauprobleme,“ 
Band 8 der Materialienſammlung der For⸗ 
ſchungsſtelle für Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
weſen an der Univerſität Münſter i. W., her⸗ 
ausgegeben von o. 5. Univerſitätsprofeſſor 
Dr. W. F. Bruck, Münſter 1933, 248 Seiten, 
Preis RM 6,—. 

Der Band 8 der Materialienſammlung der 
Forſchungsſtelle für Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
weſen an der Univerjität Münſter i. W., beſchäf⸗ 
tigt ſich in zuſammenfaſſender Darſtellung mit 
einigen ſeit langem in der Oeffentlichkeit dis⸗ 
kutierten Problemen des Wohnungsweſens. 

Dr. Kurt Thierbach behandelt die Frage der 
„Zwiſchenfinanzierung im Wohnungsbau“ zum 
erſten Mal vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt 
aus, während ſie bisher meiſt nur eine rechtliche, 
bzw. wohnungspolitiſche Würdigung erfahren 
hatte. Insbeſondere bringt er ſehr intereſſante 
Anterſuchungen über die konjunkturpolitiſche Be⸗ 
deutung des Zwiſchenkredits bei den Beziehungen 
zwiſchen der Wohnungsproduktion und der all— 
gemeinen Wirtſchaftsentwicklung. Daneben wer⸗ 
den außer einer ausführlichen Schilderung der 
tatſächlichen Entwicklung alle Einzelprobleme die⸗ 
ſes umfangreichen Fragenkomplexes, wie Fragen 
des Riſikos, der Koſten, der Finanzierungstechnik 
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uſw. eingehend berückſichtigt. Die Arbeit ver⸗ 
dient die Beachtung weiteſter Kreiſe. 

Die zweite Arbeit von Dr. W. Dallmann: „Die 
Wohnungsfürſorge der ſozialen Verſicherungsan⸗ 
ſtalten“ hat es ſich zur Aufgabe geſtellt, die bis⸗ 
her nur aus Einzel- bzw. Teilabhandlungen be⸗ 
kannte Tätigkeit der Sozialverſicherungsträger auf 
dem Gebiete der Wohnungsfürſorge einmal zu⸗ 
ſammen- und umfaſſend kritiſch darzustellen. Zeit⸗ 
lich erſtreckt ſie ſich auf die Vor- und Nachkriegs⸗ 
zeit. Auch dieſe Arbeit konnte die konjunkturelle 
Bedeutung der Wohnungsfürſorge der ſozialen 
Verſicherungsanſtalten für die Wohnungsproduk⸗ 
tion nicht unerwähnt laſſen. Wie bei der erſt⸗ 
genannten Arbeit gewährt auch hier zahlreiches 
Zahlen- und Schaubildmaterial einen tiefen Ein⸗ 
blick in die unterſuchten Tatſachen und Vorgänge. 

Die dritte Arbeit — Dr. Ing. Ph. A. Rappa⸗ 
port: „Blockbau und Zeilenbau“ — enhält mehr, 
als ihr beſcheidener Untertitel — ſie nennt ſich 
eine „Städtebauliche Studie“ — vermuten läßt. 
Enthält ſie doch außer einem geſchichtlichen Rück⸗ 
blick und einer begrifflichen Auseinanderſetzung 
eine Erörterung aller Seiten des außerordent⸗ 
lich vielſeitigen Problems. Im Gegenſatz zu der 
bisher üblichen Methode, die heftig erörterte 
Streitfrage „Blockbau oder Zeilenbau?“ mit einer 
einſeitigen Stellungnahme zu beantworten, kommt 
der Verfaſſer zu dem Ergebnis, daß beide jtädte- 
baulichen Formen — je nach den örtlichen Ver: 
hältniſſen, ſowie dem ſtädtebaulichen Ziel — ihre 
zweckentſprechende Verwendung finden müſſen. 

Das Studium der drei Arbeiten iſt den Herren 
der Fachwelt dringend zu empfehlen. Dr. M. 


Die Altersſiedlung. Wege zu neuen Wirtſchafts⸗ 
zielen. Von J. F. Amberger, Bürger⸗ 
meiſter zu Heidelberg. 1933. Verlag G. 
Braun, Karlsruhe. Preis RM — 90. 

Das leſenswerte Schriftchen behandelt das 
Schickſal des modernen Induſtriearbeiters: ſeine 
Entwurzelung, das Unausgeglichene ſeines Da⸗ 
ſeins und ganz beſonders die Schwächung ſeines 
Lebenswillens durch die Ausſicht, oft ſchon mit 
40 Jahren aus dem Arbeitsprozeß ausgeſchieden 
zu werden. Zwar ſchützt ihn die Sozialverſiche⸗ 
rung vor dem Aeußerſten; doch gibt ſie ihm nicht 
die Möglichkeit, ſeine langſam ſchwächer werden⸗ 
den, doch immer noch wertvollen Kräfte auszu⸗ 
nutzen. Ein Gleiches gilt von der Frau, der Be- 
wahrerin des Lebens. 

Ausgehend von der Auffaſſung, daß mit einer 
dauernden Schrumpfung des Arbeitsvolumens in 
den Induſtrieſtaaten zu rechnen iſt, ſieht der Ver⸗ 
faſſer eine Löſung ſozialer und auch wirtſchaft⸗ 
licher Art in dem Heim einer „Altersſiedlung“. 
Der Lebensabend des pflaſtermüden Arbeiters, 
der in der weiteren Umgebung der Städte als 
Gärtner, Hackbauer und Kleintierzüchter ſeinen 
Unterhalt gewinnen ſoll, erhält neuen, geſunden 


Inhalt; die Verkürzung der induſtriellen Arbeits⸗ 
jahre wirkt ſich zugleich aus in einer Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes. 

Als Träger dieſes Vorſchlags iſt gedacht die In— 
validen⸗ und Altersverſicherung, die durch eine 
ſolche Erweiterung der Altersbetreuung eine ſinn⸗ 
gemäße Ergänzung erfährt. Hilfreiche Hand ſoll 
der freiwillige Arbeitsdienſt leiſten; die Erfah⸗ 
rungen mit der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung ſollen 
zugleich zweckdienliche Anwendung finden. 

Der vorgetragene Gedanke löſt naturgemäß eine 
Fülle unterſchiedlicher Einzelfragen aus, die mit 
dem Umbau der Alters- und Invalidenverſiche⸗ 
rung und der praktiſchen Durchführung verknüpft 
ſind. Dieſe Fragen will das Schriftchen nicht be⸗ 
antworten; es will nur für die beachtliche Ziel- 
ſetzung der Altersſiedlung mit Nachdruck werben. 

Dr. Ing. Bardow. 


Deutſchlands Bevölkerungsentwicklung, Nahrungs⸗ 
erzeugung und Nahrungsverbrauch. Ein 
Beitrag zur Frage der Selbſtverſorgung des 
deutſchen Volkes mit Nahrungsmitteln. Von 
Diplomlandwirt Dr. phil. Paul Rintelen, 
Münſter 1932. 

Die Frage der Selbſtverſorgung auf dem Ge— 
biet der Volksernährung iſt neuerdings ſtark in 
das allgemeine Intereſſe gerückt. Die Arbeit von 
Rintelen will nicht nur für den Augenblick Bor: 
ſchläge für die landwirtſchaftliche Erzeugung 
machen, ſondern ſie will auf lange Sicht bis zum 
Jahre 1950 die Möglichkeiten und Wege zur 
Selbſtverſorgung Deutſchlands mit Lebensmitteln 
unterſuchen. Der Verfaſſer geht aus von der zu 
erwartenden Bevölkerungsentwicklung Deutſch— 
lands, die im Jahre 1950 mit rund 68 Millionen 
angenommen werden könnte. An Hand eingehender 
ſtatiſtiſcher Unterlagen unterſucht er nunmehr die 
bisherige Verbrauchsentwicklung und die deutſche 
Erzeugung bei den wichtigſten tieriſchen und 
pflanzlichen Nahrungsmitteln. 

Zur Deckung des Geſamtbedarfs an Rind- und 
Kalbfleiſch bis zum Jahre 1950 wird eine Er- 
höhung des Schlachtgewichts von 20 bis 25% 
gegenüber 1930 notwendig ſein. Der Fehlbedarf 
an Schweinefleiſch im Jahre 1950 würde 130 000 
Tonnen betragen, der durch Mehrerzeugung zu 
decken wäre. Zur Selbſtverſorgung mit Milch⸗ 
und Molkereiprodukten wäre die deutſche Milch— 
erzeugung nach dem Stand von 1928/30 um etwa 
27% zu ſteigern, um im Jahre 1950 die volle 
Bedarfsdeckung zu ſichern. Dazu müßte bei dem 
heute vorhandenen Kuhbeſtand die Durchſchnitts⸗ 
leiſtung auf 2870 Liter erhöht werden, was durch— 
aus erreichbar ſcheint. Bei der Eiererzeugung 
wäre bis 1950 zur Erreichung der Selbſtverſor— 
gung eine annähende Verdoppelung notwendig. 
Beim Brotgetreide kann die Selbſtverſorgung be⸗ 
reits als erreicht betrachtet werden. Rintelen 
rechnet bei einer normalen Intenſitätsſteigerung 
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mit einem Freiwerden von über 1 Million Hektar 
Getreideflähe für andere Zwecke. Auch beim 
Zuckerrübenbau erwartet der Verfaſſer ein Frei⸗ 
werden von 30—40 000 Hektar für den Futterbau. 
Für die Oelfruchterzeugung zur Deckung des deut⸗ 
ſchen Nahrungsbedarfs würde dagegen eine Fläche 
von 33 000 Hektar notwendig ſein. Zur Deckung 
des Gemüſebedarfs iſt nur eine unbedeutende Ver: 
mehrung der Gemüſeflächen notwendig. In der 
Geſamtbilanz der Anbauflächen ergibt ſich bis 
1950 eine Abnahme der der unmittelbaren menſch— 
lichen Ernährung dienenden Flächen um 860 000 
Hektar. Dieſe Flächen hält der Verfaſſer für die 
Erreichung der Selbſtverſorgung mit Futter⸗ 
mitteln für ausreichend, wenn gleichzeitig zur 
günſtigeren Geſtaltung des Kohlehydrat-Eiweiß— 
Verhältniſſes eine Zurückdrängung des Futter⸗ 
rübenbaus zugunſten des Eiweiß liefernden Klee⸗ 
baus und der Weiden ſtattfindet. 


Die vom Verfaſſer geforderten Umſtellungen 
find techniſch möglich, die geſchätzten Ertrags- 
ſteigerungen wahrſcheinlich. Wenn auch die 
Schätzung der Bevölkerungs- und Bedarfsent- 
wicklung außerordentlich ſchwierig und unſicher 
iſt, ſo dürfte er doch mit den vorgeſchlagenen 
Maßnahmen die Entwicklungslinie im Weſent⸗ 
lichen getroffen haben. 

Dr. R. Bräuning, Königsberg Pr. 


Unerwünſchte Folgen der deutſchen Getreide⸗ 
politik. Von Dr. W. M. Freiherr von 
Biſſing. Berlin 1931. Preis 6 RM. 


Die Getreidepolitik, die in der vorliegenden 
Arbeit behandelt wird, war in den letzten Jahren 
der aktuellſte Teil der deutſchen Agrarpolitik. 
Die Schrift zeigt, wie die bisherigen Agrarkriſen 
ſtets im engen Zuſammenhang mit Aenderungen 
in den Produktions- und Abſatzverhältniſſen des 
Weltgetreidebaues geſtanden haben. Es wird 
der Verſuch des kanadiſchen Weizenpools und des 
Federal Farmboards dargeſtellt, ſolche Getreide— 
kriſen durch organiſierte Einflußnahme auf den 
Markt zu bekämpfen. Der Mißerfolg dieſer Maß⸗ 
nahmen hat ſeine Urſache in der Naturgebunden⸗ 
heit der landwirtſchaftlichen Produktion, deren 
Erzeugung von biologiſchen Geſetzen abhängig iſt 
und ſich nicht zuverläſſig regeln läßt. Aber auch 
ſchon eine Begrenzung der Anbauflächen wird 
durch die ungeheure Zahl der landwirtſchaftlichen 
Erzeuger unmöglich gemacht. Deshalb iſt für den 
Weltgetreidebau der regelnde Einfluß der freien 
Preisentwicklung unentbehrlich. 

In Deutſchland liegen die Verhältniſſe für eine 
Beeinfluſſung der Getreidepreiſe nicht ungünſtig,. 
ſo lange die einheimiſche Erzeugung den Bedarf 
unterſchreitet. In der Nachkriegszeit verſagte 
freilich das alte Mittel des Zollſchutzes infolge 
des ungeheuer raſchen und tiefen Sinkens der 
Weltgetreidepreiſe. Die ſtarken Preisſchwankun⸗ 


gen wurden noch verſchlimmert durch die Notlage 
der deutſchen Landwirtſchaft, die das Getreide 
gleich nach der Ernte ſtoßartig auf den Markt 
trieb. Eine wirkſame Loslöſung der deutſchen 
Getreidepreiſe von der Weltmarktsentwicklung 
war erſt möglich, als man auf die Roggenaus⸗ 
fuhr verzichtete und ſich ganz auf den innerdeut- 
ſchen Markt einſtellte. Mit Hilfe der Eoſinierung 
des überſchüſſigen Roggens und der Steuerung 
der Getreideeinfuhr durch bewegliche Zölle gelang 
es, den deutſchen Getreidemarkt autonom zu ges 
ſtalten. 

Allerdings kann dieſer Eingriff in das freie 
Spiel der Wirtſchaft nicht ganz ohne unerwünſchte 
Folgen bleiben. Der Zuſammenſtoß von plan⸗ 
wirtſchaftlichen Kräften mit dem freien Handel 
auf dem deutſchen Getreidemarkt führt zu Preis⸗ 
ſchwankungen, von denen der Landwirt keinen 
Nutzen hat und die den Konſumenten belaſten. 
Die einſeitige Begünſtigung des Getreidebaus in 
der deutſchen Agrarpolitik führt zur Gefahr einer 
deutſchen Getreideüberproduktion und damit zum 
Zuſammenbruch der bisher gehaltenen Getreide⸗ 
preiſe. Außerdem fürchtet der Verfaſſer von ſol⸗ 
chen planwirtſchaftlichen Maßnahmen eine Min⸗ 
derung des ſchöpferiſchen Wirkens der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmerperſönlichkeit. — Die 
Schrift gibt neben ihren Ausführungen zum 
eigentlichen Thema wertvolle Anregungen zu den 
Schwierigkeiten und zur Problematik der ſtaat⸗ 
lichen Eingriffe in das Wirtſchaftsleben. 

Dr Br. 


Bäuerliche Wirtſchaftsberatung. Vorträge des 
Reichslehrganges 1932. Berichte über Land⸗ 
wirtſchaft. Zeitſchrift für Agrarpolitik und 
Landwirtſchaft. 71. Sonderheft, heraus⸗ 
gegeben im Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft. Verlag Paul Parey⸗ 
Berlin. 

Es iſt ſehr dankenswert, daß das Reichsernäh⸗ 
rungsminiſterium die Vorträge des Reichslehr— 
ganges, die außerordentlich gutes Material brin⸗ 
gen, in dieſem Sammelbande herausgegeben hat. 
Es liegt damit für das Gebiet der bäuerlichen 
Wirtſchaftsberatung ein ſehr guter Ueberblick über 
das in den einzelnen Landesteilen Geſchaffene und 
Erreichte vor. Obwohl die Darlegungen im Jahre 
1932 erfolgten, als ſich die Schrumpfung der Kauf⸗ 
kraft bei weitem nicht im heutigen Amfange aus⸗ 
wirkte, ſo iſt trotzdem feſtzuſtellen, daß ſich das 
Gewicht der behandelten Aufgaben in keiner Weiſe 
verſchoben hat, ſondern daß dieſe heute noch die 
gleiche Dringlichkeit beſitzen: „Erreichung der Nah⸗ 
rungsfreiheit“, „Senkung der Produktionskoſten“ 
und „Gewinnung der Rentabilität“. 

Da man ſich hüten muß, von der bäuerlichen 
Wirtſchaftsberatung — wie das heute in der Sied⸗ 
lung mehrfach geſchieht — zu vieles zu erwarten, 
ſind dieſe Vorträge über die praktiſche Arbeit der 


228 


ET ͤ ͤ — P —— ru ET FE TUE —̃— ͤ— 


Wirtſchaftsberatung aus den verſchiedenſten Ge⸗ 
bieten Deutſchlands für eine klare Urteilsbildung 
über die großen Wirkungs- und Erfolgsmöglich⸗ 
keiten der Wirtſchaftsberatung beſonders wichtig 
und willkommen. 


Bruno Neliſſen-Haken, Liſa Neliſſen⸗ 
Haken. „Siedler im Dorf.“ Erlebnis⸗ 
bericht von Mann und Frau. Eckart⸗Verlag, 
Berlin⸗Steglitz (Der Eckart-Kreis, Band 8). 


Neben der Bereitſtellung der Mittel muß die 
Auswahl der Siedler vorzüglich Aufgabe einer 
nationalpolitiſchen Siedlungsplanung ſein. 

Die leitenden ideellen Grundſätze müſſen durch 
die Erfahrung der Praxis auf ihre Richtigkeit 
hin geprüft werden. Die Beiträge hierzu ſind 
ſelten, obwohl durchaus willkommen. 

So iſt auch der Bericht von Bruno und Liſa 
Neliſſen⸗Haken zu beachten, obwohl er als Dar⸗ 
ſtellung eines Einzelerlebniſſes nicht Allgemein⸗ 
gültiges beibringen, ſondern nur zu allgemeinen 
Feſtſtellungen beitragen kann. 

Ins Auge fällt dem Beobachter vor allem die 
Infizierung des Landbewohners durch Stadt- 
ideale, wie ſie die Nachkriegskonjunktur mit Hilfe 
bequemer Verkehrsmittel jeder Art leichtſinnig 
und den Leichſinn fördernd herbeiführte; die Be- 
kräftigung ſolcher Tendenzen durch ſentimentale, 
auf Wochenendromantik eingeſtellte Siedlertypen, 
die nicht nur ſelber bald zur Stadt zurückfliehen, 
ſondern auch die landanſäſſige Bevölkerung dazu 
verleiten und damit den Siedlungsgedanken all- 
gemein ſabotieren. 

Im Gegenſatz zu dieſem Typus, dem die Be- 
quemlichkeiten der „Baukaſtenſiedlungen“ ſolche 
Gefühle leicht machen, ſteht der nach den Wurzel- 
kräften Hungernde, durch Arbeitsloſigkeit zu 
ſtrengen Gefühlen Geſchulte, der die ſeeliſch und 
körperlich fruchtbaren Elemente der Erde rein 
aufnimmt und kräftig zu geſtalten fähig iſt; der 
über der Not der ſeeliſchen und körperlichen Selbſt⸗ 
erhaltung und der Freude über ihren Gewinn 
nicht zu falſchen und unzeitigen Anſprüchen ver⸗ 
leitet wird. Dieſer Typus, „bäuerlicher als der 
Bauer“, der ernſthaft ſiedeln und nicht 
bloß geſiedelt werden will, iſt allein bei 
der Siedlerausleſe zu berückſichtigen! 

Denn nur der erdbeſeſſene, erderobernde Sied— 
ler iſt geeignet, die Grundkräfte der Erde zur 
Aufzucht eines naturgeſunden, mannhaften Vol: 
kes zu nutzen, das gewillt iſt und imſtande, auch 
zu verteidigen, was es mühſam ringend erwarb. 

Solche Erkenntnis und Tendenz klingt in dem 
vorliegenden Büchlein nutzreich an, doch verliert 
ſie in der Form der Diskuſſion an eindringlicher 
Wirkung. Möchte ſie das umfaſſendere Werk, das 
Neliſſen⸗Haken als „literariſche“ Frucht ſeiner 
Rae ankündigt, verbreiten und ver⸗ 
iefen! 
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Günter Krolzig: „Die Siedlung ſpricht.“ Eine 
Arbeiter- und Studenten-Reportage. Hans 
Bott⸗Verlag, Berlin-Tempelhof. 


Wie findet ſich der Siedler-Menſch in 
den neuen Raum, in die neue Aufgabe? Das 
iſt auch hier die Frage, die im Zuſammenleben 
und in Zuſammenarbeit mit den Siedlern zu 
erforſchen Günter Krolzig, der Leiter des Volks⸗ 
hochſchul⸗Heims Berlin-Tempelhof, mit ſeinen 
Schülern und Teilnehmern bei der Hochſchule für 
Politik in vier Siedlerdörfer auszog. 


In dem vorliegenden Buche bietet er nur die 
bei dieſer Gelegenheit geſammelten Geſpräche mit 
Siedlern. 

Dieſe Forſchungsreiſe ſollte „hauptſächlich der 
Wiſſenſchaft dienen“. 

Die damit verfolgte Abſicht aber iſt unbeſtimmt. 

Es iſt „nicht wiſſenſchaftlich gewollt“. — So ſieht 
es auch äußerlich nicht aus: Die anſprechenden 
Farben, das handliche Format der Ausſtaltung 
ſcheint auf populäre Leſerkreiſe gerichtet. Zu den 
naiven Siedlungswilligen ſoll die Praxis ſprechen. 
Der Inhalt, betont objektiv wiedergegebene Ge— 
ſpräche mit Siedlern und Funktionären der Sied⸗ 
lung, bietet eine Vielfalt widerſprechender Aeuße⸗ 
rungen, eine beunruhigende Zerriſſenheit des Ge⸗ 
ſamtbildes, das den Siedlungswilligen nur ver⸗ 
wirren und entmutigen kann. 

In der Tat iſt das Dargebotene aber auch 
nicht Wiſſenſchaft, denn es fehlt an jeder 
Syntheſe. 

Es iſt alſo bloßes Material, von dem 
ſich Verfaſſer und Verlag bei der Popularität 
des Themas und infolge der Buntheit der Aeuße— 
rungen gewiß Publikumsintereſſe und Erfolg ver⸗ 
ſprechen. 

Ein ſolches Verfahren aber iſt unbedacht, wenn 
nicht verantwortungslos gegenüber einem lebens— 
wichtigen Volksintereſſe! 

Gleichwohl iſt der materielle Beitrag des Buches 
wertvoll; um aber der Praxis wirkſam zu nützen, 
hätte das Material entweder wiſſen⸗ 
ſchaftlich verwertet werden müſſen: Dann 
wären nach ſeiner Beſchaffenheit Folgeſchlüſſe auf 
Forderung eines ſtaatlichen Siedlungsplanes, 
einer Rentabiliſierung der Landwirtſchaft durch 
Standariſierung der Erträge, einer prinzipiellen 
Siedlerausleſe, einer ſorgfältigen Siedlerſchulung 
und fortgeſetzten geiſtigen und praktiſchen Be- 
ratung abzuleiten geweſen. 

Oder populär gedacht, hätte das Dar⸗ 
gebotene eine eindeutige, geſinnungsklare Ten⸗ 
denz durchwirken müſſen, die beratend und beein⸗ 
fluſſend auf die Beſeitigung des Zwieſpaltes im 
Geiſt der Siedlergemeinſchaften, auf die Erzielung 
zu einem neuen bäuerlichen, zu einem neuen 
Ständebewußtſein hätte hinwirken müſſen. N. 


Eingegangene Bücher 


Technik und Kapitalismus. 
Herausgegeben von Wartin Holzer; Verlag Eugen 
Diederichs, Jena. Preis RM 2.40. 


Die 8 der Wohnungsbau- 
weiſen. 
Herausgegeben von Dr. Ing. Kurt Müller; Verlag 
Julius Springer, Berlin. Preis RM 4.50. 
Berichte über Lan dwirtſchaft: 
Die gärtneriſche Siedlung in Deutſchland. 
Herausgegeben von Dr. Johannes Reinhold; Ver— 
lag Paul Parey, Berlin. Preis RM 17.60. 
Siedlungstempo und Siedlungserfolg. 
Herausgegeben von Profeſſor Dr. Hans-Jürgen 
Seraphim und Privatdozent Dr. Dr. H. Wollen—⸗ 
weber; Verlag Paul Parey, Berlin. Preis RM 10.40. 


Arbeitsbeſchaffung für 250 000 Arbeitsloſe durch 
Errichtung von 100 000 Kleinſtheimſtätten. 
Herausgegeben von Johannes Lubahn; Verlag 
Robert Müller, Potsdam. 


Die ländliche Siedlung in Bayern. 
Herausgegeben von Dr. Julius Froſt; Verlag Paul 
Parey, Berlin. Preis RM 3.50. 

Der Pachtvertrag der Kleingartenvereine. 
Herausgegeben von Hans Wilhelm Spiegel; Ver⸗ 
lag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Preis RM 3.50. 

Die Fruchtbranntweine und ihre Bereitung. 
Herausgegeben von Hofrat Joſef Löſchnig; Scholle» 
Verlag. Preis RM 1.50. 

Der Eigentumsvorbehalt in der geſamten Bau⸗ 
wirtſchaft. 

Herausgebeben von Gerhard Otte, Syndikus in 
Berlin; Induſtrie⸗Verlag Carl Haenchen, Halle / S., 
Preis RM 3.—. 

Denkſchrift über die Verkehrsentwicklung, das 
rheiniſche Fernverkehrsſtraßennetz und den 
Ausbau der Weſtoſtenſtraßen im Norden der 
Rheinprovinz als Rahmen der Landesplanung. 
Herausgegeben vom Landeshauptmann der ARhein- 
provinz. Verlag L. Schwan, Düſſeldorf. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 


Aenderung der Beſtimmungen über Reichsbau⸗ 
darlehen für Eigenheime vom 11. November 1932. 


Gemäß der Verordung des Reichsarbeitsminiſters 
vom 24. Mai 1933 (RArbBl. I 152) erhalten die Ab⸗ 
ſätze 2 und 3 in Ziffer 4 der Beſtimmungen über 
Reichsbaudarlehen für Eigenheime folgende Faſſung: 


2. Für Eigenheime, die für Familien mit vier und 
mehr im elterlichen Haushalt lebenden Kindern 
oder für Schwerbeſchädigte im Sinne des Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzes beſtimmt ſind, darf ein zuſätz⸗ 
liches Reichsbaudarlehen bis zu RM 500, — ges 
währt werden, für kinderreiche Familien jedoch 
nur dann, falls neben den in Ziffer II Abſ. 2 
bezeichneten Räumen ein dritter Schlafraum 
eingebaut wird. Bei Eigenheimen, die für kinder⸗ 
reiche Schwerbeſchädigte beſtimmt ſind, dürfen 
beide Arten von Zuſatzdarlehen nebeneinander 
bewilligt werden. 

3. Das Reichsbaudarlehn — ausſchließlich eines 
etwa gewährten Zuſatzdarlehns für Kinderreiche 
oder Schwerkriegsbeſchädigte — ſoll nicht mehr 
als 25 v. H. der Bau- und Nebenkoſten zuzüglich 
des Wertes von Grund und Boden betragen. 


Weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung. 

Die Reichsregierung hat im Geſetz vom 26. Mai 
1933 (RGBl. IT 298) weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Zwangsvollſtreckung angeordnet, die z. T. 
eine Abänderung der bisherigen Vorſchriften ent⸗ 
halten. 

Die Zwangsverſteigerung eines Grun d⸗ 
ſtücks iſt jetzt auf die Dauer von längſtens 6 Mo⸗ 
naten einzuſtellen, wenn die Nichterfüllung der fälli⸗ 
gen Verbindlichkeiten auf Umſtänden beruht, die in 
der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung begründet ſind 
und die abzuwenden der Schuldner nicht in der Lage 
war. Eine Ablehnung des Antrages auf einſtweilige 
Abſtellung hat zu erfolgen, wenn ſie dem betreibenden 
Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil brin⸗ 
gen oder wenn die Verſteigerung in einem ſpäteren 
Zeitpunkt einen geringeren Erlös bringen würde. 


Die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforde⸗ 
rungen in Gegenſtände des beweglichen 
Vermögens unterliegt bis zum 31. März 1934 
weitgreifenden Beſchränkungen. In den im Geſetz 
genannten Fällen hat das Vollſtreckungsgericht auf 
Antrag des Schuldners die Zwangsvollſtreckung auf⸗ 
zuheben, wenn der Schuldner ohne ſein Verſchulden 
nicht imſtande iſt, ſeine Verbindlichkeit zu erfüllen und 
ihm durch Verluſt der Gegenſtände ein unverhältnis⸗ 
mäßig großer Nachteil erwachſen würde. 

Die Zwangsvollſtreckung in Miet⸗ 
und Pachtzinſen iſt bis zum 31. März 1934 inſo⸗ 
weit aufzuheben, als der Schuldner die Einkünfte aus 
den Miet⸗ oder Pachtzinſen zur laufenden Unterhal⸗ 
tung des Grundſtücks, zur Vornahme notwendiger In⸗ 
ſtandſetzungsarbeiten ſowie zur Befriedigung von An⸗ 
ſprüchen braucht, die bei Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück dem Anſpruch des Gläubigers nach 8 10 
des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgehen würden. 
Das gleiche gilt für die Pfändung von entſprechenden 
Barmitteln. 

Die Zwangsvollſtreckung in das beweg⸗ 
liche Vermögen eines Schuldners wegen eines 
Anſpruchs, der durch eine auf dem Grundſtück laſtende 
Hypothek oder Grundſchuld geſichert iſt, iſt bis zum 
31. März 1934 nur unter den im Geſetz vorgeſehenen 
Beſchränkungen zuläſſig, wenn der Schuldner infolge 
unverſchuldeten Rückgangs ſeiner Einnahmen zur 
Zahlung außerſtande iſt. 

Die neuen Vorſchriften enthalten auch Beſchränkun⸗ 
gen der Verpflichtung zur Leiſtung des Offen- 
barungseides. 2 

Der Reichsminiſter der Juſtiz hat im Reichsgeſetz⸗ 
blatt Nr. 56 die Vollſtreckungsvorſchriften der Notver⸗ 
ordnung vom 8. Dezember 1931 in der nunmehr gel⸗ 
tenden Faſſung unter der Ueberſchrift „Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung“ neu bekannt gemacht. 


Weitere Lockerung der Zwangswirtſchaft. 


Der Pr. Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit hat in 
der Verordnung vom 22. Mai 1933 (PG. 193) be⸗ 
ſtimmt, daß die Vorſchriften des Mieterſchutz- und 
Reichsmietengeſetzes ab 1. Juni 1933 nicht für Miet⸗ 
verhältnifje gelten, ſofern deren Jahresmiete ins⸗ 
geſamt beträgt: 
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a) 1200 RM und mehr in Berlin, 
b) 1000 RM und mehr in den übrigen Orten der 


Sonderklaſſe, N 

c) 800 RM und mehr in den Orten der Orts- 
klaſſe A, 

d) a RM und mehr in den Orten der Orts— 
klaſſe B. 

e) 40007 und mehr in den Orten der Orts— 
klaſſe 

f) N at und mehr in den Orten der Orts- 
klaſſe D. 

Geldmarkt 


Geſetz über Zweckſparunternehmungen. 


Die Reichsregierung hat im Geſetz über Zweckſpar⸗ 
1 vom 17. Mai 1933 (RGBl. I 269) 
alle beſtehenden und künftigen Betriebe von Zweck⸗ 
ſparunternehmungen der Aufjiht des „Reichsbeauf⸗ 
tragten für Zwedjparunternehmungen unterſtellt. 
Zweckſparunternehmungen im Sinne des Geſetzes ſind 
Privatunternehmungen, bei denen durch die Leiſtun⸗ 
gen mehrerer Sparer ein Vermögen aufgebracht wer⸗ 
den ſoll, aus dem die einzelnen Sparer ein Darlehn 
erhalten ſollen, oder das dazu verwendet werden ſoll, 
ihnen Gegenſtände auf Kredit zu verſchaffen. 

Als Zwediparunternehmungen find jedoch nicht an⸗ 
zuſehen? 1. Bauſparkaſſen, die der Aufſicht nach dem 
Geſetz über die Beaufſichtigung der privaten Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 6. Juni 
1931 (RGBl. 1 S. 315) unterliegen, ſowie ſolche Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe, die nach 8 112 Abi. 2 des vorbezeich⸗ 
neten Geſetzes den für Bauſparkaſſen geltenden Vor⸗ 
ſchriften unterſtellt werden; b 

2. Wohnungsunternehmungen, die nad) Kapitel IT 
des Siebenten Teils der Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 517) als gemein- 
nützig anerkannt ſind. 


Rechtsmittelverordnung für die Stempelſteuer. 


Nach der Verordnung vom 23. Mai 1933 (PG. 192) 
iſt über die Verpflichtung zur Entrichtung einer 
Stempelſteuer anſtelle des Rechtsweges nach § 26 des 
Stempelſteuergeſetzes im Berufungsverfahren der 
Reichsabgabenordnung zu entſcheiden. Die Verord- 
nung enthält beſondere Ergänzungsvorſchriften. 


Wirtſchaft 


Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
vom 1. 6. 1933 — RGBl. 223 (Auszug). 


Abſchnitt J. Arbeitsbeſchaffung. 
$ 1 (1) Der Reichsminiſter der Finanzen wird er⸗ 
mächtigt, Arbeitsſchatzanweiſungen im Geſamtbetrage 
bis zu einer Milliarde Reichsmark zur Förderung der 
nationalen Arbeit, insbeſondere für die folgenden 
Zwecke auszugeben: 

1. Inſtandſetzungs- und Ergänzungsarbeiten an Ver⸗ 
waltungs⸗ und Wohngebäuden, Brücken und an⸗ 
deren Baulichkeiten der Länder, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen öffentlich-rechtlichen 
Körperſchaften, hr 

2. Inſtandſetzung von Wohngebäuden und von 

Wirtſchaftsgebäuden landwirtſchaftlicher Betriebe, 

Teilung von Wohnungen und Umbau ſonſtiger 

Räume in Wohngebäuden zu Kleinwohnungen, 

. vorjtädtiiche Kleinſiedlung, 

. landwirtichaftlihe Siedlung, 

Flußregulierungen, * . 
Anlagen zur Verſorgung der Bevölkerung mit 
Gas, Waſſer und Elektrizität, 


See 


7. Tiefbauarbeiten (Erdarbeiten) der Länder, Ge— 

meinden und Gemeindeverbände, 

8. Sachleiſtungen an Hilfsbedürftige. 

(2) Die Förderung der im Abſatz 1 Ziffern 1, 3, 
4, 5 und 6 bezeichneten Arbeiten erfolgt durch Hin⸗ 
gabe von Darlehen. Es dürfen nur ſolche Arbeiten 
gefördert werden, die volkswirtſchaftlich wertvoll ſind 
und die der Eigentümer aus eigener finanzieller 
Kraft in abſehbarer Zeit nicht würde ausführen 
können. 

(3) Die Förderung der in Abſatz 1, Ziffer 2, 7 und 
8 bezeichneten Aufgaben erfolgt durch Gewährung von 
Zuſchüſſen 

1. an Hausbeſitzer im Fall des Abſatzes 1 Ziffer 2, 

2. an Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 

im Fall des Abſatzes 1 Ziffer 7, 
3. an Bezirksfürſorgeverbände im Fall des Ab— 
ſatzes 1 Ziffer 8. 


Abſchnitt II. Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen. 


Bei der Ermittlung des Gewinns für die Einkom⸗ 
menſteuer, Körperſchaftsſteuer und Gewerbeſteuer gilt 
abweichend vom § 16 des Einkommenſteuergeſetzes für 
die Steuerabſchnitte, die nach dem 30. Juni 1933 und 
vor dem 1. Januar 1935 enden, das folgende: 

Aufwendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung 
von Maſchinen, Geräten und ähnlichen Gegenſtänden 
des gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Anlage- 
kapitals können im Steuerabſchnitt der Anſchaffung 
oder Herſtellung voll abgezogen werden, wenn die fol⸗ 
genden vier Vorausſetzungen gegeben ſind: 


1. Der neue Gegenſtand muß inländiſches Erzeugnis 


ſein; 

2. der Steuerpflichtige muß den neuen Gegenſtand 
nach dem 30. Juni 1933 und vor dem 1. Januar 
1935 angeſchafft oder hergeſtellt haben; 

3. der neue Gegenſtand muß einen bisher dem Ver⸗ 
trieb dienenden gleichartigen Gegenſtand erſetzen; 

4. es muß ſichergeſtellt ſein, daß die Verwendung 
des neuen Gegenſtandes nicht zu einer Minder⸗ 
beſchäftigung von Arbeitnehmern im Betrieb des 
Steuerpflichtigen führt. 

Die folgenden Abſchnitte III VI regeln die Ar⸗ 
beitsſpende, Ueberführung weiblicher Hilfskräfte in 
10 Hauswirtſchaft und die Förderung der Eheſchlie— 
ungen. 


Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe 
vom 1. 6. 1933 — RGBl. 331 (Auszug). 


Die Eröffnung des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens kann der Inhaber eines landwirtſchaft⸗ 
lichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betrie- 
bes beim zuſtändigen Amtsgericht bis zum 30. 6. 1933 
beantragen. 

Eine Ablehnung des Antrages findet ſtatt: 
1. wenn über das Vermögen des Betriebsinhabers 

das Konkursverfahren eröffnet iſt, 

2. wenn der Betriebsinhaber ſich aus eigenen Mit- 
teln entſchulden kann, 

3. wenn der Betriebsinhaber Schulden im Hinblick 
auf eine beabſichtigte Inanſpruchnahme des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens aufgenommen hat; daß dies 
der Fall iſt, iſt im Zweifel bei Schulden anzu⸗ 
nehmen, die nach der Verkündung dieſes Geſetzes 
aufgenommen ſind, 

4. wenn die Pexſönlichkeit und Wirtſchaftsweiſe des 
Betriebsinhabers nicht die Gewähr für eine er⸗ 

folgreiche Durchführung des Verfahrens bietet, 

wenn die Entſchuldung nach den im Oſthilfegebiet 
geltenden Vorſchriften erfolgt iſt oder gemäß 

Ss 97 bis 99 zu erfolgen hat oder wenn die Ent⸗ 


or 
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ine nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes er⸗ 

olgt iſt, 

6. wenn der Betriebsinhaber auf die Entſchuldung 
gemäß $ 105 verzichtet hat. 

Die Entſchuldung kann erfolgen: 

a) durch Schuldenregelung oder Ablöſung, 

b) durch Landabgabe, 

c) durch eine Verbindung von Schuldenregelung 

oder Ablöſung und Landabgabe. 

Die Entſchuldung durch Landabgabe findet nur in⸗ 
ſoweit ſtatt, als der Eigentümer ſie beantragt und 
ſich mit der Entſchuldungsſtelle oder einer Siedlungs- 
geſellſchaft darüber verſtändigt. Die Entſchuldungs⸗ 
ſtelle kann und ſoll jedoch eine Landabgabe verlan⸗ 
gen, wenn dadurch die Aufſtellung eines für die be⸗ 
teiligten Gläubiger vorteilhafteren Entſchuldungs⸗ 
plans möglich wird. 

Beteiligt ſind alle Gläubiger, die zur Zeit der 
Eröffnung des Verfahrens einen dinglichen oder per⸗ 
ſönlichen Anſpruch gegen den Schuldner haben. 

Das Geſetz enthält im übrigen ſehr eingehende ma⸗ 
terielle und verfahrensrechtliche Vorſchriften für die 
Durchführung der Entſchuldung, insbeſondere auch im 
Wege des Zwanges (Zwangsvergleich). 

Die Entſchuldung durch Landabgabe 
und Förderung der landwirtſchaftlichen 
Siedlung wird in den SS 66 bis 79 geregelt. 

Der Antragſteller kann bei der Entſchuldungsſtelle 
beantragen, dieſe möge einen Teil der Fläche oder 
den ganzen Betrieb zwecks Ablöſung von landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schulden übernehmen. Den Entſchuldungs⸗ 
ſtellen ſoll zur Durchführung der Landabgabe die 
Unterſtützung der Siedlungsgeſellſchaften und des Do⸗ 
mänenfiskus der Länder zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den. Die Bewertung der abzugebenden Flächen er⸗ 
folgt im Wege der Uebereinkunft und iſt in erſter 
Linie unter dem Geſichtspunkt vorzunehmen, daß die 
künftigen Anſiedler in der Lage ſein ſollen, bei Zu⸗ 
grundelegung einer mittleren Wirtſchaftslage, den 


Kaufpreis zu verrenten und abzutragen. Für Länder 
und forſtwirtſchaftliche Betriebe, die zur Siedlung ge⸗ 
eignet und nach dieſem Geſetz nicht entſchuldungsfähig 
find, iſt zur Durchführung der Beſiedlung die Mitwir- 
kung des zuſtändigen Landlieferungsverbandes vor⸗ 


geſehen. 
Durchführung der Entſchuldung im 
Oſthilfegebiet iſt durch die Uebergangsvor⸗ 


ſchriften SS 95 bis 101 geregelt. 


Darlehnsaufnahme für Arbeiten aus dem 
Arbeitsbeſchaffungsprogramm. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium hat durch Ver⸗ 
ordnung vom 20. 4. (GS. 163) beſtimmt, daß über die 
Aufnahme von Darlehen durch Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände bei der Deutſchen Geſellſchaft für 
öffentliche Arbeiten aus den Mitteln des Arbeits- 
beſchaffungsprogramms der Regierung von 1932 zur 
Durchführung von Notſtandsarbeiten an Stelle der 
Vertretungskörperſchaft das Verwaltungs⸗ 
organ die erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen hat. 

Ueber die Genehmigung der Darlehnsaufnahme ent⸗ 
ſcheidet der zuſtändige Oberpräſident. 


Forſchungsarbeiten im Arbeitsdienſt. 
Arbeitsbeſchaffung. 

Der Reichskommiſſar für den Arbeitsdienſt hat im 
Erlaß vom 3. Mai 1933 (RGBl. I 125) angeordnet, 
daß in Zukunft keine neuen wiſſenſchaftlichen For⸗ 
ſchungsarbeiten, die ſich als eine Sondermaßnahme 
für eine beſondere Berufsſchicht (Akademiker, Inge- 
nieure) darſtellen, als Arbeiten im Arbeitsdienſt an⸗ 
zuerkennen ſind. Eine Ausnahme beſteht nur für die 
Vorbereitungen der Landesplanung für den Arbeits- 
dienſt ſelbſt durch Kulturbauämter und andere tech- 
niſche Stellen. aufende Maßnahmen, die im Rah⸗ 
men des freiwilligen Arbeitsdienſtes bewilligt wor⸗ 
den ſind, können bis zum Ablauf der Förderungsfriſt 
weitergeführt werden. 


Nachrichten des Bau: und Siedͤlungsweſens 


Wohnungswirtſchaft 
Neuer Aufſichtsrat der Deutſchen Bau⸗ und 
Bodenbank A.⸗G. in Berlin. 

In einer außerordentlichen Generalverſamm— 
lung wurde der Aufſichtsrat der Geſellſchaft neu 
gewählt, dem nunmehr folgende Herren an— 
gehören: Direktor Dr. Bötzkes, Berlin, Direk⸗ 
tor Dr. Breitmeyer, Stuttgart, Hauptmann 
a. D. Cordemann, Berlin, Minijterialdiref- 
tor Dur ſt, Berlin, Geheimrat Dr. Glaß, Ber⸗ 
lin, Präſident Grießmeyer, Berlin, Ver⸗ 
bandsdirektor Gutzmer, Berlin, Miniſterialrat 
Dr. Imhoff, Karlsruhe, Generaldirektor 
Knoblauch, Berlin, Miniſterialrat Leh⸗ 
mann, Berlin, Direktor Leopold, Berlin, 
Staatsratspräſident Dr. Ley, Berlin, Mini⸗ 
ſterialrat Dr. Löhner, München, Staats⸗ 
kommiſſar Dr. Moſer, Berlin, Präſident Dr. 
Mulert, Berlin, Direktor Müller, Berlin, 
Miniſterialrat Dr. Poerſchke, Berlin, Mini⸗ 
ſterialrat Dr. Ronde, Berlin, Oberregierungs⸗ 
rat Dr. Ruſch, Dresden, Direktor Schukkel, 
Berlin, Dr. Baron von Stempel, Berlin, Geh. 
Juſtizrat Steyrer, München, Oberingenieur 


Teske, Berlin, Direktor Weltzin, Berlin, 
Direktor Dr. Wilhelmi, Berlin, Kaufmann 
Winter, Hamburg. Vom Betriebsrat ent: 
ſandt: Buchholz, Berlin, Wehrſtein, Ber: 
lin. Ferner trat auf beſonderen Wunſch des 
Hauptaktionärs des Reiches, der bisherige Erſte 
Direktor der Bank, Dr. Ing. e. h. Dr. jur. Otto 
Kemper, um dem Reich für weitere Aufgaben 
zur Verfügung zu ſtehen, aus dem Vorſtand in 
den Aufſichtsrat der Geſellſchaft über und über- 
nahm in Verfolg deſſen in dem neu gebildeten 
Aufſichtsrat den Vorſitz. 


Gleichſchaltung der Bauhüttenbewegung. 


Der beauftragte oberſte Leiter der geſamten 
wirtſchaftlichen Unternehmungen des ADGB,, 
Afa⸗Bundes, DGB. und DHV., Bankdirektor 
Karl Müller, hat zum Sonderbeauftragten für 
den Verband ſozialer Baubetriebe und die ihm 
angeſchloſſenen Bauhütten und Baunebenbetriebe 
den Architekten Franz Straſſer ernannt und 
ihm alle hierzu notwendigen Vollmachten erteilt. 

Durch dieſe Verfügung ſind der Verband ſozialer 
Baubetriebe und alle ihm angeſchloſſenen Betriebe 
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gleichgeſchaltet und dem Aktionskomitee der Deut: 
ſchen Arbeit unterſtellt worden. Sie ſtehen ſo⸗ 
mit nicht mehr unter marxiſtiſcher Leitung. 

Die in dieſen Bauhüttenbetrieben angelegten 
Gelder ſind faſt durchweg Arbeitergroſchen. Es 
iſt ſomit eine unbedingte Notwendigkeit, die Be⸗ 
triebe bei größtmöglichſter Sparſamkeit zu erhal⸗ 
ten, damit tauſenden deutſcher Volksgenoſſen die 
weitere Arbeitsmöglichkeit geſichert iſt. Nur die 
raſſefremden und volksfeindlichen Elemente und 
alle diejenigen Perſonen ſind ausgeſchaltet wor⸗ 
den, die auf Grund ihrer Parteizugehörigkeit den 
Poſten nur als eine Verſorgung betrachteten. . 

Das Ziel des Sonderbeauftragten iſt es, die 
Bauhüttenbewegung von allen Schlacken zu reini⸗ 
gen und ſie wieder zu einer Vereinigung ſchöpfe⸗ 
riſchen Arbeitswillens zu machen, wie es die Bau⸗ 
hütten in früheren Jahrhunderten waren, als ſie 
die herrlichen Dome ſchufen, die heute noch von 
dem guten Sinn der Bauhütten Zeugnis ablegen. 

Damit durch den Wettbewerb der Bauhütten⸗ 
betriebe das deutſche Handwerk nicht geſchädigt 
wird, ſollen die Baunebenbetriebe allmählich ab- 
gewickelt werden. Dazu eröffnen Betriebsüber⸗ 
ſchüſſe der Bauhütten die Möglichkeit einer finan⸗ 
ziellen Hilfeleiſtung für das Handwerk. Sie er⸗ 
öffnen auch die weitere Möglichkeit, dem deutſchen 
Arbeiter und Angeſtellten ohne drückende Zins⸗ 
verpflichtung zu einer eigenen Scholle zu verhel⸗ 
fen und damit den Leitgedanken des neuen Staa⸗ 
tes zur Tat werden zu laſſen: Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz. 


Gleichſchaltung des Haus⸗ und Grundbeſitzes. 


Bei der Gleichſchaltung der Haus- und Grund: 
beſitzerverbände iſt Johann Georg Roenneberg 
als Präſident des Zentralverbandes Deutſcher 
Haus- und Grundbeſitzervereine e. V. berufen 
worden. Der neue Präſident hat einen Aufruf 
erlaſſen, in dem er die Mitarbeit des Haus- und 
Grundbeſitzes bei der Durchführung des Wieder— 
aufbauprogramms verſichert. 


Zuſammenſchluß der Architekten. 

Der Bund Deutſcher Architekten (BDA) und 
die Wirtſchaftliche Vereinigung deutſcher Architek⸗ 
ten werden ſich zur Wahrung der berufsſtändigen 
Belange der freiſchaffenden Architekten zuſammen⸗ 
ſchließen. Der Präſident des Reichsbundes Deut⸗ 
ſcher Technik hat die Präſidenten beider Verbände, 
Architekt Fritz Höger und Profeſſor Hönig 
beauftragt, den Zuſammenſchluß nach allgemeinen 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen durchzuführen. 


Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
hat im Jahre 1932 trotz aller wirtſchaftlichen und 
politiſchen Schwierigkeiten ſein Arbeitsprogramm 
durchgeführt. Vor allem brachte das verfloſſene 
Jahr den Abſchluß der ſeit dem Jahre 1928 
planmäßig durchgeführten Unterſuchungen 
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über die Maſſivdeckenkonſtruktio⸗ 
nen. Die im Verlag von Oscar Laube-Dresden 
1932 herausgebrachte 12. Folge „Vom wirt: 
ſchaftlichen Bauen“ bringt in acht Einzelauf⸗ 
ſätzen eine Fülle neuen Materials über die Decke 
als Tragwerk, ihre Einzel-Elemente, ihre ſtatiſche 
und konſtruktive Behandlung ſowie über die 
Eſtriche auf Maſſivpdecken. 

Sein beſonderes Augenmerk hat der Deutſche 
Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen im Jahre 
1932 der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
zugewandt. Seine erſten Vorarbeiten hierüber, 
die ſich mit der Siedlung im Spiegel der Volks⸗ 
wirtſchaft, der Selbſthilfe, der Bauplanung und 
vor allem mit den für die vorſtädtiſche Klein- 
ſiedlung geeigneten Bauſtoffen und Baukonſtruk⸗ 
tionen befaßt, brachte der Ausſchuß in der 
11. Folge „Vom wirtſchaftlichen Bauen“ (Ver- 
lag Oscar Laube-Dresden) heraus. Gleichzeitig 
war es dem Ausſchuß mit Unterſtützung der 
Stiftung zur Förderung von Bauforſchungen 
möglich, an über 70 im Bau befindlichen vor- 
ſtädtiſchen Kleinſiedlungen mit weit über 5 000 
Wohnungen in ganz Deutſchland eingehende Un⸗ 
terſuchungen durchzuführen. 

Beſondere Unterſuchungen auf dem 
Gebiete der Holzbauweiſen fanden im 
Rahmen der Leipziger Baumeſſe-Siedlung ſtatt, 
deren wiſſenſchaftliche Betreuung in die Hände 
des Ausſchuſſes gelegt war. Hier haben die Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes, Dipl.-Ing. Seidel, Leipzig 
und Profeſſor Dr. Reiher, Stuttgart, eingehende 
Forſchungen auf dem Gebiete der neuzeitlichen 
Holzdecken durchgeführt. ; 

Der Ausſchuß hielt jeine 12. Tagung im Oktober 
in Hannover ab und am 14. und 15. Mai 1933 in 
Mannheim-Ludwigshafen eine zweite Arbeits⸗ 
ausſchuß-Sitzung im Jahre 1933. 


Geloͤmarkt 


Aus der Organiſation der Bauſparkaſſen. 

Die im April in Köln gegründete Arbeits⸗ 
gemeinſchaft der gemäß § 133 FAG. zum Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb zugelaſſenen und berechtigten Bau— 
ſparkaſſen zählt zurzeit 27 Mitglieder. Die Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft hat ihren Sitz nach Leipzig 
N. 22 verlegt. Die Arbeitsgemeinſchaft ſtrebt 
ebenjo wie die anderen Verbände der Bauſpar⸗ 
kaſſen die Gründung eines Einheitsverbandes an. 
Die Verbände verhandeln zurzeit mit den Reichs: 
kommiſſaren für die Wirtſchaft Dr. Wagener und 
Direktor Möllers. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 
Senatsſitzung des Reichsaufſichtsamts für Privat: 
verſicherung am 10. und 11. Mai 1933: 


1. Heimſtätten⸗Vauſparkaſſe G. m. b. H. i. Liqu., 
Heidelberg: Das Zahlungsverbot wurde bis 
14. Auguſt 1933 verlängert. 


2. Mitteldeutſche Bau⸗Sparkaſſe A.⸗G., Hans 
nover: Das Zahlungsverbot wurde aufs 
gehoben. 

3. Deutſche Bau: und Wirtſchaftsgemeinſchaft, 
e. G. m. b. H., Köln: Der Genoſſenſchaft 
wurde aufgegeben, den Geſchäftsplan zu 
ändern. 

4. Deutſche Bauſpar A.⸗G. (Debag), Hamburg: 
Der Geſchäftsbetrieb wurde unterſagt. 

5. „Bauwirt“ Bau⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft 
e. G. m. b. H., Köln: Der Geſchäftsbetrieb 
wurde unterſagt. Die beſtehenden Bauſpar⸗ 
verträge werden vereinfacht abgewickelt. Die 
Unterſagung des Geſchäftsbetriebs wirkt wie 
ein Auflöſungsbeſchluß. Die Liquidation der 
Bauſparkaſſe wird einem vom Reichsaufſichts⸗ 
amt zu beſtellenden Liquidator übertragen. 

6. Der „Deutſche Union“ Bauſparkaſſe für 
Stadt und Land G. m. b. H., Bückeburg, 

wurde die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb er- 
teilt. Die Entſcheidungen ſind noch nicht rechts— 
kräftig. 

Senatsſitzungen am 26., 27., 29. und 30. Mai 1933: 

Nachſtehenden Bauſparkaſſen iſt die Erlaubnis 
zum Geſchäftsbetrieb erteilt worden: 

1. Bauſparkaſſe Weſtmark A.⸗G., Köln, 

2. Bauſparkaſſe „Fronfrei“ G. m. b. H., Ham⸗ 

burg, 

3. Schwaben Hypothekenablöſungs⸗ 
ſpar⸗A.⸗G. in Thüringen, 

4. Concordia Vauſpar⸗A.⸗G., Berlin. 

Die unter 2—4 genannten Bauſparkaſſen find 
unter Bedingungen zugelaſſen worden. 

Der Kurmark Bauſparkaſſe A.⸗G., Berlin wurde 
aufgegeben, bis zum 1. Auguſt 1933 eine Kapital⸗ 
erhöhung durchzuführen. 

Der Schwäbiſchen Bauſpar⸗ und Entſchuldungs⸗ 
geſellſchaft m. b. H., Stuttgart wurden verſchiedene 
Auflagen gemacht, nach deren Erfüllung über den 
Zulaſſungsantrag der Bauſparkaſſen entſchieden 
werden ſoll. 


und Bau⸗ 


Schulden: und Zinſendienſt der deutſchen 
Wirtſchaft. 

Die geſamte Kreditverſchuldung der deutſchen 
Wirtſchaft iſt vom Statiſtiſchen Reichsamt für 
Mitte 1932 auf 91,5 Mrd. RM errechnet worden. 
In dieſer Geſamtziffer iſt die interne Verſchul— 
dung der einzelnen Wirtſchaftszweige unterein⸗ 
ander nicht einbegriffen. 

An dieſer Kreditverſchuldung in Höhe von 91,5 
Mrd. RM iſt die öffentliche Wirtſchaft mit einem 
Drittel (30,3 Mrd. RM) beteiligt. Von den 
Kreditſchulden der privaten Wirtſchaft entfallen 
27,4 Mrd. RM auf Induſtrie und Handel, 10,7 
Mrd. RM auf die Landwirtſchaft und 23,2 Mrd 
RM auf den ſtädtiſchen Hausbeſitz. 

An Zinſen ſind auf dieſe Kreditverſchuldung in 
Höhe von 91,5 Mrd. RM bei den Ende 1932 gül⸗ 


tigen Zinsſätzen rd. 5,2 Mrd. RM jährlich von 
der öffentlichen und privaten Wirtſchaft an außer⸗ 
halb ihres Kreiſes ſtehende Gläubiger abzuführen. 
Durch die doppelte Zinsſenkung des Vorjahres — 
Ermäßigung des Reichsbankdiskonts von 5% auf 
4% und Zinsherabſetzung bei den landwirtſchaft⸗ 
lichen Hypotheken — haben ſich die Zinsverpflich— 
tungen um faſt 370 Mill. RM verringert. 

Von der Zinsbelaſtung in Höhe von 5,2 Mrd. 
RM find 2,3 Mrd. RM von der privaten Wirt⸗ 
ſchaft aus dem Bruttoertrag der induſtriellen und 
landwirtſchaftlichen Produktion und des Handels 
aufzubringen. Weitere 1,2 Mrd. RM find aus 
den Aufwendungen der Bevölkerung für die 
Deckung des Wohnungsbedarfs zu finanzieren. 
Schließlich iſt noch die öffentliche Wirtſchaft mit 
1,7 Mrd. RM an der Zinsbelaſtung beteiligt. 


Die deutſche Auslandsverſchuldung. 


Die Anmeldeſtelle für Auslandsſchulden hat 
für den 30. September 1932 eine neue Erhebung 
über die deutſche Auslandsverſchuldung angeſtellt. 
Es wurden 10181 Mill. RM langfriſtige Aus⸗ 
landſchulden und 9347 Mill. RM kurzfriſtige 
Auslandſchulden feſtgeſtellt, demnach insgeſamt 
19525 Mill. RM. Von der Erhebung find die 
direkten Kapitalanlagen des Auslandes, nämlich 
u. a. die im Beſitz von Ausländern befindlichen 
deutſchen Aktien und der in der Hand von Aus—⸗ 
ländern befindliche Grundbeſitz in Deutſchland 
nicht erfaßt. Die geſamten ausländiſchen Kapital⸗ 
anlagen in Deutſchland find ewa 5 Mrd. RM 
höher als die von der Anmeldeſtelle für Aus⸗ 
landſchulden erfaßten Verpflichtungen von rd. 
19,5 Mrd. RM. Die Geſamtverſchuldung kann 
alſo mit rd. 24—25 Mrd. RM angeſetzt werden. 


Verlangſamte Abnahme des Pfandbriefumlaufs 
im März 1933. 

Der Umlauf an Emiſſionspapieren der Boden— 
kreditinſtitute hat ſich im März um 23,76 Mill. 
RM (im Februar um 29,80 Mill. RM) ver⸗ 
ringert. Der Anteil der Pfandbriefe hieran be- 
trägt 21,76 Mill. RM (27,68 Mill. RM). Hier⸗ 
nach hat die Abnahme des Umlaufs an Pfand- 
briefen eine Verlangſamung erfahren, obwohl im 
Monat März als dem Quartalsmonat im all⸗ 
gemeinen die Verringerung ſtärker iſt. Für das 
erſte Quartal des Jahres 1933 ergibt ſich eine 
Verringerung des Pfandbriefumlaufes um 86 Mill. 
AM gegenüber 99 Mill. RM im erſten Quartal 
1932. Im März 1932 hatte der Umlauf an Pfand⸗ 
briefen eine Abnahme um 35,26 Mill. RM auf 
zuweiſen. Die Verringerung der Schrumpfung 
des Pfandbriefumlaufs im März iſt zum Teil 
auf das höhere Kursniveau zurückzuführen, wel- 
ches die Ablöſung von Hypotheken durch Pfand— 
driefhingabe weniger reizvoll macht. 

Von dem Zugang an eigentlichen Goldpfand⸗ 
briefen im Betrage von 37,95 Mill. RM (26,35) 
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entfielen 19,1 Mill. RM (13,68) auf Hypotheken⸗ 
banken, 14,01 Mill. RM (7,38) auf öffentlich⸗recht⸗ 
liche Kreditanſtalten und 4,93 Mill. RM (5,29) 
auf ſonſtige Anſtalten. Als Abgang werden aus⸗ 
gewieſen bei der Rentenbankkreditanſtalt 7 Mill. 
RM (0), bei den Hypothekenbanken 23,38 Mill. 
RM (25), bei öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalten 
18,08 Mill. RM (13,38) und bei ſonſtigen An⸗ 
ſtalten 0,57 Mill. RM (0,81). 

Bei den nach dem Auslande begebenen Pfand— 
briefen iſt eine weitere Verringerung des Um- 
laufes um 5 Mill. RM (8,3) feſtzuſtellen. Von 
dem Abgang durch Rückkauf, Tilgung uſw. fallen 
2,05 Mill. RM (5,5) auf die Deutſche Renten⸗ 
bankkreditanſtalt. Der Umlauf an Pfandbriefen 
betrug insgeſamt am 31. März 1932 6 843 982 000 
RM, am 28. Februar 1933 6 597 828 000 RM, 
am 31. März 1933 6 586 750 000 RM. 


Wirtſchaftsereigniſſe und zahlen 
Reichsführerſchule des Arbeitsdienſtes. 

Im alten Lehrerſeminar zu Spandau iſt eine 
Reichsführerſchule des Arbeitsdienites eingerich- 
tet worden. Ihre Aufgabe iſt, die Führer für den 
Arbeitsdienſt heranzubilden. Dieſe Führerorgani⸗ 
ſation muß bereits für den erſten Jahrgang der 
Arbeitsdienſtpflicht am 1. Januar 1934 zur Vers 
fügung ſtehen. In 14 Bezirken der Landesarbeits⸗ 
ämter ſind daher ebenſo viele Bezirksführerſchulen 
für den Arbeitsdienſt eingerichtet worden, die die 
mittleren und unteren Führer ausbilden. Die 
Reichsführerſchule ſteht unter der Leitung von 
Major Lancelle und hat die beſondere Aufgabe, 
die einheitliche Ausbildung und den einheitlichen 
Geiſt für den geſamten deutſchen Arbeitsdienſt zu 
ſchaffen. 

Einſtellung des Transfer ab 1. Juli. 

Die Reichsbank hat der Reichsregierung davon 
Mitteilung gemacht, daß ſie mit Wirkung vom 
1. Juli d. J. für eine vorübergehende und hoffent⸗ 
lich kurze Zeit die Zuteilung von Deviſen auf alle 
diejenigen Zahlungen einſtellt, welche Verpflich⸗ 
tungen betreffen, die vor der Julikriſe 1931 ent⸗ 
ſtanden ſind. Die beſtehenden Stillhalteabkommen 
find ausgenommen. Hierbei handelt es ſich um 
eine rein volkswirtſchaftliche Angelegenheit, näm⸗ 
lich darum, daß die Reichsbank nicht genügend 
fremde Zahlungsmittel zur Verfügung hat, nicht 
aber um eine Zahlungsſtockung privater Schuld⸗ 
ner. Darum hat die Reichsregierung ein Geſetz 
erlaſſen, wonach die deutſchen Schuldner verpflich- 
tet werden, ihre Zahlungen in Reichsmark weiter 
zu leiſten. Das Transfergeſetz tritt am 1. Juli 
1933 in Kraft. 


Umlauf von deutſchen Induſtrieobligationen und 
verwandten Schuldverſchreibungen. 

Am 31. Dezember 1932 betrug der Umlauf der 

deutſchen Induſtrieobligationen und verwandten 
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Schuldverſchreibungen 4,3 Mrd. RM gegenüber 
4,5 Mrd. RM am 2. Januar 1932 und 4,7 Mrd. 
AM am 31. Dezember 1930. Seit Ende 1930 iſt 
der Umlauf von Induſtrieobligationen infolge 
der abnehmenden Aufnahmefähigkeit des Kapital⸗ 
marktes alſo dauernd zurückgegangen, und zwar 
jährlich in Höhe von etwa 0,2 Mrd. RM. 


Die Ausgabe von Wertpapieren im Jahre 1932. 


Die Ausgabe von Wertpapieren im Deutſchen 
Reich belief ſich im Jahre 1932 auf 709 Mill. 
RM, d. ſ. nur 36 v. H. der Vorjahrsemiſſionen 
im Betrage von 1980 Mill. RM. Die Wert⸗ 
papieremiſſionen des Jahres 1932 belaufen ſich 
alſo nur auf ein Sechstel der Emiſſionen in den 
Jahren des wirtſchaftlichen Aufſtiegs; ſie ſind nur 
wenig höher als die Emiſſionen des Jahres 1924. 


Zinsſenkung bei den Sparkaſſen. 


Auf Anregung des Deutſchen Spakaſſen- und 
Giro⸗Verbandes und aus eigenem Antriebe haben 
eine große Reihe von Sparkaſſen eine freiwillige 
Senkung ihrer Ausleihe-Zinsſätze, vor allem der 
Hypothekenzinsſätze, vorgenommen, obwohl die 
Verzinſung der Anlagen der Sparkaſſen durch die 
früheren zwangsweiſen Senkungen am ſtärkſten 
unter allen Geldinſtituten getroffen wurden. Da⸗ 
durch ſind die Hypothekenzinsſätze vielerorts unter 
6% geſenkt worden. In Württemberg z. B. be- 
tragen die Hypothekenzinſen einſchließlich der Ver: 
waltungskoſten bei der großen Mehrzahl der 
Sparkaſſen 5,5%. 


Sparkaſſeneinlagen im März 1933. 

In der Entwicklung der Spareinlagen bei den 
deutſchen Sparkaſſen iſt im März 1933 ein leichter 
Rückſchlag eingetreten. Die Spareinlagen ſtiegen 
zwar noch um 28,2 Mill. RM auf 10 396,3 Mill. 
NM. 

Der Einzahlungsüberſchuß, der im Februar noch 
49,2 und im Januar 106,1 Mill. RM betragen 
hatte, verwandelte ſich in einen Auszahlungs⸗ 
überſchuß von 0,3 Mill. RM. 


Die deutſchen Sparkaſſen im Jahre 1932. 

Die Anzahl der deutſchen Sparkaſſen hat ſich 
im Jahre 1932 von 2575 auf 2533 vermindert. 

Die Monatsſtatiſtik der deutſchen Sparkaſſen 
ergab für Ende 1932 einen Spareinlagenbeſtand 
von 9917 Mill. RM. Zuſammen mit den erſt 
1933 gutgeſchriebenen Zinſen iſt der Spareinlagen⸗ 
beſtand auf 10 180 Mill. RM zu veranſchlagen. 
Ende 1932 wurden ſomit die Spareinlagen um 
rd. 60 Mill. RM höher nachgewieſen als Ende 
1931. 

Der Spareinlagenzugang von 60 Mill. RM iſt 
als Saldo aus einem Auszahlungsüberſchuß von 
rd. 630 Mill. RM einerſeits, Zinsgutſchriften in 
Höhe von 410 Mill. RM und Aufwertungsgut⸗ 
ſchriften im Betrage von 280 Mill. RM anderer- 
ſeits entſtanden. 


Die Bautätigkeit in Preußen im Jahre 1932. 
(Endgültige Ergebniſſe.) 

Im Berichtsjahr wurden durch Neubau 
83 261 Wohnungen geſchaffen. Weitere 17 374 
Wohnungen wurden durch Umbau gewonnen. 
Dieſer Erſtellung von insgeſamt 100 635 Woh⸗ 
nungen ſteht ein Abgang — durch Umbau, 
Abbruch, Brände uſw. — von 12058 Wohnungen 
gegenüber; daraus ergibt ſich für das Jahr 1932 


ein Reingewinn von 88 577 Wohnungen. 


Gemeſſen am Wohnungsreingewinn des Jahres 
1931 (149 467 Wohnungen) bedeutet das einen 
Rückgang um rd. 41 v. H. (1931: 1930 — 26 v. H.). 

Die Einzelergebniſſe ſind in der ſtatiſtiſchen 
Korreſpondenz vom 2. Juni 1933 veröffentlicht. 


Der Rückgang des Wohnungsbaus in den Städten. 

Nach einer im „Städtetag“ veröffentlichten Auf⸗ 
ſtellung ſind in ſämtlichen Städten mit 50 000 und 
mehr Einwohnern im ganzen Jahre 1932 ins⸗ 
geſamt 53 700 Wohnungen fertiggeſtellt worden, 
alſo noch nicht die Hälfte der Bauleiſtung 
des Vorjahres mit 119900 Wohnungen. Den 
Wert der geſamten baugewerblichen Produktion 
im Reich wird man für 1932 beim Wohnungsbau 
auf etwa 0,6 Neilliarden RM beziffern können 
gegenüber 1,7 Mrd. RM im Jahre vorher. Der 
Rückgang der Wohnbautätigkeit iſt auf die Mitte 
Oktober 1931 begonnene ſtarke Droſſelung der 
öffentlichen Mittel zurückzuführen. Mit 
öffentlichen Zuwendungen wurden 1932 rd. 53 v. 
H. aller in den Städten errichteten Wohnungen 
erbaut; 1931 betrugen ſie 84 v. H. Ueberwiegend 
wurden wieder Klein wohnungen erbaut. 
Rund 54 v. H. der erſtellten Wohnungen umfaß⸗ 
ten 1 bis 3 Wohnräume, einſchl. Küche. 1931 be⸗ 
trug der Anteil an Kleinwohnungen 57 v. H., 
1930 etwa 49 v. H. und 1928 erſt 36 v. H. Auf 
die Wohnungen mit 4 bis 6 Wohnräumen, ein⸗ 
ſchließlich Küche, unter denen ſich auch die Drei— 
zimmerwohnungen befinden, entfielen 42 
v. H. aller Wohnungen, auf Großwohnungen mit 
7 und mehr Räumen 4 v. H. Durch An-„Auf⸗ 
und Umbau wurden insgeſamt 12 900 Woh⸗ 
nungen geſchaffen, etwa 25 v. H. aller errichteten 
Wohnungen. 1931 betrug der entſprechende An⸗ 
teil noch 5 v. H. Dem Zugang an Wohnungen 
ſtand 1932 ein Abgang von 6000 Wohnungen 
gegenüber, ſodaß ſich der Reinzugang an 
Wohnungen in den Städten von 50 000 und mehr 
Einwohnern auf 47 700 im Jahre belief. 1931 
waren es 115 500 und im Jahre 1930 rd. 157 000 
Wohnungen. 


Die Preistendenz auf den Rohſtoffmärkten 
der Welt. 
An den Rohſtoffmärkten der Welt haben ſich 
ſeit der zweiten Märzhälfte beträchtliche Preis⸗ 
erhöhungen durchgeſetzt. Die Preiſe von 20 wich: 


tigen Welthandelswaren find gegenüber dem 
Stand zu Beginn des Jahres um durchſchnittlich 
7 v. H. geſtiegen. 

Die Steigerung iſt auf die Dollarentwertung, 
ihre Folgewirkungen dagegen aber auch auf all- 
gemeine Konjunkturerſcheinungen zurückzuführen. 


Die Arbeitsmarktlage im Reich. 

Die Arbeitsmarktlage hat ſich nach dem 
Bericht der Reichsanſtalt in der Zeit vom 1. bis 
15. Mai 1933 weiter gebeſſert. Die Zahl 
der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeits- 
loſen ſank um rund 80 000 auf rund 5 252 000. 
Sie iſt ſomit vom winterlichen Höchſtpunkt bis 
Mitte Mai um rund 800 000 zurückgegangen 
gegenüber nur rund 454 000 im Vorjahr. In der 
zweiten Hälfte Mai hat ſich die ſeit Februar an⸗ 
haltende Entlaſtung des Arbeitsmarktes in ver⸗ 
ſtärktem Maße fortgeſetzt. Ihre Zahl ging um 
rund 212 000 zurück. Die Abnahme im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres war nur 93 000. 


Die öffentliche Fürſorgelaſt im Deutſchen Reich. 

Nach den Feſtſtellungen des Statiſtiſchen Reichs⸗ 
amts war die Zahl der von den Bezirksfürſorge— 
verbänden, d. h. den Gemeinden und Gemeinde: 
verbänden, laufend in offener Fürſorge 
unterſtützten Hilfsbedürftigen bis Ende März 1932 
auf 3 854 500 Parteien geſtiegen. Die Zahl liegt 
faſt zweieinhalbmal ſo hoch als Ende März 1928. 
Waren damals auf 1000 Einwohner 27 Parteien 
laufend zu unterſtützen, ſo waren es Ende März 
des vorigen Jahres 61,8. 

In der Zwiſchenzeit iſt die Zahl der Hilfs- 
bedürftigen erheblich weiter geſtiegen: Bis Ende 
September 1932 auf 4316 000 Parteien oder 69,2 
auf 1000 Einwohner. 

Die Indexziffer der induſtriellen Weltproduk— 
tion (1928 — 100) war von 69,1 im Juli auf 75,1 
im Dezember 1932 geſtiegen; ſeither hat ſie ſich 
wieder auf 71,6 im März 1933 geſenkt, ohne daß 
jedoch der vorangegangene konjunkturelle Tief- 
punkt nochmals unterſchritten worden wäre. Das 
Produltionsvolumen der Weltinduſtrie hält ſich 
ſeit Herbſt 1932 unter Schwankungen auf gleichem 
Stand. 


Lebenshaltungskoſten und Großhandelspreiſe. 

Die Inderziffer der Großhandelspreiſe Hat ji 
im Laufe des Monats April unter dem Einfluß 
der Preiserhöhung für landwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe leicht erhöht. Die Durchſchnittsziffer beträgt 
90,7. 

Am 3. Mai 1933 betrug der Index der Groß⸗ 
handelspreiſe 91,1, am 10. Mai 91,3 und am 
17. Mai bereits 92,3. 

Die Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten 
beläuft ſich im Durchſchnitt des Monats April auf 
116,6. Sie hat ſich gegenüber dem Vormonat nicht 
verändert. 
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